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DerStstutenentwurffürdenWehnungs-undSiedlüngsfendderGe-¬
meindeWien .In einer gemeinsamenSitzungderGemeinderatsaus -¬
schüssefür technischeAngelegenheiten ,für Sezialpelitikund

GrundzügseinesStatutesfürdenWehnungsfürsergewurdenheutedee
Wehnungs-undSiedlungsfendder GemeindeWiennachfolgendenGrund-¬
sätzen ,dieStadtratSiegelverlegte ,beraten .AufgabedesFends
ist die planmässigeFörderungdesWehnungs-undSiedlungswesen.Die
Fendshilfekanneinematerielleederfinanziellesein .Diematerielle
Fondshilfe soll insbesendere bestehen :In der Beschaffung geeignes

tenBau -undSiedlungsgrundes,eventuellmimWegederEnteignung
( dieUeberlassungdieser Gründehat unter Verbehalten ,dieeinen
spekulativen Missbrauchausschliessen insbesendere im WegedesBau
rechtes zu geschehen ) ,in der SicherstellungundUeberlassungven
Bausteffen ,in der materiellenFörderungvenWehnbauten,insbesen-¬
dere KleinwehnungenundvenWehn -ündWirtschaftssiedlungenein - ¬
schliesslich der mit ihnen verbundenen genessenschaftlichen Läden ,

genessenschaftlichenundEinzelwerkstättenundBetriebenundder
Wohnungsergänzungen,wieGenossenschaftshäusern,Krankenstuben ,
Bildungsstätten ,Kindergärten ,Jugendheimen ,Spert -undSpielplät -¬
zen ,genessenschaftlichen Küchen und Waschküchen u .dgl . ,in der

AusgestaltungundVerbesserungverhandenerHäuserundRäumefür
Wohnzwecke .Die finanzielle Hilfe ( Geld -und Kredithilfe )sell ins¬
besenders gemeinnützigen Vereinigungen gewährt werden durch die

Beteiligung an gemeinnützigen Wehnungs -undSiedlungsgenessenschaf - ¬

ten ,sei es durch Zeichnung ven Anteilen ,Unterstützungen für be¬
stimmte Zweckeeder in anderer Ferm ,durch die Beteiligung anande - ¬

ren gemeinnützigen Unternehmungennwelche ,der Beschaffurg ven Bau - ¬

krediten ,Bausteffen und senstigen Siedlungsbedarf dienen ,durch
senstige FörderunggemeinützigerWehnungs -undSiedlungspelitik ,
ferner durch die Gewährungven Bauverschüssen ,durch Gewährungvon
verzinslichenundunverzinslichenDarlehen( Baukrediten ) ,durchdie
Leistung ven Zuschüssenfür die Verzinsungund Tilgunganderweitig

aufgenemmenerDarlehenunddurchdie UebernahmevenBürgschaften
für die VerzinsungundTilgungselcher Darlehen .Bislängstens
1 .Märzeines jeden Jahres ist ein " irtschafts -und Arbeitsplanfür
die Verwendungder Fondsmittel für das nächste Baujahrfestzustel - ¬

len .Die Finanzierung ven Prejekten erfelgt nur nachverheriger
fachlicher Früfung .Sie sell nur selchen Wehnungs -undSiedäungs - ¬
unternehmungen zuteil werden ,bei deren Planung undDurchführung

die weitestgehendeWirtschaftlichkeitwaltet ,dergemeinnützige
uckdauerndsichergestellt ist ,willkürlicheZinssteigerungenund

Kündegungenausgeschlessensind ,beiderVergebungderWehnungen,
Häuserresp .SiedlungsstellenkinderreicheFamilien ,Kriegsbeschä-¬
digteetcebesendersbeverzugtwerden,diebeidenSiedlungendie
Siedlerverpflichten ,bei AusführungderBautenmitzuarbeiten ,die-¬
se stets in gutemZustandezu erhalten und die ihnen zurVerfügung
gestellten Grundflächenintensiv zu bewirtschaften .Im Falleder
einem Unternehmen gewährten Fendshilfe sind der Fendsverwaltungal - ¬
le verlangtenGebahrungsüberschüsseverzulegenist demMagistrate
die Einsichtnahme in die Bücher des Unternehmens jederzeit zuge - ¬

statten .Die Mittel des Fendswerdengewennen :AuseinemZuschuss
der GemeindeWienausdemErtrageder Mietaufwandsteuer,derver-¬
behaltlichweitergehenderBeschlüssemit jährlich 50MillienenKre-¬
nendurch20Jahrefestgesetztwird ,ausdenvomStaatzubeanspru-¬
chendenZuschüssenin mindestensgleicher Höhe ,aus denzu Gunsten
des FondsetwaeinzuführendenLeistungen ,AbgabenundBeiträgen ,
aus Beiträgen von Privaten eder Gesellschaften ,die durchZuwen- ¬
dungvenGeldeder GeldeswertdenFendswzeckfördern undausden
Erträgnissen der laufenden Fendsgebahrung .Die Verwaltungdes

Fends ebliegt einem Kuraterium ,dessen ZusammensetzungderGemein- ¬
derat bestimmt .Die Gemeinde Wien beschliesst die Ausgabe venOb¬

ligatienen ,deren Srlös für die Förderungdes Wehnungs -undSied - ¬
lungswesensbestimmtist .DieseObligatienengeniessendieHaftung
der Stadt Wien für ihren Verzinsungs -und Tilgungsdienst undwer - ¬

denaufvdenGrundstückenundBaulichkeiten ,welchemitdensegewen-¬
nenenMitteln beschafft werden ,gnundbücherlichsichergestellt .Die

PupilarsicherheitdieserObligatienen ,die MithaftungdesStaates ,
ihre Befreiung ven Steuern und Gebührenist zu erwirken .Weiterist
einegesetzlicheVerfügungzuerwirken ,wenachfestgelegtwird ,das
Entschädigungenfür enteignete Gründewenigstensteilweise
in selchen Obligatienen geleistet werden können undöffentliche
Kreditinstitute und Versicherungsanstalten bestimmte Beträge in

selchenObligatienenanzulegenhaben.
AndiesenEntwurfknüpftesich eine lebhafte Aussprache ,in

dervenallenRednerndieAktienderGemeindeaufdemGebietedes
Wehnungs-undSiedlungswesensbegrüsstundeineBeschleuni-¬
gungder Durchführungaller Sicherungdes se netwendigenEr- ¬
felges erferderlichen Massnahmen verlangt wurde .StR .Siegel be¬

tentein seinemSchlusswert ,dass ,wennderStaatderGemeinde.
Wien die netwendige Hilfe gewährt ,mit der grössten Beschleunigung

andiesesgresseWerkgeschrittenwerdenwird.
DieVerlagegelangtehieraugeinstimmigzurAnnahme.



Die Alkehelabgabe .Der gemeinderätliche Finanzausschussberie

heuteeinenvomamtsführendenStadtratBreitnervorgelegtenGe-¬
setzentwurf über die Einhebungerhöhter GemeindeabgabenvonBier
Weinund Alkehel .Der Referent bemerkte ,dass diese Abgabenent¬
sprechenddengeändertenPreisverhältnissen eine Neubemessunger - ¬
fahren müssen .Der Gesetzentwurf sieht eine Erhöhung der Gemeinde
abgabeauf Bier ,die bisher 20 h pre Liter betrug ,auf 40 ver
Für Wein wurden bisher pre Liter 2 K Gemeinde teuer eingehebn ,

nach dem neuen Verschlag wurde dieser Steuersats verdeppelt .Die
Gemeindeabgabefür Alkehel ,die bisher mit 40 Kfür den Liter be¬
messenwargwurdeauf 50 Kerhöht .Die VerschlägewurdenimFie
nanzausschusseinstimmigangenemmen.

+4
DieWertzuwachsabgabewurdevomFinanzausschussunverändert

zumBeschlusserhebenundwirdzugleichmitder Alkehelabgabeam
Mittwachden Stadtsenat beschäftigen .Bei der Beratung desGesetz - ¬
entwurfes einer Gemeindeabgabevon den Untermieten stellte Gemein
derat Blum( Sezdem . )den Antrag ,dass alle ntermieten ,fürdie
menatlichnichtmehrals 100Kgeferdertwerden ,vonjederAbga-¬

Der Antrag wurde
be frei bleiben sellen ,angenemmen und die Vore
lage genehmigt .

Stadtrat Preitner nachte ferner demFinanazausschussMit¬
teilung über die geplante Erhöhungder Fürsegeabgabeund derEin- ¬
führungeiner Luxuswarensteuer ,bezüglichwelchergegenwärtigmit
demMinisteriumfür FinanzenVerhandlungengepflegen werden .Aller
Veraussicht nach dürfte schen die nächste Sitzung desGemeinde- ¬

ratsausschusses sich mit diesen beiden Steuerprojekt beschäfti -
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20.Jaurgans,Inen,littuoch,den2 .lurs1es1.
KleinhandebspreisfürNestele' sKindermenl.DerMagistratWien
als politischeLandesbehördehatdenAleinhandelspreisfürNest-¬
le ' sKindermehlproDosezu 400g NettogewichtsinhaltmitK30. -¬
furdasWienerGemeindegebietfestgesetzt.DieserPreistrittso-¬
fortinKraft.

DasPalmenhausimWäenerZentralfriedhof.AnlässlichderAuflassung
desPalmenhausesimWienerZentralfriedhofegelangendiedarinbefind
lichenPalmenundDekorationspflanzenimWegeeineröffentlichenVer¬
steigerungam14 .März1921 ,9 UhrvormittagszumVerkauf ,NähereAus-¬
künfteerteilt dieVerwaltungdesWienerZentralfriedhofes.

DieneueAnforderungsverordnungunddieGewerbetreibendengGestern
sprachenbeimBürgermeisterReumannVertreterdesVerbandesder
sozialdemckratischenGewerbetreibendenundKaufleutevor .DieHer-¬
renersuchtendenBürgermeisterdahinzuwirken,dassdieangekündigterestlosneueAnforderungsverordnung,/ auchauf die Geschäftslokalean¬

gewendetwerde ,da es gegenwärtiggänzlichausgeschlossenist aufle¬
galemWegeeinLokalfürgewerblicheZweckezubekommen,Eswerdevon
Hausbesitzern und Privaten sehr oft für vollständig leere Räumeeine

sohoheAblösegebührverlangt ,dassbesondersdiekleinenGewerbe¬
treibendenunmöglicheinGeschäftslokaléerhaltenkönnen.Dazukommt
noch,dasseinegrosseAnzahlvonleerenRäumenderBenutzungentzögen
werden.DadiegegemwärtiggeltendeAnforderungsverordnungdiesbezüg-
lich eine Lückeaufweist ,geschieht dies nur zu spekulativenZwecken.

VomUhrenmuseumderStadtWien.WegenErweiterungdesUhrenmuseumsdesDieVertreterwiesendaraufhin ,dassesimInteressedeswirtschafti-

April . J .verschoben ,Zutritt habenderzeit nurMitgliederdesVerei -forderungsveromanungBestimmungenaufgenommenwerden ,die esermögli-¬

genundAnmeldungensindunterBeischlusvonRückportoandieLeitungAuflösungdesMietvertragesfreiwerdendenBetriebs -undGeschäftsräu-¬desUhrenmuseums,Wien, . ,Schulhof2 ,zurichten. meohneEntrichtungdieserAblösegebühren ,denGewerbetreibendenzu¬

UhrenmuseumsderStadtWienist dessenEröffnungbisungefährMittechenLebensderStadtgelegensei ,wennin dieangekündigteneueAn-¬

nesderFreundedesUhrenmuseumsgegenschriftlicheAnmeldung.Anfra-chen,dassalleleerstehendenodernurteilweisebenütztenunddurch

Sallen .DieAbordnungunterbreitetenweiterdemBürgermeistereinigeErsteösterreichischeSparkasseImMonateFebruarwurdenbeider WünscheüberdieZusammensetzungderAnforderungs,undBerufungs¬Ersten österreichischen Sparkasse im Spar -und Scheckverkehrevonsenate .Bürgermeister Reumannerwiderte ,dass er dieberechtigten
12 . 699Parteien K47 401 . 702eingelegt ,an . 543Parteien K39 ,137 . 613wünscheder Geberbetreibendenbei der NovellierungderAnforderungs-¬
rückgezahltundes belief sich der Gesamtelnlagenstandam28 .FebruarverordnungberücksichtigenwerdeunddassbesondersjeneBestimmungen

1921aufK878,876.368.HypothekardarlehenwurdenK765. 200zugezählt,Aufnahmefindenmüssen,diedemSchachermitWohnungenundGeschäfts-¬
dagegenK2 ,4769758rückgezahlt ,sodasssichderStandderHypothe-lokaleneinEndesetzensolen .

kardarlehenam28 .Februar1921aufK285398 . 330stellte .Dåe
Pfandbriefdarlehenbeliefensicham28 .FebruaraufK85000.60jäh-DieneuenSteuergesetzeimScadtsenatgenehmigt.DerStadtsensmt
rigePfandbriefewaremK19217200imUmlaufe.Wechselwurdem heute nacheinemReferat des StR .Breitner die vomFinanzaussschuss
K71,511 . 888eskontiert ,dagegenK45 ,289 . 710einkassiertDerBesitzbeschlossenenSteuergesetze ,die Erhöhfungder Mietaufwandabgabe,der
anWechselnundSchatzscheinenbetrugam28 .Februar1921 AlkcholsteuerundderWertzuwachsabgabesowiedie EinführungderUnter
K251,033,592.- mietabgabe,genehmig?



WIENERRATHAUSKORRESPONDENZ .
Herausgeberundverantw.RedakteurFranzMicheu.

27 .Jahrgang ,Wien ,Donnerstag ,den3 .März1921.
- - - - ¬

Keine Nachmittagsausgabe .



WIENER RATHAUSKORRESPONDENZ
Wien ,Dennerstag ,den 3 .März1921 .-Abendausgabe

Vonder StrassenbahnDie Direktion der Strassenbahnteilt mit
dass nunmehrHin -und Rückfahrscheineüber die der Lochungentspreg

chendeTeilstreckehinausauchnochaufzweiweiterenTeilstrecken
einschliesslich solcher auf abzweigenden oder kreuzenden Linien gel
ten ,umdenBestzernderartigerFahrscheinedieRückfahrtbiszu
ihremAusgangspunkttrotz allfälliger Lochungeines anderenLinien
signalesodereineranderenTeilstreckezuermöglichen
DieDienstgebereinkommensteuer.Fürdie zur öffentlichenRechnungs
legungverpflichteten Unternehmungenwird als Abfurhstelleder
Dienstgebereinkommensteuer,die in diesemMonatfür dieMonate
JännerundFeber1921einzuzahlenist ,analogdemVorgangbeider
städtischenFürsorgeabgabedieRechnungsabteilungB(Zentralsteu¬
eramt ). Bez. ,Ebendorferstrause,NeuesAmtshaus,bestimmt.

AbänderungderFremdenzimmerabgabe.DergemeinderätlicheFinanzaus-¬
schuss hat im Sinne eines von Stadtrat Breitner vertretenen Gesetze
entwurfesdiebisherigeFremdenzimmerabgabeeinerNovealierungun¬
terzogen .Hotels und Pensionen ,die bisher eine Abgabe von 20%

unterlagen ,werdennachInkrafttretendesneuenGesetzes30%zu
entrichtenhaben .DerReferentführteaus ,dassdiefinanziellen
Verhältnisseder GemeindeWieneigentlicheinewesentlichhöhere
Besteuerungerfordert hätten .Dochwurdeden von denGenessenschaf
ten der Hoteliers und Pensionsinhaber vorgebrachten Einwendun¬

gen insbesendere demHinweis ,dass die NeuanschaffungdesInven- ¬
tars ungeheureSummenerfordere ,RechnunggetragenundeineErhöe
hungvonbloss10%vorgeschlagen .DerneueEntwurfbestimmtderner
dass Sanatorien ,soweit sie nicht von gemeinnützigenVereinenohne
Erwerbsabsichtbetriebenwerden,gleichfallsabgabepflichtigsind
Honorarefür ärtztliche BehandlungundOperationenetc .bleiben
beiderBerechnungausgeschieden.ImSinneeinesvonGR.Blum(Soz¬
Dem . )gestellten Zusatzantrages wurdeeine gweisseBegünstigung

der Sanatorien inseferne vergesehen ,als von dem Entgelt ,dasdie
Insassen für Wohnung ,Verpflegung ,Beleuchtung ,Beheizung unddie
regelmässige ärtzliche Behandlungzu entrichten habenzunachst
ein20%igerAbschlagerfolgt ,derdannverbleibendeRestwirdmit
1/3derBesteuerungunterwerfen .VondiesemeinenDrittelalsosind
danndie30%zuberechnen.EinvenDr .Kienböck(christlsoz. )ge¬
stellter Antrag ,die HotelzimmerabgabenachBetriebenabzusteufen
undein Antragdes GR .Dr .Schwarz - Hiller( Pemekrat )eineUnter
scheidung zwischen Inländern und Ausländern zu machen ,wurdenabe

gelehnt .DerReferentenantragundder ZusatzantragBlumwurdenzum
Beschlusserhoben .
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Vefbandder Angestellten der Stadt WiengAmDienstag ,den 8März
findet um4 Uhrnachmittags in der Volkshalle des NeuenRathauses
eine Delegierten - Versammlungdes Verbandesder Angestelltender

GerleindeWienstatt .

Wiener Gemeinderat alsLandtag
Sitzung ,vom4 .März1921.

PräsidentDr .DannebergeröffnetdieSitzung
DerPräsident tellt mit ,das nacheiner Zuschrift desBe- ¬

ZirksgerichtesJesefstadt in Strafsachentle StrafgerichtlicheVer- ¬
felgungdesGemeinderatesBernhardEllendeingestelltwurdeundse
mit die Verhandlungüber den auf der TagesordnungbefindlichenBe- ¬
schlus demImmunitätskellegiumin dieser Sacheentfällt

StR .Breitnerbeantragt ,dieGesetzvoråagenbetreffenddie
Einhebungeiner GemeindeabgabevomWertzuwachsvonLiegenschaften
unddie Einführungeiner AbgabevemEntgeltfür Untermietenvonder
Tagesordnungabzusetzenundsie erst in Verhandlungzu ziehen ,bis
die bezüglichenAusgabspostenzur Verhandlungkommen .DerAntrag
wirdangenemmen.

GR .Dr .Scheu ( Soz . Dem. )berichtet über den Beschlussdes
Immunitätskollegiums in Sachen der Zustimmung zur strafgerichtlichen
Verfolgungdes GR .Julius Jorde in der EhrenbeleidigungssacheOtte

RischawcontraJuliusJordebeimBezirksgerichtJosefstadtinStraf¬
sachenundbeantragtdieAblehnungdesAnsuchens .

Ferner berichtet GR .Dr .Scheuüber den BeschlussdesIm- ¬
munitätskellegiumsin derEhrenbeleidigungsacheRichardSchmitz
centra Friedrich Schleifer und beantragt demAuslieferungsansuchen

desBezirksgerichtesJesefstadtzurVerfolgungdesGR .Schleifer
nicht Folge zu geben .Das Immunitätskollegiumsei ohne sich indas

MeriterischederFrageeinzulassen ,zuderUeberzeugunggekommen
dass es sich in dieser Sacheumeine politische Auesserungimpoli¬
tischen Kampfehandleunddass derartige Aeusserungenauchpolitisch
undnichtgerichtlichausgetragenwerdensellen .DenselbenStandpunkt
habe das Kollegiumbei den noch zu referserenden Fälleneingenommen

GR .Hotter(christlichsozial )richtat andenBerichterstatter
Dr .Scheudie Anfrage ,obes richtigsei ,dasser in seinerEigen¬
schaftalsRechtsanwaltderVertreterdesgeklagtenGR.Schleifer
sei .In diesemFalle wärees nerkwürdig ,dass er als Referentdie - ¬
ser Immunitätsangelegenheiterscheine.

GR .Breuer ( christlichsoz . )Es war in dieser Angelegenheit le¬

reitseineGerichtsverhandlung,inderichalsZeugegeführtwurde,
anberaumt .Sowohlich wiedie andarenZeugensind erschienen ,die

Verhandlunghatabernichtstattgefunden,wegenErkrankungdesAn-¬
geklagtenEsist ein SpieldesZufallsnur ,dassdie nächsteVer-¬
handlung für den 10 .Oktober anberaumt wurde ,für jenen Tag ,andem

dieImmunitätdesHerrnSchleifereingetretenist .Ichglaube ,es
sollte auchderjenige ,dereinempolitischenGegnerdenVorwurf
der feigen Verleundungmacht ,denMutbesitzen ,für dieseseine
Aeusserungeinzutreten.

GR.Vaugoin(christlichsozial):Esmussdaraufhingewiesenwer¬
den ,warumdas Immunitätsrechtbei den parlamentarischenKörperschaft
eingeführt wurde .Es sollte demParlamentarierdie Möglichkeitgeben ,
die InteressenseinerWählerzuvertretenunddurchnichtsgehemmtzu
sein .Wennaber in einer SitzungBeschimpfungenwie : „GemeinerKerl ;
vorkommensoglaubeich ,dassdiesmitdenInteressenderWählerschaf
nichts genein hat .Ich möchteauch dagegen protestieren ,dass derOb¬
manndesImmunitätsausschussespersönlichdieReferateerstattet .
Daswarbisherin parlamentarischenKörperschaftennicht üblich .Es
wärefür jedeseinzelneReferateinReferentzubestellen ,undes
ist nicht angängig ,dassder ObmanndesImmunitätsausschussesselbst
eineReihevonReferatenerstattet .

GR .Dr .Schen( Sez. - Dem. )beantwortetdie AnfragedesWR.Rotter
dahin ,dasser niemalsVertreterdesGR.FriedrichSchleifergewe¬
sen sei .Dass die Verhandlung gegen GR .Schleifer für den 10 . 0tober
vertagtwordensei ,sei tatsächlich ,wieGR .Breuersagte ,nurein
Spiel des Zufalles .Herr GReSchleifer habe nicht einmalgewusst ,
ober am10. OktoberschondasImmunitätsrechtgeniesse ,sei zurVer-¬

der Vertreterdeserfahren ,dassarschienenundhabedorthandlun
Dr .Kienböck

Klägers/demRichter erklärt habe ,es sei für GR .Schleifer dieImmuni¬
tät eingetreten .Wasdie Fragebetreffe ,werzumReferentenbestellt
werdensolle ,so weies tatsächlichauf denMangelanTradition

GemeinderatWienals Landtagzurückzuführen ,dasserim
selbst alle Referateübernommenhase Dochglaubeer ,danitgerecht-¬
fertigt zu sein ,dassalle BeschlüsseimAusschlusseeinstimmigauch

mit den Stimmen der Oppositien angenommenwurden RefReferenten
antrag wurde sodannangenommen .

DerselbeMeferentberichtetüberzweiAnsuchendesBezirks-¬
gerichtes Jesefstadt um Zustimmungzur strafgerichtlichen Verfol - ¬
gungder GemeinderäteElderschundKurzwegenBeleidigungdesGR.
HansRotter sewie des GR .BermannwegenBeleidigungeinesgewis- ¬
sen Josef Bitzinger und beantragt die Ablehnung .DiesemAntrage
wirdohneDebattezugestimmt.

StR .BreitnerreferiertsodannüberdiebekannteErhöhung
derMietzinsabgabeundführtbeiderBesprechungderWidmungdes
Erträgnissesdarausu a ,aus ;dassdie GemeindemitderWidmung
desErtragesven50Millionendurch/20JahreeingrosszügigesSied-¬
lungs -undWehnungsbauenin WienermöglichenwolleNachhinkend

hat das Bundesministeriumfür soziale VerwaltungeinenEntwurfein -

gebracht ,derausdemWienerSteuergebietdemAufwandfür ganzOe-¬
sterreichheraus holenwellte .Esseidieseinganzunmög¬
lihes Gesetz ,das keinedei Versorge für die Enteignung von Grundund

und dereinschlä¬Beden ,für die AnferderungvenBaustoffen
gigenFabrikenenthalte .Vorallemandernabermüssegegendas
Siedlungsgesetzder RegierungvomStandpunkteder WienerFinanzge-¬
barungder entschiedensteEinsprucherhebenwerden .Es sei ganzgut
möglich ,dass für gewisse Fragen eine einheitliche Regelungven

Statswegenerfelge ,wie dies beispielsweise durch dasKrankenan¬
staltsgesetz geschehen sei Se viele Einwendungenmanauchgegen

dieses GesetzvomWienerStandpunktezu erhebenhabe ,so müssedoch
festgesetllt werden ,dass es sich begnügezu statuieren ,welchen
Prozentsatzdie Gemeindezu demgesamtenAufwandezu leistenhaben.
Wie aber diese Prozentsumme von der Gemeinde aufgebracht werde ,sei
selbstverständlichganzihremeigenenErmessenüberlassenInganz
gleicher Weise wurde bisher bei allen Angelegenheiten gemeinsamer

NaturzwischenStast ,LandundGemeindeverfahren ,sobeispialswei-¬
se auch bei den Ausgaben für die Donauregulierung ,die Verkehrsan¬

abgegangen .
lagen etz Von dieser bewährten Praxis wurde nunmehr/In demGesetz - ¬

entwurfe,dasdemNationalrateindenletztenTagenvorgelegtworden
sei , sindgleichzeitigauchförmlichbindendeVorschrif¬
tenenthaltenwiedieBedeckungaufgebrachtwerdenmüsse,undzwar
in der sonderberen Form ,dass von staatswegen Zuschläge zu denGe- ¬

meindeabgabenerhobenwerdensollen ,In welchsonderbarerWeisedies
geschehe ,sei durchdenHinweischarakterisiert ,dass eineallgemei¬
ne Mietzinssteigerung angeordnet werde ,Sei der überdies nochdie
Hausherren Nutzniesser sein sollen .Dies in einer Zeit ,in derdie

Gemeindebestrebt ist ,sich vomSystemder Zuschlägezu denStaats¬
steuern möglichst loszulösen ,in der eine grundsätzliche Teilungder

SteuerquellenzwischenStaat ,LandundGemeindedurchdieVerfas-¬
sung in Aussicht gestellt sei ,berühre es mehr als sonderbar ,wenn

derlei dilettandenhaftenExtratourenversuchtwerden .Sollte
widerErwartenbei dieserArtdesVerfahrensbeharrtwerden ,das
übrigensauchineinenanderenGesetzwntwurfedesBundesministeriums
für soziale Verwaltungnämlichin demüberdieFürsorgeerziehung
geplantist ,so wirdder GemeindeWiennichts anderesübrigbleiben ,
als auchihrerseits einfachohnealle Rücksichtauf diestaatlichen

Steuersyteme die eigenen Wege zu gehen .Durch die geltende Verfas¬

sungsei es ohmeweitersmöglichimWegeder Landesgesetzgebungetwa
Zuschlägezu der Einkommensteueroder eine eigeneVermögensabgabe
für Wienzubeschliessen ,die trotz Einspruchder Regierungdurch

nochmaligenBeschlussGerwirklichtwerdenkönne .Es sei alsoeine
sehrernsteSituationgeschaffenunddie Regierungmögees sichsehr
überlegen ,ob sie wirklich diesemgefährlichenWegbeschreitenwolle



GR Kunschek ( chr soz sagt dass es unrichtig sei ,wennge
sagt wird ,dass durch die heutige Erhöhung der Mietzinsabgabe nur
ein kleiner Teil der Bevölkerung betroffen wird ,denn die Statistik

auf die sich der Referent berufe gebe kein klares Bild undstimme
uch auf die heutigen Verhültnisss nicht mehr .Die Mieter werden ,

de im letzten Jahre duschgehende Steigerungen der Mietzinse vorge - ¬
nommen wurden nicht if eimem Prozent belastet ,sondern mit minde - ¬

stens 30 s Aber am die Mieter die heute 5000 K Mietzins zahlen ,

werden diesen am ' Wainicht mehr Zahlen ,sondern wahrscheinlich
schen e00 K oder wehr and werden daher eine fühlbare Erhöhung der

Abgabe zu spüren bekomnen .Die Abgaben treffen alse schon die Leute ,
die nicht mehr die allernotwendigsten Wohnungsbedürfnisse befriedi¬

gen können .Die Mietzinse seien um 283 Millionen Kronen mehrbela
stet wer en ,als dies im Budget worgeschen war ,waseine
47ige Erhöhung der Belastung der Mieter bedeutet Nach demVoran - ¬

schlage entfalle auf den Kopf eine Mistzinssteuer von K 33 .30 ,die
sich jetzt auf 147 erhöhen wird Die Mietzinsabgsbe sei eine unso¬

ziale Massnahme ,was vom Referenten auch dadurch zugegeben wurde ,

dess ein Teil des Ertrages der Erhöhung für gemeinnützige Bauzwecke
verwendet werden solle Dadurch werde aber die Gemeinde Wiennichts

leisten ,wodurch sie sich in der Oeffentlichkeit sehen lassen könne .
Die Vorlage müsse sich daher trotz der scheinberen Rücksichtnahme
auf die somialen Verhältnisse dem Vor urf einer unsozialen Massnahme

gefallen lassen .Redner beantragt ,die ErhöhungderMietzinsabgabe
erst bei einem Mietzins von 7000 K eintreten zu lassen undersucht
auch auf den Familienstand Rücksicht zu nehmen und stellt weiter

den Antrag ,dass die Mietzinsabgabebei einer Anzahlvonmehrals2
Kindernfür jedesweitereKindsich umeine Stufeverringernsolle .
Diessei eine Anregungdar sozialdemokratischenPartei die beider
Personaleinkommensteuerin Anwendunggebracht wurde .Informeller

ersteren Antrages bezüglich der Sätze von 5000 bis 7000 Kgetrennt

vorgenommenwerden .
und seine Parteigenossen e Sazi

GR .Klimes ( Tscheche )sagt ,dass er / fur die /sten
Vorlage stimmen werden ,selbst auf die Gefahr hin ,dass mancheSchich - ¬

ten ihrer Wählerschaft nicht einverstanden sein werden .Die Mietzins - ¬

steuer sei gewissberechtigt ,dennArmebetreffe diese Steuernicht .
Bei dieser Gelegenheitgebe er die Erklärungab ,dass er undseine
Parteigenossenjederzeit für jede Vermögens- undLuxussteuerstimmen

werden .
AngriffeGR .Breuer ( christlichsoziel )erklärt ,auf die

gen des Vorredners gegen die christlichsoziale Partei nicht weiter
eigehen zuwollen .

OR .Klime :Weil Sie zu dummdazusind !
GR Breus ( energ sch )Schweigen Si

GR .Klimes ( heit g auf lar Fult schlagend )Das ist eine Frech¬
heit !Was Sie getan haben ,ist eine Gemeinheit ,eine Lumperei !

GR .Komrewsky :( christlichsozial )Zerspring !Holts die Feuer¬
wehr !

Da GR .Klimes in seinen heftigen Zwischenrufen frtfährt ,mahnt
ihn der Präsident zur Ruhe

GR .Breuer ( chr . - soz . ) :Auf die Ausführungendes HerrnKlimes
zurückzukommen ,lohnt sich nicht der Mühe ,denn die Quelle ,ausder
er schöpft unddie Haltungjener Nation ,welcherer angehört ,im

Weltkriege ,enthebt mich als Deutscher der Mühe hierauf irgend eine
Antwort zugeben .

GR .Klimes :Sie können über unsere Nation gar nichts erzählen ,
Sie sind zu dummdazu !

GR. . Breuer :Ich möchte bitten ,den Herrn wahnsinnig gewordenen
Herrn Kollegen zur Vernunft zubringen !

GRKlimes :Bis isch die rate Nase haben werde ,wie Sie ,werde .

ich vielleicht wahnsinnig sein !Ich lasse mir eine solche Zu¬
rechtwiesung nicht gefallen .Wir sind keine Buben ,sondernebenso
Abgsordnete wie Siel

GR .Angelieschristl . - soz . )Ein Wurstel simSie
GR .Breuer polemisiert dann gegen die Vorlage underklärt ,

dass die neuerlichen Erhöhungen der Steuersätze in den Kreisen der

Gewerbetreibenden ,die ohnenin bestehende Unzufriedenheit ,Er - ¬

regung über die Steuerpolitik der Majorität ausserordmmtlich steigern

werden .Schon gelegentlich der Einführung der Mistaufwandssteuer vor
etwa 7 Monaten sei in einer Massenversammlungder Gewerbetreibenden
das Wort vom Stauerstreik gefallen .Wenn diese Drohung nicht zur

Tat geworden ,sei dies nur dem mässigenden Einflusse der Christliche

sozialen zu danken .Redner zitiert einen Erlass desMagistrats - ¬
Direktors Dr .Hartl an die Gewerbetreibenden ,der mit den Wortenbe - ¬

Hinsicht beantragt Redner dass die Abstimmung bei Ablehnung des ginnt :„ Die gegenwärtige Teuerung ist bereits derart krass ,für die
3011

Allgemeinheit so dürckend dund unerträglich geworden ,dass,mdie
bereits hochgradige Erregung der Bevölkerung ,nicht elementar zum
Ausdrucke kommen ,von Seite der Genossenschaftsmitglieder alles unter - ¬
lassen werden muss ,die Freise ins uferlose zu steigern ?DieWorte
dieses Erlasses möchte Redner heute an die Majorität richten undsie

warnen ,die Erregung der Bevölkerung ins masslose zu steigern .

Wennheute davon gesprochen werde ,dass 1 Milliarde zuSiedlungszwecken
aufgewendet wird ,so sei an die Tatsache wohl zu glauben ,aber dass

zu
man hauen werde ,sei durchaus nicht glauben .Die Milliardewerde ,wie

irgend
seinerzet die 300 Millionen Investitionsanlehen,/einen Wegwandern ,
und unter irgend einem Titel für andere Zwecke verwendet werden .Sie
werden - ruft Redner - der Majorität zu - noch eine Zeitlang fortwur - ¬

steln ,bis endlich jenes Gottesgericht über Sie herengebrochen ist ,
dem Sie sich jetzt entzogen haben .Wir Geschäftsleute lben

hien kein Vertrauen ,und werden daher gegen die Vorlagestia
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Einkommensteuerin einer anderenWeiseveranlasst ,se ,das :sie
zur GrundlageeinesAufbauesgemachtwerdenkannSolangeabereine
Veranlagungbesteht ,die nochin denJahren1916und1917steckt ,
so kanndarauf keine Rücksichtgenommenwerden .DemAntrage ,dass
dieMieterUan500Obis7000Kronennichterhöhtwerdensollen ,sei
entgegenzuhalten ,dass diese Kronenim Jahre zu zallenhaben .

Wenndie 1 Milliarde Aronenals Brosamenbezeichnetwerden ,somann
nurgesagtwerden ,dassdie Brosamen ,die in demHausedrübenfur
dieGemeindeabfallen ,vieldürftigersindDieErregung,dieseiner-¬
zeit der Einführungder Steuerngeherrschthat ,hat sichgelegt ,
as gezeigthat ,dasssie nichtbegründetwar .DasGewerbeister-¬

freuerlicherw eise nicht zurückgegangenund wenngesagt wird ,dass
wiedereine Teuerungswelleausgelöst werde, ,so müssedarauf
hingewirsenwerden ,diss die Abgane ,die imanderenHausebeschlossen
werden auch einenTeuerungsprozess einleiten mussen .Was die Ver - ¬
dächtigubetrifft dass trotz der Kontrolledes Gemeinderatesdie
MilliardeKronenanderenZweckenzugeführtwerdenkönnesokönne
mandarauf nur antworten ,dasses die christlichsoziale Pasteiohne
einen Bankdirektor als Finanzreferenten zu haben verstandenhat ,
Reglements vorzunehmenDer Gesetzentwurf schliesst ein Stucksoziale
Gerechtigkeit in sich und es wird zugegebenwerdenmüssen ,dass ,
wenndis Gemeindesich Einnahmenzur FörderungderBautätigkeit
verschaffen muss ,zunächst diejenigen Kreise herangezogen werden

mussen ,die leistungsfähig sind Die Einnahmenwerdensehrgering
sein undwerdengegenüberden ungeheuernLastenkaumeinenensens
werte Rolle spielen .

GR .Kunschak ( christlichsozial )berichtigt tatsächlich ,

dass er einen Antrag gestellt habe um die Möglichkeit zu erlangen ,

für jenen Teil der Vorlage zu stimmen ,für den seine Partei stimmen
könne .

Bei der Abstimmungwird der Zusatzantrag Kunschakbetreffend
die Berücksichtugung der Kinderanzahl bei der Besteuerung abgelehnt

die Vorlage angenommen und sodann auch in zweiter Lesung erledigt .

en Breitner referiert weiters über ein Gesetz durch das einige

Bestimmungendes Gesetzes vom18 .Bezember1922betreffend dieEin - ¬
hebungeiner GemeindeabgabevomWertzuwachsevonLiegenschaftenim
Gebiete der Stadt Wien abgeändert werden .Hiezu bemerkt der Referen

In einer Zeit ,in der es notwendig ist den Steuerdruck zu verschär - ¬

fen ,ergibt sich - nicht bloss bei uns ,sondern allüberall oein
stets wachsender Widerstand gegen solche Absa ben .Bei uns imbeson - ¬

ders starkem Masse ,weil Oesterreich niemals ein Land einer beson - ¬

ders hohen Steuerkultur gewesen ist .Dass dieser Widerstand i er
gegenwärtigen Zeit des schwankenden Geldwertes besonders stark ist ,

ist nicht verwunderliche So hat es sich gezeigt dass dieAbgaben
für Wertzuwachs besondern Widerständen ausgesetzt sind weil viele

derjenigen ,die Wertzuwächse empfangen ,das Empfinden haben ,dass

es sich gar nicht um Wertzuwächse handelt ,weil se für gute Kronen
Schlechte erhalten habenund schlechter daran sind als vor denKrie - ¬
ge .In dieser Lage befindet sich ein jeder und auch für denHausbe - ¬
sitzer kann es eine Ausnahme nicht geben -So ist es notwendig ge - ¬
wesen ,eine Reihe von Bestimmungen ,die sich auf dieBemessungen
des Wertzuwachses und auf die Strafen für Hinterziehungen beziehen ,

schärfer zu fassen .So ist es . B .eine eingestandene Tatsache ,dass

es Vorkaufsrechte gibt ,die lediglich nur zu dem Zwecke gegebenwer - ¬

den ,um den wahren Kaufpreis zu verschleinen und dasø soll durch
eine schärfere Fassungdes Gesetzes verhindert werden .Die
Strafen wurden in der Weise verschärft ,dass die Arreststrafe ,die

es früher nicht gegeben hat ,verhängt werdenkann .Es wurdeArrest - ¬
strafe gewählt ,weil es sich umFersonen handelt ,von denen manan - ¬
nehmen kann ,dass gerad die Möglichkeit einer Arreststrafe eine
weit abschreckendereWirkunghabenwird ,als eine Geldstrafe .Wir
habenauch eines Passus hineingenommen ,dass ein Teil jenerAbgaben,
die durch AnzeigeArgendeinerPerseh den Staatzsäckel zugeführtwird
als Ergreiferprämie verwendet werden kann .Das ist auch etwasunge - ¬

zu den Kampfesmitteln .Es waraberwöhnlichesgehörtaber
auchder Gedankemassgebend ,gewisseSteuerngeradewegendesfrü -¬
herdargeleztenvermindertenGeldwerteszumildernunddasgeschiehtE
durcheineErmässigungderAbagabenfür denaltenHausbesitz.Es
handelt sich nicht um irgend eine Massnahme durchwelche der Gemein - ¬

de neue Einnahmenzufliessen sollen ,es wird im grossen undganzen
ehereineminnahmenverminderungerfolgenEshandeltsichvielmehr
nur darum ,Umgehungenzu erfassen durch Strafbest immungenundander
seits umErleichterungenauf demgeradenWegezubleiben .

GR Dr .Kienböck ( chr sez ) beschäftigt sich eingehend mit den

Einzelheiten der Vorlage ,die entgegen der ursprüngkzhen Zweckbe - ¬

stimmung eine Art Vermögensabgabe einheben wolle welche speziell

aus Aulass der Veräusserung einer Liegenschaft fällig wird .Essei
eine Ungerechtigkeit ,dass gerade der Hausbesitz von der Wertzuwachs .

steuer am meisten getroffen werde ,während Besitzer aller erdenk - ¬

licher leicht veräusserlicheundschwererfassbarer Güter ,beispiels -¬
weise die Besitzer von Edelsteinen davon gar nicht betroffen werden .
Der Entwurf kranke an erheblichen technischen Mängeln die zu Miss - ¬

deutungen führenkönnen .Zweifellos seien die einzelnen Sätze zu

hoch und es sei zu besorgen ,dass noch mehr wie bisher vielfsch Umge - ¬

hungen des Gesetzes vorkommenwerden .Ambesten wäre es dieganze
Skala einer Revision zu unterziehen ;da dies aber jetzt nichtmög- ¬
lich sein dürfte beantrage Redner eine Reihe von Abänderungen ,die

die schlimmsten Härten der Vorlage mildern .Ganz entschieden zumiss¬
billigen sei die Zubilligung ten Anzeiger - undErgreiferprämien aus

den zu zahlenden Geldstrafen .Diese Bestammung begünstige nicht nur

das Naderer -und Svitzeltum sondern züchte direkt Erpresser .Das
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GR .Hreitner i Soz . - Dem . )sagt ,dass die Abänderungen des Ge - ¬

setzes im Finanzausschusse einer Sehr gründlichen Beratung unter¬

togen worden seen ,und dort habe auch eine ganze Reihe von Abänderung :

entragen Eingang in das Gesetz gefunden .Allerdings konnte mannicht

soweit folgen ,wie es gewünscht wurde ,weil ein grosser Teil der

vorgebrachten Einwendungen jener Auffassung entsprangen ,die man in

Wien dem Hausbesitzer gegenüber einnimmt ,selbst wenn man nicht Haus¬

besitzer ist .Der Referent sei daher nicht in der Lage ,den vorge¬

brachten Abänderungsanträgen zu entsprechen .Am wanigsten ,was sich

auf den Satz bezieht ,Gegenüber der Ausführung des GR .Dr -Kien¬

böck ,dass es unmoralisch sei Ergreiferprämien zu geben ,weist der

Referent darauf hin ,dass dieser 9 wortwörtlich aus den Gesetzes¬

entwürfen abgeschrieben sei ,die von der christlichsozialen Partei

eingebracht wurden und zwar dem Gesetze über Valutaumsatzsteuer nd

und Preiswucher Schliesslich bittet der Referent ,der Vorlage

in der Fassung ,wie sie vorliegt die Zustimmung zu geben und auch

keinen Auftrag zu einem neuen Ueberprüfung zu erteilen

Bei der Abstimmung wird das Gesetz nach Ablehnung der

Bebatte gestellten Anträge unverändert angenommen

Hierauf wird die Landtagssitzungg geschlessen .

Die Gehaltsreselung .der städtischen Ängesteriten .

Eine Milliarde Mehraufwand .

Donnerstagin später NachtsstundefürhtendieVerhandlungen
der Vertreter der Gemeindemit den Angestel ten zu einer beide
Teile befriedigenden Vereinbarung .Die Verhandlungenführtenfür
die Gemeindeder PersonalreferentamtsführenderStadtratSpeiser
und Magistrats - DirektorDr .Hartl und für den Verbandderstädt .

Angestellten und Präsident Schulz und die Mitglieder desPräsi¬
diums .Der Bürgermeister liess sich über den Fortgang derVerhand - ¬
lungen ,die sehr schwierig waren und viele Wochen dauerten ,fort¬

laufendBerichterstatten ,so dassdie VertreterderGemeinde
auchin der Lagewaren ,mit den Angestelltenzu einemvorläufigen
Abschluss zu gelangen Die Verhandlungsgegenstände zerfielen in
2 Teile ,wovonder eine hauptsächlich die ForderungenderAnge¬
stellten an die Gemeinde und der andere ,die Forderungen ,dte die

Gemeindean die Angestelltenstealt ,betrifft .DieForderungen
er AngestelltensollennachdiesenVereinbavungeninfolgender
Weise bewilligt werden :

DiebisherigenGenalteundOrtszuschlägewerdenumje100 %
erhöht ,almverdoppelt.DieTeuerungszulags,diegegenwärtig
18480 Ktagt ,wird für Angestellte tir zum 22 . Lebensjahr auf
24 . 000Kronen und für alle älteren Angestellten auf 33 . 000K

erhöht .DieFrauen - undKinderzulagebleiben in deisherigen
Höhe aufrecht ,so dass für die Frau jährlich 000 K undfür
jedes Kind4200Kweitergewährtwerden.

Die Vereintarung zeigt ,dass such bei diesen werhandlungen
wieder das Leistungsprinzip in den Vordergrund gerückt wurde ,
dabeiaberdasAlimentationsprinzipnichtganzaufgegebenworden
ist ,weil ,es beideTeilefür zweckmässigerachteten ,dasskinder-¬
reiche Angestellte gegünstigt werden ,so lange diegegenwärtigen
ausserordentlichen Teuerungsverhältnisse bestehen .

Auchfür die Pensionisten wurdenentsprechendeVerbesserungen
vereinbart .DenNeupensionistenkommtaufdie ErhöhungdesBehal-¬
tes in derseltenWeisewiedenaktivenAngestelltenzuguteundsie
bekommeneine reuerungszulagevon18 . 000K ,wasgegendiebisherige

Teuerungszulagevon . 600Keine krsöhungum14 - 400Kbedeutet .
Diese Erhöhung bei der Teuerungszu ge ist also bei denPensioni - ¬
en grösser als bei den aktiven Angestellten ,was darin seine Be - ¬

gründungfindet ,dassdenPensionistenderOrtszuschlagnichter-¬
höhtwurdeFürdie Angestelltenbis zu 17Dienstjahrenbeträgt
die neuhinzukommende Teurerungszulage nur die Hälfte ,also 9000 K .

Der Gehaltsbetrag wird auch bei ihnen verdoppelt Die Altepensioni - ¬
sten erhalten zu ihren bisherigenBezügenallgemeineineweitere

Tenerungszulagevon 18000K ,wennsie mehrals 17Dienstjahre
haben .Bei wenigerDienstjahren wird efne neue Teuerungszulagevon
9000 Kgewährt .AllediegesamteNeuregelungbetreffendenBestimmungengel-¬
tenrückwirkendvom1 .Jänner1921anunderforderndieerhöhten
BezügeeinenMehraufwandvonrundeinerMilliardeKronenjährlich

Diesen von der Gemeinde gewährten namhaften Erhöhungen der
Bezügegegenüberhabendie Vertreterder Angestelltenauchentspre¬
chende Zugeständnisse gemacht ,die efne erhöhte und raschere Ar¬

beitsleistung verbürgen ,wie es von den Vertreternnder Gemeindege- ¬
wünscht wurde ,Farnach werdendie Angestellten selbst mitwirken ,
dasstäglichnachBedarfArbeitenfür 7 StundenArbeitszeitzugewie
sen werden und dass intensiv gearbeitet wird Die Arbeitszeit soll
auf das genauesteeingehaltenunddafür gesorgt werden ,dass

die Rückständeaufgearbeitet unddie laufendenVerwaltungsgeschäfte
täglich voll erledigt werdene

DasHöchstausmassderUrlaubewirdauf35Tageoder5
Wochenbegrenze ,das für einzelne Kategerien einer Verkürzungder
Urlaubszeit gleichkommtEinige Bestimmungender Diszlinarvore
schriften werdens chärfer gefasst ,um dem Verwaltungsdienst eine
noch bessere Ordnung zu sichern .Diese Vereinbarungen gelten für al - ¬

le Angestellten ,die der Dienstordnung unterstehen ,finden also

auch wie bisher immer sinngemäss auch auf die städtischen Lehrperso¬
nenAnwendungAusgenommensind nurdie Angestelltenderstädtischen
Enternehmungenund wird mit der GewerkschaftdieserAngestellten
bereits verhandelt ,damit eigene Vereinbarungenge fenwerden
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3000K ,IgnazHösch3000K :StefanPirperl 300K ;Sigi Gross200K;
Bezirksrat GustavHirschfeld 200K ;Siegffied Braun100K ;undRudelf
Kraus .V .Pilgramgasse 22 K 300 - -für die Armen des 5 .Bezirkes

MichaelKönig ,XII . ,für die ArmenWiens1000K.
ThereseLerch ,XVIII .für die ArmenWiens300K
Ernst Burstein in Berlin für die ArmenWiens300K

Dr .JaqueAludjomoffXIII . ,für die Armenden13 Bezirkes3000K
LiebertJellinek ,Chicage ,zurErnährungnotleidenderKinder669K
Der Spar -und Geselligkeitsverein „ Hackenberg “560K

Oskar Berry ,Zürich ,für einen Waisenhauszögling300K .
Dr .R .Binderin Bern ,für einebedürftigechristlicheBeamtenfa

milie in Deutschösterreich 215K
Emmavon Chwalibogewskafür die ArmenWiensein Legat von 2000K.
Die Wiener Hilfsstelle in Colon Republik Panama2Hollarpaket

imWertevon100Dollar für hungerndeWienerKinder .
Die Gesandtschaft von Chile für die Aktien „ WarmesFrühstück für - gesordnung abgesetzt wird .

Schulkinder “10 Kisten Kondensmilch
Pfarrer BerghöferamsChicagefür das Bürgerversorgungshaus10kg

Kaffee .

Bgm .Henmann verliest ein Dankschreiben der Rettungsgesell - ¬

schaft für die ihr gewidmete Spende von 500 . 000K .
Bom .Reumann teilt weiters mit dass die statistischen Ergeb -nungs - undSiedlungsfonds der Gemeinde Wien ,er bespricht die ein - ¬

nisse der Wohnungsaufnahme im Präsidialbüre zur Einsichtnahme auf -zelnen Grundsätze ,auf denen dieses Statut aufzubauen ist .Die

liegen und ein Auszug im Amtsblatt zur Veröffentlichung komms wird .

BgM .Reumann gibt bekannt dass GR .Rotter ( chr . scz . )einen

werdeund beangt dass bei Einlangender Fernzügeauf denBahn¬
höfenAutobussenachdenverschiedenenFahrtrichtungenverkehren

sollen

DerReferent sagt ,dass den WünschenbezüglichderStellwa-¬
genlinie Pötzleinsderf - Salmannsdorfin Bölde Rechnunggetragen

wird .Das Umsteigenvon der Strassenbahn auf dieKraftstellwagen
sei deshalb nicht möglich ,weil die Stellwagenunternehmungnicht

die nötigen Wägenzur Bewältigung des Verkehres besitzt .DasBe- ¬
reitstellen von Autebuswägenauf den Bahnhöfenbei Ankun ' tder
Zügesei deshalb nicht möglich ,da die Ankunftszeiten derZügeeingehaltennicht " werden

Bei der Abstimmungwerdendie Referentenanträgeangenommen
der Antrag Wielschabgelehnt .

Der Bürgermeister erklärt dass das Referat Post 25Vorschuss - ¬

leistung für die Fortführung der Donauregulierungsarbeiten vonder

ZuPost 12 13 ,14 ,15 ,16 ,17 ,18 ,19 ,26 35 und36 liegenkeine
Wortmeldungen vor die betreffenden Anträge gelten daher als ange -

GR .Siegl ( Soz . - Dem. )referiert über den Beschlussdes
Stadtsenates betreffend die Richtlinien für das Statut des Woh- ¬

Hauptaufzabe des Fonds ist die planmässige Förderung des Wohnungs¬

und Suedlungswesens .Die Siedlungsbewegungsei eine grosseVolks¬
Dringlichkeitsantrag betreffend die Verauszahlung für Gase und Strom bewegung geworden ,die die Unterstützung der öffentlichen Körper - ¬

bezug eingebracht hat der am Schluss der Sitzung zur Verhandlung schaften beanspruche .Gemeinde und Staat müssen helfend eingrei - ¬

kommenwird . fen ,nachdemdie Gemeinden ersten Schritt getan haber ,habe
Bom .Reumann erklärt dass die Geschäftsstücke 3 bis einschlies sich dazu auch der Staat aufgeschwungen .

lich 9 und1l als angenommengelten ,da hiezu keine Wortmeddungver -JR .Schmitz( christlichsoz . )Dasist eineUnwahrheit !
liegt . GR .Siegl :Herr Kollega ,ich habe sie nicht umIhre Meinung

VB .Emmerling berichtet über Betriebsveränderungen bei der gefragt !Soweit mir bekannt ist ,hat die Gemeindedenersten
städtischen Kraftstellwagenunternehmung .Der Tagesverkahr der Linie Schritt gstan und das erst hat dan Staat veranlasst ,Mit seiner

Westbahn - Nordwestbahnsoll ab 7 ,März gänzlich eingestellt werden Entscheidung hervorzutreten .Ich will auch feststellen ,dass nach¬
hingegen soll der Nachtverkehr auf dieser Linie bleiben .An Senn -dem die Gemeinde im Finanzausschusse die Richtlinien für das
und Normatagen vom 6 .März angefangen soll der Tagesverkehr sämtli -Statut beschlossen hatte ,die auch bezüglich der Aufbringung

Bestimmungencher Kraftstellwageninien eingestellt ,der Nachtverkehr im bisheri -der Mittel genaue enthalten ,die ReichspostmitAngaben
gen Umfange aufrecht erhalten bleiben In den Abendsunen zwi -über den Inhalt der Regierungsvorlage herausgetreten ist ,von

schen 8 und 10 Uhr 30 soll an Wochentagen die Fahrdichte entsprei
chend dem

Bedarf herabgesetzt werden .

denenbisher kein Menschetwas gewussthat .Ich mussdas hieraus - ¬
drücklich bemerken weil Herr Schmitz die Kühnheit hatte mir

GR .Kerner Cchr soz . )bemängelt die Fahrzeiten einzelner Li -den Vorwurf der Unwahrhe ' tzu machen .Der Referent bemerkt

nien und würscht die Einführung des Sonntagsverkehres auf der Linie schliesslich nach eingehender sachlicher Behandlung der Vorlage

Pötzleinsdorf - SalmannsdorfG dass der Staat in demselbenAusmassewie die Gemeindeseiner Ver- ¬
GRinWielsch( chr .sez . ) regtan ,dass die Möglichkeitdes Um -pflichtungen werdenachzukommenhaben .

soisensdondonSerosendeeoutdteResretelengeneingernet
GR .Schmitz ( christlichsozial ) :Ich stehe nicht an .meiner

eine etreet et oon de dlon de reseree on
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Der Rednerwendetsich sodanngegendie BehauptungdesStR .
Breitner ,dass die christlichsoziale Partei sofort die Mieterschutz

verordnungausserKraftsetzenwürde ,wennsie andie Gewaltkäme
während er in seinem Referate zum Gesetz über die Wert - ¬

zuwachsabgabebehauptethabe ,dassdieMisterschutzverordnungdie
Bautätigkeitunterbinde ,die stauermässigeEntwicklungverhindere
und dass mandeswegen die Mieterschutzabgabe einführen müsse .Hin - ¬
gegensei es sehrrichtig ,dassderjenige ,derheutedasGlück
habe ,überhaupteineWohnungzubesitzenganzbesondersaberderdan

der Mieterschutzverordnungbesondersbillig wohnezurAufbringung
dernötigenGeldmittelherangezogenwerde ,umdenanderenWohnun¬
genbeschaffenzukönnen.

DerRednerwendetsichweiterderBehauptungzu ,dassdieRe¬
gierungsvorlageimParlamenteerst eingebrachtwordensei ,dachdem
derFinanzausschussderGemeindeseinenBeschlussgefassthabe.
Er se dassbereits imNovemberdie Vorarbeitenbegonnenwurden
unddessam19 .und20 .JännerimFinanz -undBudgetausschusssich
die DebatteWitderSiedlungsfragebeschäftigthat .Damalshabe
Minister Rescheine ReihevonwichtigenAufkehrungengegebenund
dabei mit aller Deutlichkeit die wesnetlichen BestimmungendesGe¬

setzentwurfesoffiziell mitgeteilt .In der sich an dieBeratungen
schliessendendreiwöchentlichenSitzungspausedesNationalratesmind
die Vertreter der Gemeindein die Lage gekommen ,den Inhalt desfer - ¬

tiggestelltenGesetzentwurfeszuerfahren .Am13 .Februarganddie
EröffnungderSiedlung„Rosenhügel“statt ,derStadtratSiegelbei¬
wehnteundbei der der Vertreter des Ministeriumserklärte ,dassin
dernächstenSitzungdesNationalratesdieRegierungsvorlageüberden
Wohnungs-undSiedlungsfondeingebrachtwerdenwird .( Rufebeiden
Christlichsezialen :Hört !Hört ! )Dieaufgestellt en Behauptungen ,als
obdieRegierungsvorlageimNationalrateerstnachdemBeschlusse
des gemeinderätlichenFinanzausschussesentstanden wäre ,sänddaher
unrichtigs Rednerrügt die Stilisierung des ganzenEntwurfes ,nennt
sbe salepp ,kritisiert einzelneBestimmungenundbezeiehnetinsbeson-¬
dere die Bestimmung - ,dass die Siedler zur Mitarbeit an ihrer eigenen
Siedlungsanlage verpflichtet sind ,als höchst bedenklich undun¬

glüvklich ,denn das hedeutet den generellen ArbeitszwangfürSiedler
welchevielfach wederdie fachlicheBefähigungnochdiekörperliche
Leistungsfähigkeitbesitzen .AusdiesemGrundebeantrageereine
AbänderungderbezüglichenBestimmungenmitfolgendemWortlaut:

Simllungen ,bei denensich die Siedler verpflichtenmbeiAusführung
der Bautenmitzuarbeiten ,sind bei der Berechnungder Anuitätenetn - ¬
sprechendihrerArbeitsleistungzubegünstigen.Dadurchwerdenjene
Siedler ,welcheamHausbaumitarbeitengegenüberdenanderen,die
nichtsdazubeitragen ,einesverdientenVorteilesteilhaftig .

GR .Ulreich ( christlichsozial )erklärt ,die Vorlage sei über¬
hastet hergestellt worden ,was der Referent ihm gegenüber als prompte

Arbeitbezeichnethabe .Alle in der sozialdemokratischenPresse
und in diesem Saale von Mitgliedern der Mehrheit in dieser Ange- ¬
legenheit vorgebrachten Argumente zielen nur darauf ab ,die Sache
Parteipolitischauszuschrottenunddie Oeffentlichkeitirrezuführen
AugenscheinlichwollemanMaterialschaffenfür dieSiedlerdemonstra
tionam13 .März,damitmandortmitderVolksfreundlichkeitder
SozialdemokratenprunkenundmitdervermeintlichenVolksfeindlich¬
keit der Chrictlichsozialenagitieren könne .DiesesVorgehensei
imInteressedes Siedlungswesesndehrzu bedauern .Wassichhier
abspiele ,sei nichts anderesals ein WettlaufzwischenderGemeinde
WienunddemStaate .DieGemeindehätte bessergetanzuzuwartenund
VerhandlungenmitdemstastlichenWohnungsfürsorgefondzupflegen
und anstait der heute mitgeteilten Grundzügelieber
ein fertiges Statut vorzulegen .Damitwäreder Sacheselbstbesser
gedientgewesen.Zubemängelnseiauch ,dassdenChristlchsozialen
der Entwurf erst in der Sitzung am letzten Dienstag bekanntgegeben
wurde ;sie haben infolgedessen der Vorlage nur unter Vorbehalt
ihreZustimmunggebenkönnen.

Redner stellt einige Abänderungs räge zurVorlage .
GR .Hofbauer ( Sez .Dem )bringt einen Antrag betreffend dieGe- ¬

währungvonSteuer -undGebührenbegusstigungenfür Siedlerknein ,
GR .Roth( chrs .soz . )sagt ,dass manduchdie Verlagekeine

Vehnungenschaffenwerde ,dassaberein Mittelzur Schaffungvon
Wehnungendie Besserungder wirtschaftlichenLagederHausbesitzer-¬
schaft sei .

DerReferentgibtin seinemSchlusswortdenAusführungendes
GR .Schmitzinsoferne Rechtals dieser sagte ,dass häufigdaven
die Redewar ,dassdie Regierungin der Wehnungs-undSiedlungsfrage
etwas machen werde .Bei den Verhandlungen im Rathause hat der Re - ¬

gierungsvertreterdesFinanzministeriumserklärt ,dassdieganzen
SiedlungsfragennachseinerAnsichtals Luxuszubetrachtenseien ,
denendie Regierungihre Zustimmungnicht gebenkönne .DerBürger- ¬
meister hat sich gegendie Auffassunggewendetundin einemBriefe
demMinister ersucg einen anderen Vertreter zu denVerhandlungen
zu entsenden .SektionschefDr .Bauer ,der bei der nächstenVerhand-¬
lungerschienenwar ,habedannerklärt ,dassdåeRegierungetwas
plane .Dieswarnatürlich keinekonkreteMitteilung ,undmankonnte
diese Ansicht nicht teilen ,amallerwenigsten dann ,wennmansich
daran erinnert ,wievel versprochenund nicht gehalten wordenist .
Solangedie VorlageimNationalratnichteingebrachtwar ,kennte
mandarannicht glauben .DurchdenBeschlussdes Gemeinderateswird
etwasBestimmtesgeschehenunddahersei dieAuffassung,dassdie
Regierungnachder GemeindeverwaltungmitdemEntwurfehervorgetre-
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BeiderAbstimmungwirdderAntragHofbauerwegenBegünstigung
bezüglichderSteuernundGebührenundderAntragUllreichbezüg¬
lichderBevorzugungKriegsbeschädigterundkinderreicherFamilien
angenommen.DieVorlagewirdgenehmigt.

GR.Siegel( SozDem. )berichtetüberdieUmgestaltungderMa¬
gistratsabteilungen25( Bäder,WäschereienundWerkstätten),32(Ge-¬
winnungundBeschaffungvonBaustoffen)und34(Wasserversorgung)zu
Betriebenundüberdie betreffendenOrganisstionsstatuten .

GR .Vaugein( chrsoz . )meint ,dassdie SchaffungvonBetrieben
nichtsosehrdenZweckderEinführungeinerkaufmännischenGebarung
sondernvielmehrdenZweckeiner Tarifregulierungwiesiejetzt
immerüblichsind ,undderSchaffungvonDirektorenstellenhaben
Erwendetsichdagegen,dassdieRechtederAngestelltenundArbei¬
terindenOrganisationsstatutennichtberücksichtigtwerdenundbe¬
antragtdie StmeichungderbezüglichenBestimmungen.

GR .Biber( chrsoz . )bemängelt ,dassdie Betriebenichtnur
kaufmännischseinsollen ,sonderndasssiezugleichauchalsAmts¬
stellenfungierensollenErbeantragtdenGegenstandzuvertagen
biseineklareundverständlicheFassungdemGemeinieratvorgelegt

wird .

Bgm .Reumannbricht die Verhandlungenab .
GR .Hotter( chr .sez . )begründetseinenDringlichkeitsan¬

tragbetreffenddieVorauszahlungvonGasundelekrtischenStrom
DieDringlichkeitdesAntrageswirdabgelehntundder Antragder
geschiftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen

DieöffentlicheSitzungwirdhieraufgeschlossen.



WIENERRTHAUSKORRESPONDENZ .
Herausgeber und verantw .Redakteur Franz Micheu
27 .Jahrgangm Wien ,Freitag ,den 4 .März1921

AusgabeIbgesetzteGeschäftsstückevonderheutigenSitzungdesWienerLand
tages .Dieauf der Tagesordnungder heutigenSitzungdes WienerGe¬
meinderatesals Landtagenthaltenen Vorlagenüber die Einhebungeine
Abgabe von Untermieten und die Erhöhung der Abgabe von Bier ,Weinun
Alkohol,diezumBedeckungsprogrammderGehaltsregulierungderAnge
stellten der GemeindeWiengehören ,werdenWerst im Zusammenhangmit
demErfordernis dieser Gehaltsregulierungzur Beratungkemmen .Die
peidenVorlagenwurdendeshalbvonder Tagesordnungabgesetzt .

e
KanzleitaxenderGemeindeWien .DasGesczbetreffenddievonderGe-¬
meindeWieneinzuhebendenKanzleitaxenist am11 .FebruarimLandesg
setzblatt für Wien erschienen und tritt am 11 .März in Kraft .Die
taxpflichtigenAmtshandlungensind imAnhangzu diesemGesetzeersic
lich .DieTaxensind grundsätzlichimVorhineindurchVerwendun
von Marken ,die in der Hauptkassa der Stadt Wienund in denKassenet

teilungendermagistratischenBezirksämtererhältlichsind ,zuentri
ten .



srausgeberundverantw .RedakteurFranzMicheu
JehrgangWienFreitag den4 Marz1921 .

rStadtWienAmDienstagden8Marz
findet um4 Uhrnachmittagsin der Volkshalledes NeuenRathauses
eineDelegierten-VersammlungdesVerbandesderAngestelltender

erst alen
ung ,voma März1921

PräsidentDr .DannebargeröffnetdieSitzung
ntteilt mit ,dasnacheinerZuschriftde

tadtin StrafsachendieAtrafgerichtaicirksger
olgung des GemeinderatesBernhardEllend eingestellt wurdeunds

Verhandlung über den auf der Tagesordnung befindlichen B .

tskollegiumindieserSacheentfällt
Breitnerbeantragt ,dieGesetzvordagenbetreffenddie

eindeabgabevomWertzuwachsn vonLiegenschaften
ng einer AbgabevomEntgelt für Untermistenvonder

in Verhandlungzu ziehenbistzen

rhanelungkommenDerAntragliebezüglic
dan

eschlussderdena

chenderZustimmunzurstrafgerichtlichen
VerfolgungdesGR.JuliusJerdein derEhrenbeleidigungssacheOtto

schawtcontra Julius Jorde beimBezirksgerichtJosefstadt inStraf
achenundbeantragtdie AblehnungdesAnsuchens

ernerberichtetGR .Dr .ScheuüberdenBeschlussdesIm¬
itätskollegiumsin derEhrenbeieidigungsacheRichardSchmitz

ntraFriedrichSchleiferundbeantragtdenAuslieferungsansuchen
des Bezirksgerichtes Josefstadt zur Verfolgung des GRSchleifer
nicht Folgezu gebenDasImmunitätskollegiumsei ohnesich indas
MeritorischederFrageeinzulassenzuder Ueberzeugunggekommen

ich in dieser Sacheumeine politische Auesserungimpolt
tischenKampfehandleunddassderartigeReusserungenauchpolitisch

ichtlich ausgetragenwerdensellen DenselbenStandpunundnicht
ei dennochzuteferberendenFölleneingenommen

terstattechristlichsbgial richttan denFe



Herausgeberundverantw .RedkateurFranzMicheu.
27 .Jahrgang ,Wien ,Samstag ,den 5 .März1921 .

Oelausgabe.Vom6 .bis12 .MärzwerdenbeidenstädtischenMargarine-¬
abgabestellen pro Person 12 dkg Oel zumPreise von K 16 .20gegen

AbtrennungdesAbschmäntes234derFettkarteausgegeben.DieGrosein
kaufsstelle für Konsumvereinegibt für ihre Mitgliederin dieserWe- .
che12dkgPfølenzenfettzumPreisevonK13. 80ab ;organisierteVer-¬
brauchererhalten12dkgMargarinezumPreisevonK12. 20.

SitzungenimRathause.DerStadtsenathältDienstagvormittagseine
Sitzungab .DerGemeinderatals Landtagtritt amFreitagum3Uhr
nachmittags eine Sitzung ab .Daranschliessend hält der Gemeinderat

seineSitzung .

KommunaleAuszeichnungengDerGemeinderathat in vertraulicherSit -¬
zungdemHofratDr .JohannPalisa in Würdigungseinerhervorragenden
Verdienste auf demGebiete der astronemischenForschungunddem
HauptmannderFreiwilligenFeuerwehrOttakringKarlKantnerinWür-¬
digung seiner herverragenden Verdienste umds einer 50jährigen gemein - ¬

nützigenTätigkeitimFeuerwehr-undRettungswesenzuBürgernder
StadtWienmitNachsichtder Taxenernannt .- DemstädtischenBaurst
IngenieurJosefRuisswurdeanlässlichseinerVersetzungin dendau-¬
erndenRuhestandfür seine erspriessliche Dienstleistungdievolle
Anerkennungausgesprochen.

AblenkungderStrassenbahnlinie . 5.WegeneinesKabel-Gasrohrgebre¬
chens werden die Züge der Strassenbahnlinie 5 ab Montag ,den . . M.

in beidenFahrtrichtungenüber die LazarethgasseundAlbertgassege- ¬
führt .

„Winex“.AnMitgliederdesVerbandesderAngestelltenderStadtWien,
etc . : . ,Bartensteingasse13 undVIII . ,Albertplatz 7Herren-Ueber-¬
röcke ,Knaben -undMädchen-Paletots ,Knabenanzüge,Knabenhös' chen,
Herranhüte ,Damenhandschuhe ,Hosenträger,Herren-Kappen,Damenstrümpfe
Seckenhälter ,Kindertaschentücher ,Modesteffe ,shhwarzer Chevist ,Eta¬
mineund Mousselinegür Sommerkleider ,Flanelle ,Oxforde ,Barchente
und Futterstoffe ,Parfümerieartikel ,Kragen -und Manchetenknöpfe ,
Briefpapiere,Spielwaren ,Schokelade,Kakao,BonbonsundDiverses.
XII . ,Breitenfurterstrasse 55a :Billiges Holz in beliebter Menge

VII . ,Burggasse16 :KohleundKoksfür Rayonierte .Küchenbrandkarte
abgeben !



RRESPONDEN
- Abendausgabe .



WIENERRAT . 0 DET
Wien ,Mentag ,den 7 .März 1921 .- Abendausgabe .

.2 - . — .r
Erhöhungder Lustbarkeitssteuer .DergemeinderätlicheFinanzaus-¬
schuss beschäftigte sich heute mit einar Verlage über dieEinhe - ¬
bunghöhererGemeindesbgabenvenVerführungen,WettbewerbenundBe-¬
lustigungen .Die Einnahmenaus den erhöhtenAbgabebeträgensind
zur Deckungder durch die aus den GehaltsferderungenderVerwal- ¬
tungsangestelltenSichergebendenMehrauslagenbestimmt .DieVerla-¬
gelässt die Abgebsmåtzebei Thsteraufführungenmitausschliesslich
ederdechverwiegendgesprechenemWerte ,Rezitatienveranstaltungen ,
Opernaufführungen ,Orchester - undSelistenkenzerte sewie miKammer
musikabenden,soweitdie drei letzgemanntenVeranstaltungeninKen-¬
zertsälen pder Thestergebäüdenabgehalten werden ,werdense wiebis - ¬

Abgaben von
hermit10%bemessen.Dåe/AufführungenvenOperetten ,Kenzerakade-¬
mien ,Tanzverführungenin Kenzertsälen . . w.sellen nach derVer- ¬
lageven20auf30%erhöhtwerden .DerAbgabesstzbeiVerführungen
in Rauchtehetern ,sewie in geichen ETheatern ,in denenGpøisen
und elkehelische Getränke währender Verstellungen imZuschauer- ¬

raumverabreichtwerden ,bei LichbilderverführungenundbeiTanz-¬
unterhaltungen einschliesslich der Reuts und Redeuten ,derbisher
30 %betrug ,sell auf 40 %erhöht werden .DieLustbarkeitsabgabe
ven den spertlichen Vemenstaltungenwird in der Weiseabgeändert ,
dass künftig 25 %bei spertlichen Verführungenund Wettbewerbenan
Stelle des bisherågen Abgabesatzesven 15 %eingehebenwerden .Ven
den ersten 3000Krenender Eintrittspreise wird nur die halbeAbga- ¬
beberechnet .BeiPferderennen,die bishermit40%Abgabepflichtig
waren ,sell nunmehr ein Abgabesetz von 50 %treten ,der auchfür
die Bex -undRingkämpfezur Anwendunggelangt .Geändertwurden
noch die Strafbestimmungen ,wenach Verkürzungen der Abgabe bis zum
50fachen des verkürzten Betrages geahndet werden sollen ,während
bisher der höchste Strafsatz nur das Fünffache des verkürztenBe- ¬

tragesausmachte.
Der Referent Stadt Rat Breitner wies darauf hin ,da alle se -

riösen Vernstaltungen ,die gesamtenSprechtheater ,ferner Oper -und

Velkseper ,sämtlicheKenzertveranstaltungenvenjeder Erhöhungfmi
bleiben ,dürfte sich der veraussichtliche jährliche Mehrertrag auf

rund 40 Millienen Krenen stellen ,webei jedech Veraussetzungist ,
dass die Vergnügungen sich im gleichen Audmassewie
bisher veranstaltetwerden.
In der Debattesprachsich GR .Dr .Schwarz- Hillergegendie

ErhöhungdesAbgabesatzesfür die Operettenverstellungenaus .BR. Dr.
Kienböckbeantragte ,das die Pferderennensewwiebisher mitdem
Abgabesatzven40%belassenwerden .GR .Dr .Pellakhielteine
SenderbesteuerungvenBex- undRingkäpfensewieüberhaupteineHi-¬
naufsetzungder Steuersätzefür spertlicheVeranstaltungenfürun-¬
zweckmässig .GR .Blumbeantragte ,dass die Kenzertakademien ,die
vierfahc für Wehltätigkeitszweckeveranstaltet werden ,günstiger
behandeltwerdensellen .BisherbetragderAbgabesatz20% ,die
Verlägesicht eineErhöhungauf30%ver .Rednerbeantrugtdiesen
Abgabesatz um5 %zu ermässigen .Der Antrag Blumwirdängenemmen,
dieübrigenAnträgeabgelehntundimübrigenderVerlagezugestimmt.



WIENERRATHIUSKOERESPONDENZ
Herausgeberundverantw ,RedakteurFranzMicheu.

27 .Jahrgang ,Wien Montag ,den 8 .März1921 .

BeßirksratMützeli .Am2 .dsist derBezirksratimBezirkeMarga¬
retenWilhelmMützelgestesben .DerVerstorbenewurdeimJahre1867
in Wiengeboren ,warRechnungsführerder genessenschaftlichenGehil¬
fenkrankenkassaderTischler ,Armenratsobmann,MitglieddesOrts-¬
schulrates und Obmannder Elternvereinigung Margareten .DasLeichen- ¬
begängnisgandheute nachmittagsvonder Kapelledes neuenevangeli-¬
schenFrienhefesin Simmeringausstatt .

Freie Aerztestellen In der Lungenheilstätte SteinklammderGemeinde
WienkommenmehrereSekundararztstellenzurBesetzung.Gesuchebis
längstens 15 .Märzin der Magistratsabteilung 12 Wien , . ,Neues

Rathaus .

WienerKommunalsparkasseDöbling.GesamteinlagenstandamEndedes
VermonatesbetrugK28 ,496960 . - ;eingezahltwurdenvem954Parteien
K5 ,203. 507. - ,rückgezahltan473ParteienK2,753620.DerGesent-¬
einlagenstandamEndedesMonatesbetrugK30 ,946. 848auf14,732Ken-¬
ten .DerStandderEinlagenimScheckverkehrebetrufK5,037866-¬
der Standder aushaftendenHypohtekardarlehenK12,648 . 710. - ,der
StandderDarlehenaufWertpapiereK56238. - ,derStandderWertpa-¬
piere(Neminale)K9,518.050. —.

Kohlenabgabe .NachBeendigungdes Streiks der Kehlenarbeiterwird
vom7 .MärzandieErsatzbelieferungdurchHolzseitensderKlein-¬
kohlenhändlereingestelltDieKehlenabgabestellenwurdenangewie-¬
sen ,nachrestleserDeckungdeslaufendenBedarfesvem14 .Märzbis
2 .Aprildie infelgedesStreikesnicht eingelöstenKohlennachzu¬
liefern ,seweites nachdemKehleneinlaufemöglichist .Hiebeiist
zunächst der Bedarf an Küchen - undBetriebsbrand und erst inletzter
LiniederHeiz -undZimmerbrandbedarfzuberücksichtigen.

e- -e



Oesterreichische [ IImKleinenMusikvereins-
saale fandvoreinigenTagenunterdemVersitzedesPräsidenten
desArbeitsausschusses,DirekterGustavMäurer,dieersteBundes-¬
hauptversammlung des österreichischen Musik -und Sangesbundes statt

DemTätigkeitsberichte warzu entnehmen ,dass der musikalischeZu- ¬
sammenschluss Oesterreichs und Deutschlands bereits erfolgt ist .
Demösterreichischen Musik -und Sangesbundegehörenalle Musiker- ¬
undSängerverbände,sewiealle musikpädagegischenVerbändeOester-¬
reichs ,ferner der deutsche Sängerbundals Mitglieder an .DieZahl
derMitgliedkörperschaftenbeträgt60 ,derMitgliederungefähr
250. 000.UntergressemBeifallewurdenin dieHauptleitunggewählt:
als Bundespräsident,TenkünstlerGustavMäurer ,alsBundesvizeprä -¬
sidenten ObermagistratsratKarl Hanisch ,Karl MariaHaslbrunner ,
RechtsanwaltDr .FriedrichPachner ,als Bundesräte :AlfredJulius
Beruttau ,Redakteur Heinrich Damisch ,Schriftsteller KarlEngelhart
Ferdinand Fadrus ,Tenkünstler Franz Frank ,Prefesser Dr .Richard

Franz ,Prefesser HermannGrädener ,Prefesser Dr .MaxGraf ,Kapell - ¬
meister Julius Lehnert ,Hofrat MaxKelderfer ,ChermeisterVikter
Kelderfer ,KompenistDr .WilhelmKienzl ,Frau PrefesserIsabella
Raffgy ,Universilätsprofessor Dr .Leepeld Réthi ,Frau MarieSchnei - ¬
der ,Grünzweig ,Oberbaurat Ing .Felix Scheltz ,KemmerzialratRi - ¬
chard Seibl ,CherregentEduardSinger ,Kapellmeister MartinSpörr ,
Prefesser Dr .RichardStöhr .

DenWahlaktleitete PrefesserHermannGrädener ,alsAltersprä-¬
sident ,unter einmütigemBeifall .BundespräsidentMäurerlegteinseitens des Bundes musikalische

seiner Pregrammrededar ,dass/Veranstaltungenin ganzOesterreich
geplant seien ,deren Reinerträgnis zumTeil demBundesfondfürsei - ¬
neZiele ,ErhaltungundErweiterungdermusikalischenWeltstellung
WiensundOesterreichs ,gewidmetwerdensellen .Er verlassBegrüsew
sungschreibenan die gressen SängerbundeDeutschlandsundOester-¬
reichs ,welche denselben übersandtwurden .



Saaargeng,Fien ,Bienstag,dene .lureles1

ERRTAUSKORRESPOEDENZ.
ausgeberundverantw.RedekteurFranzNicheu

inRolandanBürgermeisterReumann.DerfranzösischeSchrift
stellerRomainBollandhatanlässlicheinerFeierBeethoven

TodestageinFariseineRedegehaltenindererinherzki¬
chenWortensichderNotlagederStadtWienannahmBømReumanh
hatdaraufRomainRollandeinenBeiefgeschriebenworinerfürdieAnteilnahmedankteunddemSchriftstellereinenKatalogder

esthovenausstellungderStadtWienübersandtAlsAntwortist
nunanBem.ReumannvonRomainRollandnachstehendesSchreiben
ngelangt. IchbintiergerührtdassSiemirinsoliebenswurdi¬

weisegeschriebenunddenKatalogIhrerschönenBesthevenaus
stellunsübersendethabenMeinFroundDrFerrierehatmirbe
reitsmitgeteiit ,wåeinteressantdieseAusstellungwir ,dieer

lbstbesuchthåtIchhabestetseinekindlicheLiebefürIhren
grossenMitbürgerempfundenBeethovenist derFreundmeinesgan¬

Lebensgevesen,meinestützeundmeinFühreri
undschmerzlichenStundenneinesLebeusgeges

etwasvondenerquickendenune
onihmempfangenauchaufanderefalienzu

Ihrestadtistmirteuer;undsiewurdeesmir
demsie unglücklichist DieseeUnglückistx

nismussiggrossdassmichderGedankedaran
ektDassinmittenseinerLeidenundseinesElends

ReligionderKunstseineFulturdesGeistessolebendegerhel
geugtvonseinemjahrnundertealtenAdelundmahntdasundank

Wienverdanken.16S.Eurt

Antrag,esnögeeineStaffelungnachderAnzehlderindenHotels
beschüftigtenFersonenvorgenommenwerden,wiediesauchungefähr

kommeDadurchwerdedochRücksichtaufdieverschiedenartigeLei¬
stungsfähigkeitderBetriebegenommen.DieniedrigsteKategoriewä-¬
remit20 %zubemessenwasalsoderBelastungdesgegenwärtigen
mi02 .StR.Grünwaldführtedemgegenüberaus ,dassderKollektiv.
vertragerHotelangestelltenvondenAngestelltennuruntereinereldzumBeschlusserhoben.
Zwansslageabgeschlossenwurde,damitdiekleinenBetriebeüberhauptkönne aberEinSteuergesetz/nichtuntereineKollektivabmachungkommen.

EsaufeinersoschwankendenGrundlageaufgebautsein
seiübrigenskeineswegszutreffend,dasseinegrosseAnzahlvonAn¬

lltenauchimmermiteinerbesonderenLeistungsfähigkeitdes
Betriebesübereinstimme,wasschondurchdenHinweisaufdieStun¬

rStels ,diebeiverhältnismassiggeringemPersonalausserordent-¬
lichhoheEinnahmenerzielenundeineBerüchsichtigungdahernicht
findenkönnen.UmindessdenWunschnacheinerAbstufungRechnung
Hotels ,FensionenundSenatcriendienachihrerAusstattungLageunddenKreisihrerGistealsbesondersleistungsfähiganzusehen
sind,nachfreienErmessenmiteinerZusatzabgabevon) %zubelegen
UnterallenUmständenlieseAbgabediesogenStunlenhotelsträchtigung

VergebungdesAussortierung
ausdenBezirken1biskkifindeteineöffentii

OffertverhendlungamDonnerstagden17Märzschr.
ittagsin derMagistratsabteilung30 ,INeues

onahereAuskünfteerteiltwerden
ImStadtsenatreferierte

heuteSthBreitnerüberdieErhöhungderFümsorgsabga-¬
FrendenzimmerebgabeundLustbarkeitsabgabeBeiderBerstungder
sorgaabgabegabendieVertreterderHinderheitihreBedenkenübe
Erhöhungvon2auf4%andieserallgemeinenFassungAusdruck,

dochwurdenAbänderungsanträgenicht gestellt unddieendziltige
tunggegenalleSteuererhöhungenderVerhandlungimLandtagvor
tenZueinersehrausführlichenDebsttegabdieVorlageüberdie
enzimmerabgabeAnlassStR .DrKienböck( chrsoz . )stellte

B .HossundStkRummelhardt( chrsoz )unterstützten

zuentrichtenrwieSthGrünwaldausfühnte,wiarchdieseUn¬
terscheidungdengeaussertenWünschenRechunggetragenDieserAn-¬
tragriefeinelangeDebattehervor,indervonderMinderheitda-¬
raufverwssenwurdedassindiesenweiterenAufbaides-Gesetzes
keinEingebenaufdiegeäussertenBedenkenerblicktwerdenkön-¬ne .Sth .BreinerrührteinseinemSchlussworteaus ,dassdieGremien
derHoteliersundderPensionsinhabervorAusarbeitungderVorlse
gehörtwurdenBeideInteressenvertretungenhabennetürlichgagen
dieVorlageBedenkererhoben,dadieErhöhungderBesteuerungdie
soauserordentlichhoenKostenderInventarergänzungtreffe,Dieser
EinwandistsicherlichstichhältigunddieswarauchdieUrsache

s vondenursprüeglichgeplantengrösserenBesteuerungabgesehen
undderSatzvon30%zewähltwurdeDieInteressenvertretungenha¬
benschliesslichauchihreZustimmunggegebenohnedassvoneiner
StaffelungdieRedewarWennnuneineAbstufungdochverlangtwird
sokönnesiesichganznaturgemässnurvonjenerGrundlageausauf-¬
bauen,diebereitsvondenVertreterndesGreniumsaucfürdieklei
nenundmittlerenBetriebealserträglichanerkanntwurde.Unter
diese30 %zugehen,seiunmöglich,wennaberimSinnedesAntrages
DrKienböckeineStaffelungerfolgensoll ,sokönnesienur ,wo¬
raufübrigensdieVertreterdesGremienausdrücklichaufmerksmnge-¬

ichtwurdennachobensichvollziehen.DieseErhöhungvon30auf

40%indasfreieErmessendesMagistratesgestellt,bedeutetkeings¬
wegseineNeuerungsondernentsprichtganzgeaujenenBestimmun¬

imAufbaudesKollektivvertragesderHotelangestelltenzumAusdruckgenesieinderAbgabefürLuxuslokalefestgelegtist .EsgibtHandhabenfürdieFeststellungvonLuxuslokalenebenkeinegesetzlichen.
unddahermussdasfreie Ermesseneintreten .Uebrigenssehengegen
dieEntscheidungendasMagistratesdieBeschwerdenbeidergmeinde-¬

SteuersatzesentsprichtdiemittarenHotelsmit25 %diegrossenrütlichenKommissionfrei DelGesetzentwurfwurdeunterAblehnung
desAntragesDr .KienböckundAnnahmedesErgänzungsentragesGrün

BezüglichderBesteuerungderSanatorienbmerkteStR.Frofessor
Tandler,dassderzunächstvomgesamtenEntgelterfolendeAbzugvon

20 %dendochzugeringbemessensei ,dabeidenSanatorienauchderhausärztlicheDienst,dieAusgabenürdiePfleger-¬
innenimGesamtentgeltenthaltenseien.Eswäredaherangebracht
diesensteuerfreienTeilauf25%zuerhöhen.„DicserZusatzantrag
fanddieZustimmungdesStadtsenates.ZurLustbarkeitsabgabewurdenvonderMinderheiteinigeAbän-¬
derungsanträgegestellt.SodieEinreihungderKonærtakademieninzutragen,StelleerfolgendenAntrag:.DerMagistratistermechtigtdiemeistbegünstigsteKlasseunddiegrundsätzlicheBefreiungaller
WohltätigkeitsveranstaltungenStR.Dr.KienböckgabdenBedenken
Ausdruck,dassdurchdieBesteuerungderWettrennenmit50%eine
SchädigungdesBesuchesverbundenseiundaucheineBeein
/derPferdezuchtgewertigtwerdenkönne,ohnedass/indesseinenAb-
ämderungsantragstellteStR.ProfessorTandlerlegtedar,dassbei
derBesteuerungdersportlichenVeranstaltungengenauunterschieden
werdenmüssezwischenjenenwenigengrossenVereinen ,beidenen
vielfachschonProfessionalsmitwirkenunddietatsächlichbereits
mehroderminderalsGeschäftsunternehmungenanzuseennsindund
jenenzahlreichenkleinenVereinenbeidenendasWettspielmitder
körperlichenErtüchtigungderSpieler,diezumeistArbeiterundAn-¬gestelltesind,unmittelbarzusammenhängtEswärewohlimEntwurf
eineBegünstigungvorgesehen,indemdieersten3000KdesEinträits
geldesnurmitderhalbenGebührbelegtwerdenmüssen,wasalsonocheinerErmässigungderderzetbestehendenAbgabegleichkommt
NichtsdestowenigerwerdedocheinweiteresEntgegenkommennotwendig
sein ,weshalber denAntragstelle ,dassdie begünstigteQuotevon
3000Kauf5000Kerhöhtwerdensoll ,NacheingehenderBegründung
derVorlagendurchamtsführendenStRBreitner,derbesondersher-¬
vorhob,dasseineallgemeineBefreiungallerWohltätigkeitsveran -¬
stalungeneinfachdieWirkunghabenwürde,dassüberhauptnurmehr
Redouten,Kino-undKonzertunterhaltungenunterderFlaggeirgend-¬
einerWohlfahrtsaktionstattfinden,unddiegemeindeleineEinnahmen

mehrzufverzeichnenhätte ,wurdedieVorlageinderFassungdes
gemeinderätlichenFinanzaussuhussesundunterAnnahmedesAntrages
StRProfessorTandierangenommen.



WIENER RATHAUSKORRESPONDENZ
Wien ,Dienstag ,den 8 .März1921 .Abendausgabe

. - - .. - - ¬
AusdemStadtsenat.DerStadtsenathatinseinerheutigenSitzung
auf GrundeinesReferategdesStddtratesDr .Tandlerbeschlossen
denandenFolgeneiner Infektion ,die er sich bei einerOperation
zugezogenhatte ,verstorbenenProfessorDr .Poechein Ehrengrabzu
widnen .- Fernerhat der StadtsenatnacheinemBerichtdesBürger-¬
meisters demgestern verstorbenen bekanntenWienerVolkssänger
WenzelSeididemlangjährigenKompagnendesVolksängersWieshrg

eigenes Grab zuwidmen .



IENERRATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw ,RedakteurFramMicheu.

27 .Jahrgang ,Wien ,Mittwoch ,den 9 .März1921 .

Keine Nachmittagsansgabs .



Wien ,9 Mürz 1521 - Abendausgabe

Zur VolksepernkriseHeutefandenim Rathauseunter demVorsi
tze des Bürgermeisters Verhandlungen in Bezug auf die Schlich
tung der strittigen Angelegenheitenin der Volksoperstatt An¬
wesendwerenVerteteraller Jnteressentengruppen ,dochkonntein
der fast vierstündigenBeratungkeinendgiltigesErgebniserzielt
werden .DagegenwyrdedurchdieseAussprachedie Grundlagefür
veitere Werhandlurgengefunden ,die in einemengerenAusschuss

fortgesetzt warden Da die Zeit drängt wird die Entscheidungseh :

rascherfolgen

Baubeginnin derKriegerheimstättensiedlungAspernDerWiener
Kriegerheimgtättenfondhielt gestern unter demVorsitz desOber- ¬
kuratotsBgm.Roumannundin AnwesehenheitdesOberkurStellvertr ,
SektionschefUr .Pauereine Sitzungab in welcherwichtigeFra
gen der Siedlung in Aspernzur BeratungkemenDertechnische
richterstatter BaudirektorFiebiger berichtete über dieSchleptge -¬
leiseanlagefür die BaustellenderadministrativeHarichterstatte
terDr .SagmeisterlegtedenEntwurfeinesUebereinkommensmitder
Baus und Gartensiedlungs - Genossenschaft der Kriegsbeschädigten wor
wonach die Ausübungdeem Fonde zustehenden Baurechtes diser Ge

nossenschafteingeräumtwerdensoll ArchitektLooserörtertedie
von ihm entworfenen Pläne der Siedlung Auf demganzenGelände
sind ausser einigen gemeinsamenBaulichkeiten ,wieGenessenschafts.
hausLesehalleKindergartenetc auschliesslichEinfamilienhäuser
undzwar120anderZahlgeplant .DieHäusersindalszweigeschos
sigeReihenhäusermitje einem500m2grossemGartenprojektiert
Dieteilweiseunterkellertenundin ZisgekauszuführendenHäuser

sollenimErdgeschossausserNebenräumlichkeiteneinegrossesorg
fältig durchgebildeteWohnkücheenthalten ,auswelchereineHoiz
trepne in das Obergescghoss führt Für die Einteilung desOberge
schossesliegenmehrereVariantenvorumdie dort geplantenSche
SchlafräumedenBedürfmissender einzelnenFamlienanzupassenDie

GebäudesollenwesentlichdurchSelbstbauderGenossenschaftemtt
glieder errichtet werdenund schrittweise zur Ausführungkommen
Mitdenersten Bautensoll sofort begonnenwerden .AndieseBe¬
richteknüpftesicheinelängereDebatte,anwelchersichDrPaß¬
er ,dieKuratorenHossrBermann,SiegdundZuemerbeteiligtenDasKurstoriumgemchmigteeinstimmigdiegestelltenAnträgeundstimte
zu ,dass9 ObjekteImSinnedesProjektesLoossofortinAngriff
zunehmenseien
Die Beamtenvorlageim Stadtsenat undGemeinderatDieGehaltsre-¬
gulierung der stüdtischen Angestellten ,deren Grundzügebereits
veröffentlicht worden sind ,wird am Freitag Vormitt ags denStadt - ¬

senatundNachmittagsdenGemeinderatbeschäftigen .UnterderVor¬
setzung der Annahmedurch diese Körperschaften soll die Nach¬

ZahlungfürdieMonateJännerbisMarzbereitsamSamstagerfolgen.
DerSchreibtischNapoleonsunddieArsenWiens .Esist immeniner-¬
freulich ,dass bei den ungeheurenSummen ,die gegenwärtigfürAnti
quitäten ,Bilderetc .aufdenAuktionenbezahltwerden ,dieArmen
wiensnicht ganzleer ausgehen .AnFebruarist die erhöhteFeilbis -¬
tungsabgabein Kr jetrenen Währendfrüher diese Steuerzwei
rozentbetrug ,ist sie gegmnpürtigsiebenProzent .Sieist vomGe

terlos der Versteigerungeinschlissslich aller Nebengebühren
entrichten irfyauktionfürdenSchreih

nKronenirzeilt wurdenwozu
diesemeinenObjektei
ion



erausgeberundverantw.RedakteurFranzMicheu.
27 Jahrgang ,Wien ,Donnerstag ,den 10 .März1921

Fohnenfür Mindestbemittelte.In der 163 -Aktionswocheerhalten
alle Besitzer der sorafarbigen Einkaufscheine für Wohlfahrts - ¬
fleisch 1/3g BohnenproPersonzumPreisevonK . 80gegen

trennungder Ziffer3 ,in denGeschfftenderGroßschläch¬
terei anfolgendenTagen :Montag,den14 .Märzfür A- F ,Mittwoch

ien 16 .März für G -K ,Freitag ,den 18 für - Rund Montag ,den
21 Märzfür S2 Andie Wohlfahrtsinstiute undöffentlichen
Speisestellen wird für jede Person1/8 kg Bohnenundzwarandie

rsteren zunPreise vonK . 80 ,an die letzterenunentgeltlich
abgegebenwerden

Hotstandsaktionfür diePensionisten,FrauMarianneHainisch ,Prä
sidentinder Notstandsaktionfür Pensionistenteilt ,mit ,daßfür
dieAktionbisherfolgendeSpendeneingelangtsind :BeiderRedak-¬
tion der NeuenFreienPresse "MssAndreaProudfootHofer ,Chicago,
30000K,Mas.JessieHortonKoesler,Chicago30. 500K.Inder
mpfangsstelleder Mag. Abt11 , . ,NeuesHathaus ;WilhelmZierer

1000K ,EvaGottesmann100K ,MosesKark100K ,Herr undFrau
VinzenzNohel1000K ,Dr .HansPrager50K ,GretePrager50K,
umanitärerFrauenverein,Wien ,VIII ,200K ,DamenSchöller&
cher2500K ,DavidFiecher500K ,M .Schafferin PiberbeiKöf-¬

lach200K ,ElisabethHiver50K ,RosaliaMedakovic100K ,Firma
8 .Lemport200K,Dr .Mayerhoffer50K,Firma. 3.2000K,Dr.
Smil Kaufmannfür Dr .Moritz Kaufmann40 K ,Frau Schwalb30K,
WinelmWinterstein2000K ,HerrKlarerEuzlerinOrpenzelt,

weiz300K , . F.10. 000K ,Frau. Sch.1000K ,FrenHatalte
aran1000KSummeE .62470



den1 .hrsang.
ahnlin. er undWarAbMittwoch ,den16s

diehtminZügederLiniend "und .2 "in beicenFahrtrichtungen
wiederüberdi erchenfelderstrasseundOttakringerstrag

funrt

terfDieKraftetellgagenrkehr
werdennunmehrauf der Linie Fetzleinsderf -Salmannederfauchan
Sonn -undFeiertagenverkehrenDerFahrpreisfür eineerwachsene

donoderfür einKindwirdandiesenTagen10Kbetragen .Der
esondereFahrpreisgegenVorweisungainerErkennungskartebleibt

aufrecht

FNERLiEDEGals GEUEIEDEE
Sitzung,vom11März1921

PräsidentDrDannebergeröffnetdieSitzung
ZurVerhandlunggommtdieGesetzesvorlagebetreffenddie

hebungderFürsorgeabgabe
BeferentBreitner:DieImVerbandeorganisiertenmehrals

25000Beamte ,Lehrerundmröeiteraller Artsendnenerlihnan
dieGemeindemitWünschenberangetreten,umihrgEinkommenmit
derfortschreitendenFuerungin EinklangzuringenDiefort¬
schreitendeLeuerungist eineWirkungderfortschreitmadenEnt¬
wertungderKroneWennderGemeinderat,derihmheuteunterbre

teten VorlageseineZustimmunggibt ,so wirddichderFersonal¬
anfwandder Stadt Wienmit AusschlußallerGemeindeunternehmun¬
gen ,wieStraßenbahnen,Gas -undElektrizitätswerk ,Bwauhausues
wefür aktiveundlensionierteAngestellteauf2 350Millionen
KronenstellenBisherwardieseAusgabe1 200MillionenKronen,
imletztenFriedensjahrehatdieGemeindeMillienenKro¬
nendieseGesamtauslegenzubestreitenvermeh

DerStaatträgt OjenerMehraufwendungen ,die sichfür
die aktivenAngestelitenergeben ,leistet aber für dieWErhöhung
derBezügederPensionistenkeineZuschüsse,sodasssichfür
dieGemeindedieWotwendigkeitergibt ,füre Bedeckungvon
insgesamtüber400M.WonenKronenVorsorgezutreffen.

EsistkeinbloßerZufallundnichtnureineFolgederGe¬
pflegenheit ,dasderLandtagseineSitzungenvordenendesGe¬
meinderateshält ,dasszunächstdie SteuervorlagenzurVerhand¬
lungkommen,sondernes ist beiderGesamtfinanzlagederGemeinde
einfachganzunerläßlich ,ehenocheineAusgebebeschlossenwird,
sichauchnvölligeKlarheitdarüberzuverschaffenaßauchdie

denBedeckungerfolgt .Allesanderewürdenurbedeuten,daßdie/An-¬
gestelltengemachtenZusagenschonnachallerkürzesterZeitsich
als unwahrerweisen ,daßeseinfachunmöglichist ,dieAuszahlung
derBezügezuleisten ,VondiesemStandpunkteausmüssenjene

vier Gesetze beurteilt werden ,die haute zur Verhandlung gelangen Ständnisvollen Mitarbeit der gesamten städtische gestellten be¬

Ehein dieBinzelheiteneingegangenwird ,seiennocheinpaar
Wortegesprochenüberdie Lageder Gemeindeansich .
InimmerkürzerenZeiträumenwiederholtsichnundasalteSpieldewurden,gegenwärtignurmehr6benütztwerden.Diegesamte
beiStaat ,LandundGemeinden,dasdieAngestelltensohaftmit
Forderungenherveritt ,daßdurchneueSteuernundAbgabenaller chekaufmännischeWirtschaftringt sichimmermehrdurch
Art ,durchErhöhungenderTarifedieEinnahmengesteigertwerden.

perschaftenwirklichgeholfenwird .DieBudgetsschwellenzu

it MillionenDereinzelneAngestel!atJahraberge ,von
denenerfrüheraumalsGesamtvermögenamEnde30jährigerSpar-¬
samorLebensführungzuträumengewagthatunddabelhatier
Einzelne,derAngestelltewiedieVerwaltung,dasklareEmpfin¬
den ,daß Hilfe damit in keiner Weisegebracht wird .Dennochist
esdurchausverständlich ,dasstrotzdervölligenEinsichtindie
seVerhältnissedieAngestelltenihreForderungenerheben,weil
einVerzichtdaraufgleichbedeutendwäre,mitdemUntergangEbene
soselbstversAdlichist es ,dasdieGemeindeneuerlichdaran¬
gehtdieSteuerschraubeanzuziehenEsistalsowiedereinsWin¬sogenannten
dungmehrindieser/SchraubeohneEnde,vonderaberalle
spüren,dasdocheinEndekomnt,undzwareinEndemitSchrecken
DieWahrheitist ,daßeineBesserungnureintretenkann ,wennm
zu der nunschonseit Monatenin AussichtgestelltenStabilisie¬
rungder Valutagelangen ,Wenndiese Stabilisierungge¬
lingt ,soist keinAnlaßdazudieLagederGemeindealseine
verzweifelteanzusenenundmitübermäsnPessimismuszubetrach¬
tenWennderPunkt,aufdemderSlwanderfolgt ,aucheintie
ferist ,soist diesnochimmerdenzigenZustandvorzuziehen,
derjeieBerechnunesmöglichkeiteinesHaushaltes,seiasbeider
GemeindeodereinerSinzeipersonganzausschliest,weilsichinneralbwenigerMonatedie. Grundlageeines:

müheamenAufbauesalsvölligfalscherweist,Im
Jun!1920hatderGemeinderatdenHaushaltsplanberaten.Esistdiesunter Zugrundelegungderdamalsgeltenden
Preisegeschehen,dieihrenUrsprunginderKamaligenWertung
derösterreichischenKronehatten .InjenerglücklichenZeitK28notiertedieMar heutenotiertsietrotzderschwi
rigenVerhältnisseDeutschlandsüber12KronenSchweizerFran¬

nkonntemanimvorigenSommermit23Kronenkalkulieren,sind128 .
KronenfürienSchweizerFrankenzuentrichten

WenndieserunerträglicheZustandderabsolutenUnsicher-¬
heit einmalgeschwundensein wird ,dannerst kannvoneinerwirk¬

' chenSanierungderGemeirdefinanzendieRedesein ,fürdiealler-¬
dingsschonbisherdienotwendigenVoraussetzungeninmühevoller
Arbeitgeschaffensind

Seitlil9lgistmitAwanahmevon2Vertragsbeamten ,kein
einzigerAngestellterneuaufgenommenworden,wohlabersinddurch
Tod ,Pensionierungen,undfreiwilligemAustrittundauchdurch
einenaufmögliste SchonungRücksichtnehmendenAbbauderPer¬
sonalstandumHunderteverringertworden.DasweitereFortsch.Si¬
tenaufdieserBahnbedingtallerdings,dassdiegesamteAngestell¬
tenschaft ,wieimmerihre Pflichtin intensivsterWeiseerfüllt ,
wasjadenHauptgegenstandderlangwierigenVerhandlungengebildethat

BeiallensachlichenAusgabenistdieaußerordentlicheSpar
samkeit,dievielfachbiszurKnausereigeht ,alsGrundsatzaufge

des weiterenderver¬stellt wordenEswirdauchaufdiesemGebietnoch/

FürfenUmnureineinzigesBeispielarzuführewillicherwähnen,
daß vonden 19 Personenautos ,die im Mai1919im Betriebvorgefun¬

BuchhaltungwurdeeinerUmformungunterzogenunddiegrundsätzli-¬

DasganzkümmerlicheundvollkommenwaorganischeSteueohnedasedamitdenAngestelltenunddenöffentlichenKör-StemderGemeindewurdeeinervölligenAenderungundeinemNeuauf-¬
hauunterzogenDiedurchdasMieterschutzgesetzin ihrerEntwick¬

ungeheurerGrösseManhantiertmitMilliarden ,wiefrünerlungschemmtenEinnahmesquellenderStadtWien ,dieZinsheller,
ausdeneninfrühererZeit2/6allerSteuereinnahmengeholtworden



sind ,habendurchdie Mietaufwandabgabeeine Erhöhungerfahren .
VomSystemder blossenZuschlägezu denStaatssteuernlöstsich
die Gemeindeplanmäßiglos undhat eine ganzeFülle vonneuenAb- ¬
gabeninsbesonderssolcheins Lebengerufen ,die vorallemdenLu-¬
xe und den Ueberflußtreffen .Ich erwähnehier dieSchaumwein

Hauspersonal- Auto- Feilbietungs -undFremdenzimmerabgabe,die
Wertzuwachs-undBodenwertabgabesowiedie Speisen -undGetränke¬
abgabein LuxuslokalenunddiebereitssovielfachausgebauteLust
barkeitsabgabe .Dievier Vorlagenausdenennundienotwendigen
400MillionenKronenbeschafftwerdensollen ,könnenwasgewiß
nicht schwerist ,abfälliger Kritik unterzogen werden .Manwird

daraufverweisenkönnedaßdamitwiedereinStückneuerTeuerungs-¬
bewegungausgelöstwird ,wasnurzuvermeidenwäre ,wenndieStadt
dieMöglichkeithätte ,ZuschlägezurPersonaleinkommensteuerzu
erheben,dieallerdingsauchvondenstaatlichenBehördenvoller
fast undrechtzeitigbemessenwerdenmüssten ,wenndieGemeinde

außerdemnocheineeigeneVermögensabgabeeinhebenkönnte.
DaswärennebenstarkerErbgebührenSteuern ,beidenendieGefahr
derUeberwälzungnichtsoleichtgegebenist .AngesichtsderunszuGebotestehendenSteuerquellenwirdmansichimmerdamitabfin¬
denmüssen ,daßdie AnlaßzueinerPreiserhöhungoieten .

DerReferentbesprichtsodanndie Vorlagenin ihrenEinzel-¬
heiten unesahliegt mit denWorten :DiebloßeKritik unddieen- ¬
fache Verneinungmüssenin den vorliegenden Falle als ganzzweck¬
los und unnütz zurückgewiesenwerden .Mankann den Wegwählen

denAngestellten,dievonihnengewünschtenundindenVerhältnis-¬
senJegründetenErhöhungenderBezügezuverweigern,wwozuwohl
kein Mitglieddes GemeinderatesdenMuthabendürfte .Mankann

auch an Stelle der heute vorgeschlagenen Bedeckung eine andere

besseresetzen ,wasaberbei allenBeratungenimFinanzausschuß
und Stadtsenat nicht der Fall war .Demagogischwäre es ,undmüste
sicherlich von der Gesamtheit der Bevölkerung und all denTausen - ¬

den Angestellten auf dasschärfste verurteilt werden ,wenneine
Partei denAusgabenstimmt ,denBedeckungsvorschlägenaberdie
Zustimmungverweige “Fürein derart frivoles Spiel ist dieLage
derGemeindeviel zuernstunddaherhoffeichaufeinmütigeAnnah¬
mederunterbreitetenVorschläge.( LebhafterBeifall ),

eneBiber(chr. soz. Es wårduns auchheute wiederun¬
ter demTitel „Fürsorgeabgabe "eine Steuerunter einemfalschen
Titel vorgeführt .Schanseinerzeit ,als Sie diese Steuer imAus- ¬
massevon2 %beal agten ,wurdenwir vorstellig ,dass dieskene

Fürsorgeabgabe ist ,sondern ,dass es sich um ei eErwerbssteuer

eine bedeutende Belastung der produzierenden Kreise handle .Das
wasSie heute von einemkleinen Teile der Bevölkerungverlangen ,
bedeutetkeineVerdopplung ,sonderneine Verzehnfachungder
von damals als ex ,orbitant ! v ichneten Beträge .Es musseben
berücksichtigt werden ,dass zur Zeit ,als die Abgabevon 2 %ein - ¬

geführt wurde ,sich der Lohn auf 8,9 höchstens 10 Kronenpro
Stundebelaufengabe ,währenderheute35,40und45Kronenbe-¬
trägt .Es ist nicht nur eine indirekte ,sonderneineausgesproe
chene Erwerbssteuer ,die Sie jetzt in diesem enormenUmfange
neuerdingseinabenwollen .Eshat Ihnenjedenfalls der Mutge- ¬
mangelt ,dass Sie zu dem300 %Zuschlageauf dieErwerbssteuer
neuerlich einen 300 %igen Zuschlagfestsetzen wollen .Sie

schaden aber dadurch auch unserem Kredite im Auslande ,der
für den Wiederaufbauunserer Wirtschaft unerlässlich ist .Der
RednerzeigtsodannaneinemBeispiele ,dassbeieinemBetriebe
von50 darunter 25 qualifizierten Arbeiterneine Beastungpro
Arbeiter mit 80 . 000Kronenjährlich resultiere ,Habei sei ein

ProduzisenunmöglichundaneinenExrrtnichtzudenken.
Die Gemeindesehe bei ihren eigenen Betrieben ,dassdieselben

trotz aller Vorteile ,die sie geniessen ,passivsind ,undvonder
PrivatindustrieverlangemanbeiungleichhöhererBelastung
produktive Arbeit und dass sie dan Staat und seineunpreduktiven

Kräfteerhalte .ZumSchlussfasstderRednerseineAusführungen
cahinzusammen,dassseine Partei dieser Gesetzesvorlagedie
Zustimmungnichterteilenkönne.

GR.Körber(chr. -soz. )schliesstsichdenAusführungendes
Verrednersan ,dadieVorlagebesondersdasKleingewerbeunge-¬
heuerbelasteunddieGefahrbestehe ,dassderGewerbestandau
ein Niveauherabgedrücktwerde ,vondemer sich nicht mehrer - ¬
hebenkönne .Essei denChristlichsezialenunmöglich,einer100

fachenErhöhungderFürsorgeabgabezuzustimmen .
GR .Zimmerl( chr. - soz. )verweistaufdieWeltwirtschatfs-¬

krise ,die sicherauchauf die produzierendenStändeOesterreichs
übergreifenwerde.InvielenBranchenseieineStagnatienzu
befürchtenundes sei geradezuunvernünftig ,ihnenin einerder - ¬
artigen Zeit so hohe Lasten aufzubürden .Hoch an der Zeit wäre

esendlichauch ,dassderStaat ,dieLänderundFemeindensich
aufeineinheitlichesSteuersystemeinigen ,damitdiepreduzie-¬
rendenStändedieMögichkeitderKalkulhn,wasbeiden
gegenwärtigenäusserst kompliziertenSteuersystemnichtder
Fall sei .

GR .Rotter( chr - .soz . )sagt ,die Mehrheithabesichein
Systemzu echt gelegt ,denGewerbestandzu besteuern .SeitJah-¬

Hunderte venPerzenteresfristsinddieUmlagenum erhöht werden ,manhat
die MietzinsabgabevervielfachtundnunfolgeeineVerdoppelung
der Fürsorgeabgabe .Manwisse ja ,dass dieSozialdenokratie
die FeindindesGewerbestandessei ,verwunderlichsei nur ,wenn

Gewerbetreibendedieser Partei Gefelgschaftleisten .

GR.Feldmann(Nat.-Dem-)sprichtsichgegendieVorlageaus,
weildasErträgnisderSteuernichtdenursprünglichgedachten
Zweckenzugeführtwird .Esgehenichtan ,dasssichdieGemeinde
dieGehälterderAngestelltendadurchzahlenlasse ,dasssie.dieAngestelltenderGewerbetreibendenbeseuert.STR .

ReferentBreitmersagtinseinemSchlussworte,dasssich
dieOppositionesleichtgemachthabe ,Kritikzuüben,dasssie
aberkeinWortdarüberverlorenhabe ,wasmiteinerVorlagege-¬
schehensoll ,diesichmitderRegulierungderBezügederAnge-¬stelltenbefasst.BlossfürdieAusgabenzuseinunddiePedeckung
hiefürzuverweigern,dasøsei Demagogie.InderGemeindegebees
keineZwecksteuerundwennes nochetwassteuerfähigesbt,so
müsseesherangezogenwerden,auchwenndanndieSteuerdenNamen
„Fürsorgeabgabe"trägt .DieBerechnungen,dassdieSteuereinen

Ertragvon2 Milliardenergebenwürde ,ist nichtrichtig .Im
Voranschlagwardie %igeSteuerproJahrmit100Millionen

Kroneneingesetzt,durchdieErhöhungderLöhnehatsicheineEr-¬
höhungauf2MillionenKronenergeben.WennmaninAn-¬
schlagzicht,dasskünftignochhöhereLöhnekommenwerdenund
sichdasErträgnisvergrössernwird ,dannwerdendieseLöhne
Folgender TeuerungundschwierigenLebensverhältnissensein¬

DieGemeindehabenichtdieMöglichkeit,denösterreichischen
Staatshaushaltzugeunden.DieChristlichsozialenhabenimOktober
erklärt ,dassdieValutasichbessernwird ,wennwireinebüpger-¬
licheRegierunghabenwerden,unddasswirdannKreditebekommen
werden.WennaberheutedenKursderKronevon. 17gemeldetwird,
sozeigtsichdarindieganzeRegierungskunst.ImNationalrate
wurdeauch die Steuerschraubeüberall angezogenund dannmusseben



leiderauchdieGemeindediesenWeggehen ,derverhängnisvollist ,
undder eintritt ,zumunabwendbarenZusammenbruchführenmuss .

WenndieSteuerhartist ,soistsieaberauchgerecht.DieAnge,
stellten- GewerkschaftenhabensichdieSteuersehrgenauange¬
sehen und nicht leicht ihre ZustimmungwegebenVor uns abersteht
dieunbedingteNotwendigkeit,den25. 000Angestellteneinebessere
Lebensführungzu verschaffen .Es ist nicht richtig ,dass dieBe¬
steuerungeinseitigaufdasGewerbeverlegtwird ,ebensoist
nicht zutreffend ,dass die Sozialdemokratie inFeindschaft
zu diesenKreisensteht .Wenndaraufverwiesenwurde ,dassdiese
SteuerdenArbeitertrifft ,soist dasrichtig ,unddarausgeht
hervor ,dassdieArbeiterschaftin derEntwicklungderLöhnedure
diese Abgabebehindertwind .Lie Gemeindeverwaltungstehteben

vorderunbedingtenNotwendigkeit,denberechtigtenVerlangender
AngestelltennacheinerErhöhungihrerBezügezuentsprechen.Es
würdeein Scheinmanöversein ,wennwirfür die Auslagenabernicht
fürdieBedeckungvorsorgenwollten.Eswürdesichdaergeben,dass
würdenAngestellteneinVersprechenmachen,daswirnichthalten
können.Esmussalsunmoralischempfundenwerden,füreineAusgabe
einzutretenunddie Bedeckungdafürzuverweigern .DasUrteilüber
dieseDenkungsweiseüberlassenwirdenAngestelltenunddenBevöl-¬

kerung .

InderSpezialdebattestellt GR.Hiess( Soz. -Dem. )einen
AntragwegenBefristungderVorlageüberdieAbrechnungderLohn-¬

summe
BeiderAbstimmungwirdderAntragHiessangenommenunddie

Vorlage in zweiter Lesung zum Beschlusse erhoben .

STR .Breitnerreferiert überdie Untermietabgateundweist
darauf hin ,dass sich n den Verhältnissen der Untermieten eine

Veränderungherausgebildethabe .VordemKriegewurdenUntermieten
abgeschossen ,umeine kleeneZubussezumZinse zu schaffen .Während
durchdasMieterschutzgesetzdie Zinsefür Mietnnauf der Höhegehal
tenwurden,habensichbeidenUntermietenVerhältnisseentwickelt
vondenenvoneiner freien Gestaltungder Frjise gesprochenwerden
kann .Esist allg weinbekannt ,dassdurchdasVermieteneinesWohn
raumesoft dasMehrachederMieteeinerweitgrüsserenWohnunger-¬
zilt wird .Wennseinerzeit bei der MietaufwanssteuerdieUntermie- ¬

ten ausgelassenwurden ,so geschahdies ausder Erwägungheraus ,
dass hiedurch eine gewisse Rettung aus der vernichtendenWährungs- ¬

katastrophegegebensei .Heuteaber ,wodie VerhältnissederGe- ¬
meinde sich verschaärfen ,müsse die Verwaltungauch an dieBesteu¬
erung der Untervermieter schreiten .Der Abgalesatz von 10 %ist

rhältnismässig niedrig .Nach dem Gesetze steht die Ueberwälzbarke
frei .Aufgenommenin das Gesetz sind die Nebenleistungen .

EineSummeüberdenErtragderSteuerkönnemandeshaltnicht
angeben,weileineStatistiknichtzurVerfügungsteht .Eswird
abersosein ,dassdieseSteuermiteinemnennenswertenErgetnis
abschliesst ,wennauchnichtzuverkennenist ,dassdieErfas¬
tungdieserKategorieSteuerträgergewissSchwieirgkeitenin
sich schliesst und ein Beamtenapparat hiefür nicht augestellt
werdenkann .Eine gewisseMitarbeit wird auchven (ausherren
verlangt ,wobei nicht vergessen werdendarf ,dass dieHausherren
noch ganz bestimmte Begünstigungen geniessen

GR .Ret(chr. - soz. )Welchedenn?
CRBreitner bez lich der Wohnverhältnisse .Richtig zustel¬

len wäre ,dass ein Einsammelnder Untermietsteuer von denHaus- ¬
herren nicht verlangt ,wird .Die Begründungder Gesetzesvorlageist
in der Notwendigkieitder Bedeckungder Auslagenge

GR.Zimmerl(chr. sez)beantragt,daßUntermieternbis200K
proMonatvonderBesteuerungfreibeleiben,ferner ,daßdieBeträge
für Beheizung ,BelsuchtungundBedienungnurinsofssnesie dieEigen

kosten überschreiten ,zu besteuern sei und das endlich der Haupt - ¬

mieterbeørechtigtsei ,die geleistetenAbgabenauf denUntermieter
zuüberwälzen .

GR .Rotter ( chr . soz . )bemängelt die Vorlage ,die er als herlaub
te Eingriffein dasPrivatrechtdesEinzelnenbezeichnet .Erver-¬
langt die Staffelung ,insbesonders HöherbesteuerungderAusländer ,
wendet sich auch dagegen ,des mandie Hausbesitzer wieder zuSteu - ¬
erbüttelnderGemeindmachenwill undverlangt ,daßdieseselbst
sich mit den Steuerzahlern herumschlagensollen .

GR .Dr Plaschkes ( jüd . - nat . )unterstützt den Antrag Zimerl
auf Abgabefreiheitder Untermietenbis 200Kronenunderklärt ,
dass auch Untermieter ,welche heute für ein bescheidnes Kabinet
300 Kronen ,für ein Zimmer400 Kronen Miete zahlen müssen ,durch
die 10ZigeAbgabesehr hart betroffenwerden .Zumeistseienes
ja arme Studenten ,Angestellte und Arbeiter .Vielleicht entschlies

sich die Mehrheit ,auchhier nocheine Milderungvorzunennen.
GR .Bermann( Sez . - Dem. ) erklärt ,im scheine die Grenzeder

abgabefreienUntermietenetwaszuniedriggegriffen,weshaler
für eine Hinaufsetzungeintrete .GegenüberdemAbänderungs-¬
antragZimmerlschlageerdieVermittlungindemSinnevor ,dass
er beantrage ,Untermieten bis zu 150 Kronenvon der Abgale zube - ¬

freieneGR.DrPlaschkes(jüd, -nat. )sagt ,eswäreeineAugenauswie
scherei ,wennmansich mit150Kronenhier abfindenwollte .Es
müssten 200 Kronen als Gren e angene ,den werden ,wenn manjenen

helfenwolle ,dieamschwerstenbetroffensind.
GR .Hotter( chr . - soz . )beantragteinige stilistische Aenderu

gen .
GR .Breitner ( Soz. - Dem. ) :gründsätzlichwurdegegendie

VorlagevondenRednernder OppositionnundderMhrheit
keineEinwendungerhoben .Esist derallgemeineEindruck,dass
unter dengegenwärtigenschwerenVerhältnissendemUntermieter
einer gewissen bescheidenen Besteuerung zu unterziehen ,nichts un¬

auf
gewöhnliches sei .Das atürlich diesem Gesetze ,da mir nicht

einer Statistik fussen können ,Mängel anhaften ,ist begründet .

Wirwerdendurch die Erfassung die Möglichkeithaben ,unsein
vollkommen klares Bild über die Ergiebigkeit dieser Steuern und

denAufbauderUntermietenzumachen.WirsindnichtderAnschau¬
ung ,dassdie vonunsfestgesetzteGrenzeeinevollkommenergebnis-¬
lose Sachewärs ,woder Untermietersich sebst dieBeleuchtung
und Beheizungbesorgt ,und wonochvielfach Untermieterundins¬
besonderefällt ein grosser Teil des Bettgehertumsdarunter ,
diesen Betrag nicht ütersteigen .Ich würde mich dem Antrage des

KollegenBermannanpassen ,will aberdamitnichSabschlies¬
sendesgesagt haben .EineReihevonAbänderungsanträgen,welche
gestellt wurden ,wegenKlärungder Pflichten der Hausherrenkann
ichmich wenn auch nit in allem ,anpassen .Es ist die
Absicht ,nicht mehrzu verlangen ,als dass Sie in einembescheide .
nenen Massemitwirken ,dass die Gemeindezu ihremGelde
kommt.BeiderhierauferfolgtenAbstimmungwerdendie AnträgeZim¬
merl abgelehnt ,der Antrag Bermann wegen Erhöhung der Grenzeauf

150 Kronen sowie eine Reihe vstilistischen Abände - ¬
rungsanträg en des GR .Rotter angenommen .

Die Gesetzesvorlage wird in erster und zweiter Lesung
angenoamen



StR.BreitnerreferiertüberdieGesetzesvorlagewegenEin
hebungerhöhterGemeindeabgaben.vongebranntengeistigenFlüssig-¬
keiten,Bier,WeinundSchaumwein.ErnenntdieVorlagedieunsymesitzerhabenmitdemHinweisaufdieValuta-Veränderungendie
pathischeste,dieerheutezuvertretenhat,aberebensonotwendig.2rpreiseerhöhtunddasistauchdieUrsache,weshalbwirErkönnesichhiebeiaufdasböseBeispielderMinoritätimNatio-dieAbgabeerhöhen,weilessichumeinObgekthandelt,dessennalrateberufen.DieAbgabeistbescheidenundbeträgtbeimLiterErtragfähigkeiterwiesenist .DabeigehenwirnichtandieBier20Heller ,bei einemBierpreisvon70Kronen ;imFriedenbe¬
trugsie . 8HellerbeieinemBiegpreisvon18HellerproLiter.
Damalswarenes33%,heuteissieserSatsgesunken.DasgleichrigkeitenbeiderErneuerungdesInventarsbestehen.DiesemseibeiWeinundAlkoholderFall ,weildasSteuersystemaufden
InhaltdesLitermasesohneZusammenhangmitderGestaltungderPreiseaufgebautist .DiestärksteErhöhangist diebeiAlkohol.
DasErträgniswirdmitungefähr80MillionenKronenbeanschlagt.
DieBegründungderVorlageistinWørNotwendigkeitderErschliessungneuerEinnahmesquellengegeben.

GR.Kunschak( ohrsoz. )bemerkt,daßdiesozialdenati¬
scheParteifrüherin allenihrenKundgebungenfürdieAufhebung

derindircktenSteuerneingetretensei.SiehatindiesemSaaleforderlichen400MillionenKronenschaffen.endenGhristlinsozialenstetsdenAbbauderindirektenSteu¬
ern ve angt .Untå solchen Umständenmutees g sonderbaran ,

wenndiesozfaldemgrattecheMehrheitheutedieEndirektenSeu¬
ernweiterausbaut ,undzwarin einerderartschwunghaftenWei¬
se ,wieSlezuvorunddaßdersozialdemokratischeReferentdie
wärmstenTönefürdieErhöhungderindirektenSteernfindet .
RednerverweistaufdieAusführungendessozialdemokratischen
AbgeordnetenHözelimNasionalrat,dergegendieAlkoholsteuer
wetterteundesalseineSchandeerklärte ,auseinemverachrungs¬
würdigenLasterder BevölkerungSteuerl zu zi henAnfdiesen
AusspruchdesParteigenossenimanderenHausemacheer dieMehr¬
heit ausdrücklichaufmerksam,damitsie sichnict demscharfen
UrteilihresKollegenHötzelaussetzenmöge

DerReferentBreitäorerwidertinseinemSchlugwert,dag
die MehrheitnebendiesenindirektenSteuernin einemvielstär
kerenMaßealsfüherdiedirektenSteuernansbaue;manseieben
nochnichtzueinemSystemgelangt,umindirekteSteuern
entbehrenzukönnen.DemGemeinderateKunsonskwolleernurkurz
entgegnen,daßbeiderEigenartderParteiverhältnisseindie¬
semSaaleundimNationalratesgarnichtsoschwerwäreaus
RedendrübendieArgumentefürhierherbeizuholen.

GRVaugoinruft :DenliterarischenBeutelstiererzuspielen !
DasGesetzwirdsodanninersterundzweiterLesungange¬

nommen
StRBreitnerreferiertüberdieGesetzesvorlagebetreffend

dieErhöhungderFremdenzimmerabgabe ,undführtaus :Dasbisheri
geErträgnisderFremdenzimmerabgabehatdiegehegtenErwartun¬
genübertroffenAllebeiderEinführunggeäussertenEfürchtun-¬
generwiesensichals unbegründet.Damalswurdeunsmitgroßem
Nachdruckerklart ,daßwirdenRuineinesalten undblühenden
GewerbesverschuldenErfreulicherWeisewarenalle dieseVor-¬
aussagenebengunzutreffendwiees jeneseinwerden,diewir
heutehörenwerden.Eszeigtesich ,daßseltennochsogünstige
ZeitenfürdasHotelgewerbewaren,wiegegenwärtig.DieUrsa¬
cheliegt in derallgemeinenWohnungsnotundin einemstärkeren
Zustromder Fremden ,für die ja Wiendie billigste Stadtder

elt ist .FürdieHotelsgibtes seit JahrenestilleSaison
nichtwehrDieZimmersindimmerbesetztundesist garnicht

selten,daßderFremdefürdieZuweisungeinesZimmersdenPor-¬
tierfastsovielzahlt ,alsfürdasZimmerselbst .DieHotelbe-¬

äussersteGrenze,weilauchindiesemGewerbesicheigenartigeVerhältnisseBerausgebildethabendieindengroßenSchwie.

UmstamdemüssenwirRechnungtüngen ,dennwirwolleneinLei-¬
stungsfähigesauf der Höhebefindlichesmodernausgestattetes
Hotelwesenhaben.DeswegenwirdineinemZusatzantrageeine
StaffeungderAbgabesätzevorgeschlagenDasErträgnisdieser
Steuerkann ,wenndiegünstigenVerhältnisseimHotelbetriet
voraussichtlichfortbestehen,aufrund50MillionenKronenver-¬
anschlagtwerden.DieserErtragwirdimZusammenhangemitden

trägnissenderanderenSteuergesetzedieBedeckungfürdieer-¬

GR.Rummelhardt(chr.-soz.)sagt,dassdiebodenständigen
GewerbetreibendenihreBetriebeverkaufenmüssen,weilsie
nichtmehrarbeitenkönnen.WennderReferentvondenVerhand-¬
lungenmdemGremiumderHoteliersgesprochenhat ,somüssebemerkWerden,dassdieVertreterdesemiumsdieEinla-¬
dungenamSamstagzurSitzungfürMontagerhaltenhhen;da
konntnnurdieHoteldirektorenerscheinen,währenddiekleinen
BesitzernichtkommenKonntears seiauchdieEinigung
aufdie30 %füralleHotelsundGasthöfezuerklären.Eswurde
beidenSätzeneineStaffelungvorgenommen ,abernichtsowiesiebeiunsverlangtwurde,vonabwärtssondernnachaufwärts

BemängeltmüsseauchdieFmwerden,inderdieStundenhotels
besteuertwerdensolledemmanesdemErmessendesMagistrate
alleinüberlassenwolle,ohneBeschwerdeundohneEinspruchs¬
recht.RednerbeantragtdeAbgabesätzemit20 ,25und30 %fest-¬
zusetzenunddieBetriebenachihrerArtundderZahlderAn¬gestellteneinzureihen.

OR.Hengl(chr.-soz.)sagt,nichtjeder,dereinSanato¬
riumaufsuche,seibemittelt.Somanchergibtseinletztesher,
umeinedringendeOperationdurchzuführen.Erbeantragedaher
dass die Angestel ten der GemeindeWien ,des LandesNieder-¬

österrichunddesStaatesvonderEntrichtungdieserGebühr
ausgenmenwerden

GR .Breuer hrsoz. )sagt,dasssichdarinwohlallePar¬
teieneinigseien ,dassdasSteuerzahlenniepopularägewesen
sei .AberwogegenseineParteisichhauptsächlichwende,das

sei dieArtderVerwendung,VerteilungundEinhebungderSteuern
DerReferenthdievomVorstandderGremiumsderHoteliers
LandtagsabgeordnetenNaglervorgeschlageneStaffelungvon20 %

für kleine ,30 %fürmittlereund35%fürgrosse
Betriebehartnäckigabgelehnt,obwohldadurchdievonihman¬
genommeneSummenichtheruntergesunken,sondernsogarüber¬
troffenvordenwäre .DadurchseiendiegrossenHotels ,dieim
BesitzevonAktiengesellschaftensind ,gegenüberdenkleinen
Betrieben bedeutendyimVorteile .Ich glaube ,sagtRedner ,
derHerrReferentunieBanken kennenein -¬
anderunddieGemeindeistmitdenFankensoverbandelt,sie
mussfrohsein ,wennsieeinenKreditbekommt,undglaubenSie
dassdieBankennichteinrechnen,wassie anMietzinsaufwand



ReferentGR.FreitnerdagtinseinemSchlussworte:Auch GRinDr -Motzko( . . -soz.trittdafürein ,dassdiechari
dieseAbgabehatkeineGnadeindenAugenderMinoritätgefundetativenWeranstaltungenvonFürzergevereinigungenvonderAb-¬fe wohl sie doch eine Steuer ist ,von der mansgane annn ,dass ga möglichst verschont bleiben und sie stellt denAntrag :

siegeradejeneKreisetrifft ,derenunerwünschtenAufenthaltAlleVeranstaltungen,welchevonausgesprochenenFürsorgever-¬
geradedieMinoritätinallenTönenbetont.Eswurdeversucht,einigungenmitausschliesslichharitativenCharakterstatt¬
denEindruckhervorzurufen,alsebichmirdieHotelbesitzerfinden,sindbiszueinmNSertragvon10000Kronenvonkommenlassen ,ummit ihnenzu packeln .DasGremiumhatder der Lus 'arkeitsabgabe befreit .Die Rednerin schliess „ Laden
EinladungFolgegeleistet ,eskonnteabernichtuntersucht Sienit die Kulturschandeaufsich ,RaubzutreibenmitChariwerden ,obdie grossenoderkleinenBesitzergekommensind . taskreu n undstimmenSie meinemAntragezu " .
stundenlangenAuseinandersetzungist derSatzvon30%fest-¬

GR. Pollak(büdisch. -nat. )findetdieLustbarkeitsteuer
gelegtworden,ohnedassvonderStaffelungirgendwiegespro-gerechtfertigt,istjedochmitjenenVerfügunge,diesichauf
chenwordenwäre .DieserGedankeist erstspätelaufgetauchtdiesportlichenVorführungenberiehen,nichteinverstanden.
unddahabeicherklärt ,dassichnureinerStaffelungnachErstetdaherdenEntrag,dassbeiSportlichenVorführungenaufwärtszustimmenkönne .Unbedingtmussichmichgegeneine
Staffelungerklären,derdieZahlderAngesteitenzGrunde
gelegtwerdensoll ,in UebereinstimmungmitderGehilfenschaft,
die sich dagegen ,dass eine Konzession ,die sie machenmusste ,
zurGrundlageeinesGesetzesgenommenwird .WennwirhierSteuer
fabrizieren,soreichtderMehrertraghin ,umdasPlusderPer¬
sonalauslagenkalendermässigzudechen.

BeiderAbstimmungwerdendieAnträgeHenglundRummelhardt
abgelehntunddasGesetzinzweiterLesungbeschlossen.

Nachder Abstimmungertönen auf den Bänkender
ChristlichsozialendieironischenRufe :„Jetztkommtwieder
eineneueSteuer ! "DieSozialdemokratenlachenundGR.Bermann
bemerkt:„ Wervielesbringt ,wirdmanchemetwasbringen!"

undWettbewxbungender bisherige Prozentsatzder Abgabebe¬
stehenbleibe ,ebensobeiBox- undRingkämpfen ,soweitd:
sportlicheVorführungensind ,währendbeisolchendurenprofes-¬
sionelleAthktendie Erhöhungauf 50 ,durchgeführtwerde.
GR. DR.Schwarz-Hiller(Demokrat):GegendieSteuerselbsthabe

ichnichtseinzuwenden.MeineFragenbetreffeneinanderesGebieteinerSeitedieStundenhotelswiederalsSteuerobjektezuver-¬
DasGesetrheisst „Einhebungeiner GemeindeabgabevonVorführun¬
gen ,WettbewerbenundBelustigungeninderStadtWéan;undinder
Klammersteht :„Lustbarkeitsabgabe“.Ichmussannehmen,wennder

GeneinderatAbgabevonder Lustlarkeitbeschliesst ,
dasserdieLustbarkeitnichtalseinVerbrechenansisht,son¬
dernals etwas ,wasimGebietedieser Stadterlautt ist . Solte
manderAnsichtsein ,dassmandieLustbarkeitinderheutigen

GegenrufebeidenChristlichsozilen:,FürdensinddieneuehZeitalseinVerbrechenansieht,dannsollmansieabschaffen,SteuerneineLustbarkeit"!GR.Speiser :„ WerfürSteuernist ,ist undnichtaufeinerSeitemoralisierenundaufderanderen
für die Gehalte " !GR .Angeli ( chr . - soz . ) :„ Aberder Staatgiht SeitehoheGebühreneinziehen:WennderHerrSTR.Breitnerver¬dazu70 %! "GR.Speiser :Diesindehauchvonuns"! langt ,dassmanvondenVorführungenindenRauchtheatern40%

STR.BreitnerBerichtetsodannüberdieAbänderungderBe-einhebt,undwennerdamitgewissernassendieExistenzberechti¬stimmungender Lustbarkeitsabgabe ,deren Erhöhunger mitden
vorhergeltendgemachtenArgumentenbegründet -DerReferent
zählt die ein einen Aberungenauf und bemerkt ,bei derEr¬

gungderLokaleanerkennt,dennSonstwürdeersienichtals
Steuerobjeketeanführen ,findeiches merkwürdig,wenndaseine
OrgandesHerrnLandeshauptmannessichfreut ,dassesviele

höhungderAbgabevonsprotlichenVorführungenundWettbewerken,geicheLokalegibt ,unddieandereHanddesHerrnLandeshaupt-¬
dassderAntraghieraufbesiderenVerhältnissSport -annbilligeSiegein solchenLokalenfeiert .Ichbesuchedier
betriebeRücksichtgenommenhabe .VieleVeranstaltungen,diegeLkalenicht ,weilichnichtdasGelddazuhabe ,abersage
vonprofessionalesreingeschäftlichorganisiertwerden,miteswegennicht ,dassessieLichtgebensollHingegen
grossenZuschauermengen ,habenmitderkörperlichenEühhti -binichgegendiefauleundfeigeMoral. AufeinerSeitezusa-¬
gung ,den der reine Sport bezweckt ,wenigzu tun .Auchbei gen ,wirfreuenuns ,dasses solcheLokalegibundaufderan-¬
Ringkämpfen,Boxer,Matches,spieltdasGeschäftkeineunter-derenSeitediebewaffneteMachthinzuschgen ,deunsnicht
geordneteRolle .WennalsohierdmGesetzentwurf schützt ,dassmanunswaggonweiseKohleundMehlwegschleppt,

lasseingebrochen,gerauttundgemordetwird ,undbilligeSiegemögen,müseemanbeachten,gewisseHärtenvorkommen
dassauchhierausgleichendgewirktwerdenkönneDerErtragdergiert. Dasis .lasVorgeheneinesTartuffe.Erhöhungdieser Abgabewird auf 40 Millionen Kronenveran - OR.Bermann(Soz.-Dem.)DassindSeleberlokale!schlagt .

Dr .Schwarz-Hiller:DannsperrenSiediessDökale,
SiehabendieMachtdazu !AberaufeinerSeitedteLokalegegen
undpflegen ,aufderanderenSeiteals unnoralischhinstellen ,
dasist unanständig,ichlasseesmirnichtnehmen.

GR.DrGrün(50e. -Dem): MitSittensprüchleinverwaltetmannicht!
GR.Dr .Schwarz-HillersIchnehmedankbarzurKenntnis,

dassSiediesenAuspruchOffenheimshierzitierthatem.Ichkomme
zu einem zweiten Momentund das ist Ihr Verhalten zden

Stundenhotels .AuchvondenStundenhoteswerdenGebühreneinge-¬
hoben .AuchbezüglichdieserkannmanzweierleiAnsichtsein .
Mankannsagen ,einausserehelicherGeschlechtsverkehrist
verbotenoderundsoll untersagtwerden .Oderwirsindineiner

grosstadtundmüssendieseVerhältnisseregelnundgesunden.
SowirdderehrlicheMenschsprechenundwirdsichmitdenDin-¬

genabzufindensuchen .Wennaberdie Stundenhotelsanerannt
werden ,dannhätteichmichvomStandpunktederStaatsverwaltung
de ür interessiert ,obsie anständigverwaltetwerden .Aberauf

wendenundzu liebkosen ,auf der anderenSeite soskandalöse
Ueberfällehingehenzu lassen ,wiesie vorgekommensind ,halte
ichfürunanständig,undesist einfachlachhaft ,wenndasGe¬
sundheitsamtmeint,aufdieseArtdieGeschlechtskrankheiten
zubekämpfen.Ichwürdemichfreuen ,wennderHerrSTR.Breitner
vielleichtdieFreundlichkeithätte ,beiBeantwortungnicht
nurdiefinanzéelleSeite ,zubesprechen,sondernsichauchmit
diesenmoralischenFragenzubeschäftigen.

GR.Wawerka(chr.soz,)sagt ,dassdieFusball-undSchwimm¬
vereinebeiihrenVeranstaltungengroseAuslagenhabenundbean-¬
tragtdieAbgabenfürsportlicheVeranstaltungenauf15%undfür
internationaleWusballwettspielemit10 %festzustezen.

ReferentBreitnersagtimSchlußwort,dasgegendieAbgabeselbstkeineEinwenungenerhobenwordenseien,Wasdie.führungen
wegender sportlichenVereinigungenanlangt ,so hat derTätig-¬
keitbesondersindenKreisenderArbeiterschaftfesteWurzelge-¬
fasst .DergegenwärtigenVerwaltungliegt es ferne ,derkörperli-¬
chenErtüchtigungEinhaltzugebieten.WennjetztdeErhöhungder
Abgabekommt,sodeshalb ,weildiesebis jetzt nichtdurchgeführtwurde ,ja schoneinmalermäßigtwurde ,undweil dieGemeinde
ebenmehrEinnahmenunbedingtbraucht.

DieVorlagehatkeinemorlaischenAbsichtensondernsie
kenntnurdieTragfähigkeitderDinge.Eswärewünschenswert,wenn
aufreizendeUinge,wiesiesichseitKriegsbeginnbeiunsabppie¬
lennichtstattfindenwürden.DieSperrungdergewissenLokale
wärenwiederScheinheiligkeiten ,dennmanbeseitigtnichtden
Ehebruch,wennmandasEhebettverbrennt.Mankannvoneinem
NachtlokaleineSteuernehmenunddochWertdarauflegen ,das

Vorschriftenbeobachtetwerden.MtMenndüchverstehen,das
diePolizeigelegentlichRazzienvormumPersonen,diesie
sonstnichterreichenkann,zuerwistgenWasdieStundenhote
anlangt ,so sind sie in der Stadt dasselbe ,wie die Heubödenauf

demLande .WennsieaberauchKontrollenunterworfensind ,so
suchtmanebendortauchLeuts ,diesichderPolizeizuentziehen

verstehen .
ImübrigensandkeineEinwendungengegendieVonägeerhoben

wordenundichbittedieseletzteSteuervorgagezubeschließen.
RufebeidenChristlichsozialen:DieletzteVorlage?
ReferentBreitner :Für beute dieLetzte
RufebeidenChristlichsozialen;Erhatnochsechsandere

imSack!
BeiderAbstimmungwerdendieAbänderungsanträgeFollak

undMotzkoundderZusatzantragWawerkaabgelehnthdieWorlgein
zweiterLesungzum(Schluserhoben.

UeberAntragdesGR.Speiserwirdsodannnochbeschlossen ,
dieSitzungsgebührderMitgliederderKurie„Stadt "desLantagesauf

vonNiederösterreichmitWirksamkeitvom1 .Märzwieder/das
doppelteAusmaßderjeweiligenSitzungsgebührderGemeinderäte
zuerhöhen.

DamitistdieTagesordnungerschöpftundwirddieSitzung
geschlossen.

WIENERGEMEINDERAT.
Sitzung,vom11 .März1921

Bgm.ReumanneröffnetdieSitzung.
Gespendethaben:DerGautscheVerein„ParkRapida"inAmerka ,fürienotleidendenKinderWiens8602K.
EmmaPacheinBoston,Amerika,fürdiearmenKirderWiens5000K.
RechtsanwaltDrEduardThaler,Wien,II . ,alsNotstands-¬

spende4000K.
StanislausTimotheusdeMartini,Wien,fürdieArmenWiens1000K.
DieTischgesellschaft„ ' moaKikritzpatschen",. ,fürde

ArmenunddiearmenKinderdesI .Bezirkes1000K.
KarlLuftinSt .Paul ,Amerika,zurDeisungderhungerndenKinderWiens400K
DerMännergesangsverein„Kirchl-Bund“fürdieArmendes4.Bezirkes300K.
EinungenanneseinwollendesMitgliedder,Gesellschaftder

Freunde"fürdieArmedes4 .Bezirkes100K.
DerAltherrenverbanddesVeeinesdeutscherStundentenaus

Böhmen„Aseiburgia “in Wieneine Radierungdedeutsch - bohmisenen
TondichtersundProfessorsfürMusikunddarstellendeKunstKamil-¬16Hora .



DerBürgermeisterteilt weitersmit ,daseinDringlichkeits-¬
antragdesStR .Breitner(Soz. Dem. )eingelangtsei ,betreffend
denWohnungs-undSiedlungsfond,deramSchlussederSitzungver-¬
handeltwerdenwird .

Hieraufwirdandie ErledigungderTagesordnunggeschritten.
ZudenPunkten8 bis 12 ist niemandzumWortegemeldet ,die -¬

selbengeltendaheralsangenommen .
GR ,Speiserberichtetsodannüberdie MasnahmenzuGunsten

derstädtischenAngestelltenundführtdabeiaus:
Dieseit der/Regelungder

letztenBezüge der städtischen Angestellten - im Oktober 1920 - eingetre - ¬

tene weitere Teuerung hat dazu geführt ,dad sich die Gemeindever- ¬

waltungbereits nachverhältnismäßigkurzerZeit mitneuenMas-¬
nahmenzuGurderstädtischenAngestelltenbefassenmusste.sind

Besondersfühl .wurdedie TeuerungimDezember1920undes
auch diesem Monstedie ersten Vorschussean die aktivenAngestell
tenun .Pensionsparteiengegebenworden,geradeso ,wieauchbeim
Staate den Angestellten zugleich mit der Durchführung der
Angleichungihrer Bezügean jene der GemeindeangestelltendieBe¬
hebeung von Vorschüssen ermöglicht wurde .Im Jänner wurden dann

seitens des Verbandesder städtischenAngestelltenjeneForderun¬
gen hinsichtlich einer Neuregelung der Bezüge eingebracht ,welche
denGegenstandder seitherigenVermandlungenbildeten undauchdie
Grundlageder heutigenAnträgesind .

DieVerhandlungengestaltetensichnichtnurwegenderTrag-¬
weite der Neuregelung ,sondernauch besondersdeshalbschwierig ,
weil die Gemeindeverwaltungselbstverständlich mit demim 1 .Nach

trag zumBesoldungsübergangsgesetzevorgesehenen7OøigenStaats¬
beitrag zumPersonalmehraufwandrechnenmusundnichteinseit
vorgehenkann ,ohnediesenBeitragzugefährden.BeimStaatelag .
abereineschwierigeSitustioninsofernevor ,als dieAngestellten
nachEinführungdeneuenBesoldungsordnungfur die Gruppeder
Verkehrsangestelltenin zweiLagergetrenntsin undauchvonden
Angestellten der nochschematischsntlohnten Gruppeverschieden¬
artigeWünschevorlagen.

Eskamdemnachin denMonatenJännerundFebruarzurGesähe
ung von Derschussendie für die aktiven Angesellten insgesamt
. 400Kausmachen.DiePensionsparteienerhieltenZuwendungen,de-¬

renAnrechnungaufdienunmehrigeRegulierungv Jehaltenwurde.
Erinnert mußwerden ,das die Bundesangestellten im Jännerüberdies
sehr namhafteVorschüsseauf jene Besserstellungenerhaltenmben,
die sich für die ausder Rückwirkungder in BeratungstehendenBe-¬
soldungereform auf den 1 .Jänner 1920 ergeben ,und daß die städti - ¬

schen Angestellten ähnliche Nachzahlungenin ihrenForderungenan¬
streben .Da gegenwärtig der Entwurf der Besoldungsreformnochnicht

Frage,ebensodiedurchdieZugeständnisseandieAngestelltender
einzelnenZautvorrückungstruppenbeimStaatewachgerufenenWünsche
werdenerst in einemspäterenZeitpunktbeurteiltwerdenkönnen .Das
gaeich gilt vonder Behandlungder AngestelltenbeimUebertrittaus
einerGruppedesGehaltsschemain einehöhere.

In diesen Fragen ,die wegen des Zusammenhangesmit denVorschüs

sen gleich hier erörtert wurden ,wird also im Sinne dergepfloge - ¬
nenVerhandlungenbeantragt ,grundsätzlichanalogeBesserstellungen
auch für die Gemeindeangestellen in Aussicht zu stellen .DieWün¬
schederBundesangestelltenhabennunmehrhabennunmehreinefeste
Formangenommen;sie lehnensich imSystemandie AnträgedesVer-¬
bandesan ,gchenhinsichtlichder Familienzulagensogardarüber- ¬
hinaus .DieVerhandlungenmitdenBudesangestelltensindimZuge.
Eine förmlicheZusagedes Bundesminislriums für Finanzen ,dasfür
jenesMehrerfordernis,welchessichnachdenhierbeantragtenMaß-¬

nahmenergibt der 70 %igeStaatsbeitrag gewährt wird ,liegt auch
dermalen noch nicht vor .Immerhinkann nach den mit demBundesmi- ¬

nisteriumgepflogenenVerhandlungengesagtwerden ,daßdiebeantr
te Regelungsich materiell nicht weit vondementfernenwird ,was
denStastsangestelltengewährtwerdendürfte ;esistnaheliegend
anzunedasdiehiera geschlossenenVerhandlungenwieschon
einmalimOktoberauchauf denAusgangder LohnbewegungderBundes
angestellten von bestimmendenEinfluß sein wird .Beiwesentlich
übereinstimmenden Ergebnissen ist aberddie staatliche Beitragslei

stungnachdemGesetzegegeben .Somitkannbei diesemSachverhalte
nunmehrdie Regulierungbeschlossenwerden ,ohnedaßdadurchuner-¬
wünschteRückwirkungenaufdieBundesangestelltenentstehenoder
der Staatsbeitraggefährdetwird .

VondenForderungenkonntennurdiejenigen ,welcheaufeine
BezahlungdersiebentenDienststundeundaufeinehöhereEntlohnung
der im Achtstundendienste stehenden Angestellten hinauslaufen ,nicht

Erfüllung finden .In beiden Belangenist éjedoch durch einesehr
weitgehende Erhöhung der Ueberstundensätze demGrundngedanken
dieser WünscheRechnunggetragen .DieRegelungder Ueberstundenund
Gebühren bildet Gegenstand eines abgesonderten Berichtes .In der

Hauptsachekamnes zufolgendenEinvernehmlichenAbänderungen .
Alle Bezugserhöhungensollen veränderlich ,. . geänderten
Verhältnissenabbaufähigwinund ,umdieshervorzuheben,alsZu-¬
lagengewährtwerden .In dieser Wse erfäh der Gehaltundder
Ortszuschlageine je 100 %igeErhöhung .AnStelle derbisherigen
Teuerungszulagevon18 . 480Ktritt die ZulageIII imAusmaßevon
33 . 000Kjährlich ,für Angestelltebis 22Jahre ,die nochnicht
zweiDienstjahrehaben ,beträgt sie 24 . 000. DieFrauen -undKin-¬
derzulagebleibt imbisherigenAusmaße.. .Ergebnisist fürden

in

Angestelltenmittlerer Stufe mit Normalfamilierund80%ige

vorliegt ,kannnicht überpgügtund belegt werden ,wie weit dieBun- ¬
desangestellhendurchdieseBesoldgsreformeineBesserstellung
gegenüberden heutigenSchemader Gemeindebeamtenerfahren .Diese

Erhöhungdessamtbezuges.ImMonatsbezugestehendenprevdseri¬
scheAngestelltesollenvonnunan- Vorschußweise-denGehalti
Vorhineinerhalten .

Altpensionisten erhalten eine Brhöhungderdermaligen
Teuerungszulagenvon18. 000FheieineranrechenbarenDienstzeit
vonmindestens17 Jahren ,sonst eine solche von . 000K ,Witwen
eineErhöhungderTeuerungszulageum9000K ,Waiseneinesolche
um6000K .Neupensionisten,dieam1 .Jänner1921nochinaktiver
Dienstleistu g gestanden sind ,wird die Zunage I - ebense wie

bei denaktivenAngestelltenals veränderlicherBezug- beider
Pensionsbemessungzugerechnet.AnStelledesOrtszuschlageser-¬
halten sie die gleichen Teuerungszulagen ,welchedenAltpensieni-¬
stenals Erhöhungzugestandenwerden .AnläßlichderBeratungdies
ser Maßnahmenwurdeeineeventuelle einheitliche Angleichungder
Altpensionistenan die Bezügeder Neupensionisteneingehenderwo¬
gen .DieseFrageist jedochderartschwierig ,daßwederdasma¬
terielle Erfordernis mit der nötigen Sicherheit angegeben ,noch

auchin absehbarerZeit die Durführbarkeit überhauptverbürgt
werdenkann ,da die bisherigen Liquidierungsbehelfenichtgenügen ,
sondern in vielen Fällen auf die uxep ursprünglichen Pensions - ¬

bemessungsaktenzurückgegriffenwerdenmüsste.
DieBezugsregelungsoll vom1 .Jänner1921anwirksamsein .

DieDezembervorschüssewerdenendgiltigbelassen ,dieVerschüsse
undZuwendungenim Jänner undFebruarangerechmt ,wennsicaber
gegenüberden Nachträgenfür diese beidenMonateeinUebergenus
dergebensellte ,wirdvondessenHereinbringungabgesehen .

In diesemZusammenhangesollenauchdie außerordentlichenZu
endungenum100%erhöhtwerden.

Allgmeinwird nochdie Ausdehnungder BegünstigungderSteuer-¬
bernahmevondenDienst -undRuhebzügenfür jeneKategorien ,wel¬
he dieser Begünstigungbisher nicht hatten und die Bezahlungder

rotauflagebeantragt.
Die Vorarbeien für die Kreditfürs ge sind soweitgediehen ;

aß bereits eine grundsätzliche GenehmigungdesFinanzministeriums
ur Errichtungeines solchenAnstitutsvorliegt .Auchdie inder
ienstordnung in Aussicht gestellte Krankenfürsorge ist dadurch in

in aktuelles Stadiumgetreten ,das eine ähnliche Einrichtungbeim
taate bereits bestehtunddasBundesministeriumfür sozialeVer-¬
altungStudienwegeneiner Erstreckungder Krankenversicherungder
taatsangestellten auf die Angestellten der Länder und Gemeimenim

esetzlichenWegeeingeleitethat .MitRücksüchtauf dasInteresse

as die AngestelltendiesenAktionenentgegenbringen ,wirdeine
eisungdesGemeinderateswegenrascherFortfährungdieserAgenden

erbeten.
ImZusammenhangmitdenbeabsichtigtanyteriellenZugesänd.

nisse wardenauchimvollenEinvernehmenmit Verbandegewisse
Maßnahmenin Aussichtgenommen,welcheeineHebungdesArbeitseffek¬
tes ,eineFortführungderstetigwachsendenAufgabenmitdenbisheri
genPersonals ohneNeuaufnahmen- undeinegressereSicherungder
Disziplingewährleistensollen -DiegrundsätzhenBestimmungenfür
dieAenderungdesDisziplinarrechtessowieRichtlinienfüreine
NeubestimmungderUrlaubgrenzensindbereitsin denAnträgenmieder
gelegt .Desweiterensollen die Amtsstunddas genauesteein
gehalten ,die Rückständemit aller Energie au gearbeitet ,die
GeschäftestetsaufdemLaufendengeführtwerden.DieVertreter
derAngestelltenhabenihreMitwirkungbeidieserMagnahmebe¬
reitwilligstundmitvollemVerständnisfüreisdienstlichenNos

wendigkeitenzügesagt.
BezüglichdesErfordernissesist zuberichten:Diejährliches

Kosten stellen für die Srhöhung des Sehel auf 340Milliones
Kronen,desOrtszuchlagesauf255Mill ,KderTeuerungszuage
auf 382Mill K ,Uebernahmeder Steuern ,StempelundGebührenauf
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enkeringen taatzleista ,dieHauptea

aknoenprese demRefsrenten ,dasdie
r Angeste erschrittenwordenselenwäre

ellen ,daßihneneelattderverlanstenVerdoppeungnur
hönungbewillintwarce,sodaßßihreAnsprücheumeinige

enuntorbundenwordensind .DafürhaberdieAngesteliten
Diszipiinarschtemancheshingebenmüssen,wasals
gendeZugeständniesezuwertenistDieDienewpragmatik

habedemAngesteilienbedeutendeRechteeingeräumt ,davonwerde
lönenei jederGenaltersgulierungeinStückweggenommenDerHednerlenktdana sageitaufdasFlendderPensiont

sten ,diemas nebehandie ,währendsi
durchihre1 zitdenAnspruchaufeineanstur
geVersorgu enEesei geradezuhimmelschreiend.
daßPensienstenmit35Dienstahtenheutenocheimemonatliche

Fenstonven700KberienenDaneiwerdenrüstigeBeamte
ohneGrundin Esssiongeschioktundhinterher neueBeamteange¬
stellt DieensomistenfrageLstsineFragegeworden,digdie

Bewöikerungirteresslert .DieAngieinungderFenstentsten
cure hzuführenundwird auchvos Staste er ührtrden
SensadehataternochdreiMategerienVenFensibnisten,die

ich in de Ansätzender Bezügewesentlichvoneinanderunter
heidenNachderVorlageachendie Aufwendungenfür diePen

stenMillianenundpürdieAktiven1015WillionenKronen
Leieimesselchen Verhälmnissoli der Staat nocheinenBe

fer die PensionistenzahlanfHednerbeantragt ,daßMagt
ufgefordert werde ,inne haib eines MonatemGemeinde
effaAngleichungderPeastenistenzubas



GR .Doppler ( chrsoz )wendet sich dagegen ,daß die Minorität

von den Verhandlungen immer wieder ausgeschlossen wird ,Hie vielen

Millionen ,die genannt werden ,bringen die Oeffentlichkeit in

Verwirrung ,wenn man aber diese Summen zerlegt ,kommt man zu der

Ueberzeugung ,dass die Ansätze weit hinter demzurückbleiten ,
was die Gemeindeangestellten im Frieden bezogen haben .Von der

Zuwendung der 70 %ist von Seite der Regierung noch keine Erklä - ¬

rung abgegeben und es sind darüber auch noch keine Verhandlungen

geführt worden Redner bemängelt einzelne Punkte der Vorlage .

GR .Karl Schmid ( Soz .Dem . )begrüsst die Vorlage ,weil sie

nach den gegebenen Möglichkeiten den Lebensbedurfnissen der Ange - ¬

stellten Rechnung trägt ,ein Werk darstellt ,das das Ergennis

gemeinsamer Arbeit zwischen Arbeitegeber und Arbeitnehmer ist ,ein

Zustand ,der nicht allzulange in der Gemeindestube besteht undweil
starke Impulse von der Vorlage ausgehen für die Staatsangstellten ,

die auf eine ähnliche Besoldungsreform noch warten .Wenn der Auf - ¬

bau des Schemas ungut und unsozial genannt wurde ,so müsse das

Urteil hierüber den Angestellten überlassen bleiben ,daß das was
sie für gut und sozial befunden haben ,nun so genannt wird .Redner

stellt den Zusatzantrag ,das die nach den geltenden Bestimmungen

zu entrichteten Pensiensbeträge ( Pensionsfondsbeträge )nur von der

Zulage 1 zu bemessen sind ,deshalb ,weil man sonst nicht wüsste

welche Zulage in Betracht komme .
StR .Speiser führt in seinem Schlußwort aus ,daß déeVorla

ge im allgemeinen eine güngtige Verhandlung erfahren hat .Nach

dem er die Einwendungen in der Debatte ausführlich überlegt hat ,

erk ärt er ,das die Vorlage einen Angleich an die Lebensverhält - ¬

nisse bringe und geeignet ist ,das Wort von der Zurückse sung

der geästigen Arbeiter zu beseitigen und daß er wünscht ,da

die Autonomie der Gemeinde in Steuertechnischer Hinsicht im In¬

teresse der Angestellten eine Ausgestaltung erfahren .

Wawerka ( ch .Nach einer tatsächlichen Berichtigung

soz . )wird zur Abstimmung geschritten .Bei dieser werden die

Referentenanträge mit dem Zusatzantrage des GR .Karl Schmie zum

Beschlusse erhoben .

Der Bürgermeister verkündet sodann ,das die restlichen Punk¬

te der ordentlichen Tagesordnung und des 1 .Nachtrages da hiezu

hiemand zum Worte gemeldet sei als angenommn gelten .

StR .Speiser berichtet über mehrere Geschäftsstücke ,die An - ¬

gelegenheiten von städtischen Angestellten und Bediensteten betref - ¬

fen .Hiezu sprechen die christlichsozialen Gemeinderäte Angeli ,

Paulitschke und Haider .Die Anträge des Referenten werden angenom - ¬

men .StR ,Steiser erstattet sodann für StR .Dr .Tandler die Referae
te Post42bis45 ,welcheohneDebattegenehmigtwerden.
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IENERRATHAUSKORRESPONDENZ.
Herausgeberundverantw .RedskteurFranzMicheu.
27 .Jahrgang ,Wien ,Samstag ,den12 .März1920.

lAusgabe .

Margarüneausgabe.Vom14 .bis 19Märzwerdenbei denstädtischen
Margerineabgabestellen12dkgMargarineproFersonzumPreise
von K 12 20 gegen Abtrennung des Abschnittes 235 der Fettkar e

ausgegeben .Organisierte Verbraucher erhaltem 12 dkgPflanzen¬
fett zumPreisevonK13. 80. -.

SitzungenimRathause .DerStadtsenathält amDienstagum10Uhr
vormittagseineSitzungab .- DerGemeindersttritt amFreitag
um4 UhrnachmittagszueinerSitzungzusammen

Winex" .Bartensteingasse13 ,Albertplatz7 und . ,Sonnwendgasse
36 :Damenwolljackenin verschiedenenFreislagen ,Modestoffefür
Herrenamzügeund Damenkostümein Reinwolle und billigeren Sortenr

Caiffon ,Oxford ,Zephire ,Cannevasfür färbigeBettüberzüge ,Fla¬
nellfürWasche,Damen-undKinderstrümofe.Verschiedenesfür-¬
stergeschenke .Brennstoffe :Koks ,Kohle ,Briktets und Holz .Sishe

städt .Angestellten!.



WIEHERRATHAUSKORRESPONDEIZ .
Wien ,Samstag ,den 124 März1991 .-Abendausgabe.

. - . - . . - . . . — - - . . . - . — . . .
ErhähungdesBrotpreises .BekanntlichhatdieRegierung
zumbisherigen Brotpreis von 6 K auf dieHerstellungskosten
desBrotesstaatliche Zuschüssegeleistet undüberdiesdas
MehldenBäckernkostenleszur Werfügunggestellt .Anfangs
Märzhaben die Bäckergehilfen ,die UnternehmerundVerschleis - ¬

ser neuerlich Forderungengestellt ,deren Ausmassaufden
LaibBrotumgerechnet,derenAusmassaufdenLaibBretumgerech-¬
net . 28Kbetragenhätte .BeivollständigerBewilligung
dieser Ferderungenundbei Aufrechterhaltungderstaatlichen
Zuschüsseim bisherigen Umfangehätte sich demnacheinBret - ¬
preis von 10 . 28K ergeben .DerBürger - ¬
meister als Landeshauptmann von Wien kennte sich zu einer se

hehenneuerlichen Belastung der Konsumentennichtentschlies -¬
sen und daher einer Brotpreiserhöhung in diesem Umfangenicht
zustimmen .Er hat die gestellten Forderungen nur teilweise
als gerechtfertigtanerkaßmtunddementsprechenddenBrotpreis
ab 13 .März . J .mit9 KproLaibfestgesetzt .Hiebeiwird
aber die Bundesregierung nach wie vor das Mehl kostenlos den

Bäckereibetrieben zur Verfügung stellen und auf die Herstel - ¬

lungskestendesBrotesdieselbenZuschüsseleistenwiebisher.



BNERRATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberund veramtw .RedakteurFranzMichen .

27 .Jahrgang ,Wien ,Montag ,den14 ,März1921.

Kleingärtme.DieKleingartenstellegibt in derMaterislab-¬
gabestelle XIV . ,Zollernsperggasse 3 ,hochwertigenKunstdünger ,
Kalk ,sowievorzüglicheGartengeräte ,MaterialienundguteSamen.
darunter ErbsenzumPreise vomK22 . -pro kg ,an Kleingärtherab .
MorgenDienstegweydenimstädtischenReservegartenXII . ,Ei
besbrunngasseanKleingärtnerObstbäume(Eirnen,Aepfel,Büsse,
Ribis ,Himbeer)zusehrbilligenPreisenabgegeben.

bendgemüsegrossmärkteDieGemwwegrossmärkte11 ,Münnichplatz
undDepplergasse,14 ,Linzerstrasse,19 ,Lichtenwerderplatz,
21 ,Wendelinplatzwerdenvom15ds ,an mit Rücksichtaufdie
vorgeschritteneJahreszeitDienstagundFreitagvon6- 8Uhr
abends- stattwiebisher4- 6Uhr-abgekalten-



alton rurüeteseriffen verdonnlsite .
Bezugsregelung soll vom1 .Jänner 1921 an wirksamsein .
berverschüssewerdenendgiltigbelassen ,dieVorschüsse
lungen im Jänner und Februar angerechmt ,wennsic aber

den Nachträgenfür diese beiden MonateeinUebergenuß
ellte ,wird von dessen Hereinbringungabgesehen .
esemZusammenhangesollenauchdieaußerordentlichenZu
m100%erhöhtwerden .
einwirdnochdieAusdehnungderBegünstigungderSteuer-¬
ondenDienst -undRuhebzügenfüwjeneKategorien,wel¬
BegünstigungbishernichthattenunddieBezahlungder
beantragt .
brartw en für die Kreditfürs je sind soweitgediehen ,

eine grundsätzlicheGenehmigungdesFinanzministeriumsngeinessolcheninstitutsvorliegt.Auchdieinnder
ng in Aussicht gestellte Krankenfürsorge ist dadurchin

s Stadiumgetreten ,daseineähnlicheEinnichtungbeim
ts DestehtunddasBundesministeriumfür sozialeVer-¬
ien wegeneiner Erstreckungder Krankenversicherungder
elltenaufdieAngestelltenderLänderundGemeindenim
Wogeeingelettethat .MitRücksichtaufdasInterbsem

aur 308 uIiP de



WIBNERRATHAUSKORRESPONDENZ.
Herausgeberundverantw.RedakteurFranzMicheu.

27 .Jahrgang .Wien ,Dienstag ,den 15 .März1921 .

WettbewertzurErbauungeinesWienerKrematoriumsInderletzten
SitzungdesGemeinderatsausschnssesfür technischeAngelegenheiten
berichteteStR .Siegel ,dassmitVertreterinderKünstlerschaft
eineBesprechungstattgefundenhat ,in derdieAusschreibung
einesWettbewerbeszur Erbauungeiner Feuerhalleerörtertwurde.
DerAusschussbeschlossdieAusschreibungeinessolchenWettbe¬
werbesundbewilligtedafüreinenBetragvon156. 000KDieser
Betragwirdauf einenersten ,zweizweiteundvier drittePreise

aufgeteilt .



r .Schwarz-Hiller:DahnsparrenSiediesDfale,habendieMachtdazu!AberaufeinerSeitedieHokalegegen
dprlegen,aufderanderenSeitealsunmoralischhinstellen,
ist unanständig ,ich lasse es mirnichtnehmen.
GR.Dr .Grün(Sos. -Dem): MitSittensprüchleinverwaltetman

cht !
GR .Dr .Schwarz- HillersIch hehmedankbarzurKenntnis ,

ss Sie diesen AuspruchOffenheinshier zitiert habem .Ichkomme
einemzweitenMomentunddas ist hr Verhaltenzuden
undenhotels.AuchvondenStundehhotelswerdenGebühreneinge-¬
ben .AuchbezüglichdieserkannmanzweierleiAnsichtsein .
nkann sagen ,ein ausserehelicher Geschlechtsverkehr ist
rbotenoderundsoll untersagtwerden.Oderwirsindineiner
osstadtundmüssendieseVerhälthisseregelnundgesunden.
o wirdderehrlicheMenschsprechenundwirdsichmitdenDin¬
n abzufindn suchen .Wennaberdie Stundenhotelsanerannt
rden ,dannhätte ich michvomStandpunktederStaatsverwaltung
r interessiert ,ob sie anständigverwaltet werden .Aberauf

ner Seite die Stundenhotelswiederals Steuerobjektezuver - ¬

ndenundzuliebkosen,aufderanderenSeitesoskandalöse
berfälle hingehenzu lassen ,wiesie vorgekommensind ,halte
fürunanständig,undesist einffachlachhaft ,wenndasGe¬
dhitaatmaintaufdiasaArtdieGeschlechtakrankheiten



IENER .

Erleicherungde

RATHAUSKO- RRESPONDENZ .
Wien ,am 16 .März1921 .17 .Jahrgan

Vorschriftenfür die SpeisenzubereitunginGast -
wirtschaften .Iå Wiengilt für GastwirtschaftennochimnerdasVer-¬
betderHersteöungundVerabreichunggewisserSpeisen,dieHer-¬
stellung undVefabreichunggebackenenFleischesundvenMehlspei-¬
sen ,die in zerassenem Fett ausgebacken werden .Da die staatliche

Bewirtschaftunghinsichtlich der meisten Fleischsorten unddes
Schweinefettes aufgehoben werden ist ,hat der Bürgermeister als
LandeshauptmanneineVerordnungerlassen ,durchwelchealleEin-¬
schränkungenfür dieSpeisenzubereitungin Gastwirtschaftenin
Wienaufgehobenwerden,miteinerAusnahme .Nachwievordürfen
in ButtergebackeneSpeisenundTunken ,die unterVerwendungvon
Bütter bereitet werden ,nicht verabreicht werden ,ebensobleibt
die Verzbreichungvonroher oderzerlassenerButter indiesen
Gaststättenverboten .DieseVerordnungwirdmorgenDennerstagim
Landesgesetzblattfür Wienverlautbart werdenundtritt sofortin
Kraft .AlleübrigenSparmassnahmenbezüglichFleischundFettge-¬
mäsder Vererdnungder Landesregierungvom19 .Juli ,1920bleiben

unverändert .



NERRATHAUSKOERESPOLDENZ
n ,16 .März592ö .-Abendausgabe

Bäderpreise.JmStadtsenatereferierte. R.KarlSchmid
iberdieFestsetzungneuerTarifeindenstädt .Badeanstalten.
eitderletztenErhöhungderBäderpreiseam8 .Dezemberhaben
dieKostenderBrenpgfoffeundauchderLöhneeineganzbedeu¬
tendeSteigerungaeren.SelbstbeiBerücksichtügungeines
StillstandesweiteeOreisansteigerungenwürdederBerriebderstädt .BadeanstaltenunterBeibehaltungderjetzigenPreise
einenJahresabgangvonungefähr20Millionengegenüberdem
Hauptvoranschlges weisen.ImDezemberdesVorjahres,altdie
letzte Bäderpreiserhöhungerfolgte ,kosteten100kgKohlesamt
ZustellungzudenBädernK257 ,heuzemussdieGemeindedie
Kehlenmit550unddenKokssogarmitK690bezahlen.DieBrenn

toffpreisesindschachseit3Monatenummehralgdasdoppelte
stiegen.AberauchdieLöhneundGehälterhabendurchdieletz
Regulierungeineungefähr70ZigeErhöhungerfahren.Wennman
Betrachtzicht,dass100kgSteinkchleimJahre1914K1,80,

7KTe- ,imni1020K20. -undheuteK550. -kostenten,so
d dies Preissteigerungen ,die auf denBetriebrBadeanstal-¬

tengeradezukatastrophaleinwirken,Eserscheinensonachdie
orgeschriebenenErhöhungengegenüberderSteigerungderBrenn-¬
toffpreiseundLöhnevollgerechtfertigt.WirddasJahr1914

zumVergleichherangezogen,sosinddieKohlenumdas305fache,
sogarumdas 383fachegestiegen .Nunentfallen auf dieGe- ¬

ntausgabenbeidiesenBädernungefaähr70%aufBrennstof' e
und20%aufLöhneundGehälter,derRestaufBeleuchtung,Jn-¬
standhaltungundReinigunsmittel.JndenselbenVerhältnismüs-¬
dahereinBrausebad,dasimJahre1914nochzehnHellerkoste

teaufungefährdas200fache,dasistan20Kerhöhtwerden,
ihrenddieangesetztePreiserhöhungerst10Kerreieht.Jm

rgleichemitdenPrivatbädernwendiestädtischenBäder
weitaus /nochimmerzudenbilligstelerStadtzählen,dadieneuen

PreisenurungefährdieHälftejenerinPrivatbädernausmachen

sollenkunKosten:
sieheBeilage,Gemeinderatsvorlage .

JmBrausebi gelten die Preise des Volksbades .DiePreiser -¬
öhungensollena 23 .MärzwirksumwerdenundgelangtdieVor-¬
ageamFreitagindenGemeinderat.

DeWichtigkeitdesDesuchesderBäderbesondersfürdie
endwirddadurchimweitestgehendenMasseRechnunggetragen,
ssderPresieinesBrausebadesfürKindernurauf2Kerstell

ird unddassalljährlich anstädtischeSchulen ,sowieanJugend
fürsorgevereine,KinderambulatorienundJugendheimstätten300. 00
300000Freikartenzur Verteilunggelangen.

DerStädtetagunddasSiedlungsgesetz.JnderamSonntagabge-¬
haltenen Sitzunghat der österr .Städtetag in Formeinereinhel -¬
lig angenommenenResblutionzurVerlagederRezierungbetreffend
dasSiedlungsgesetaStellunggenemmen.DerEntschlussderBundes-¬
regierungbeiderBempfungderWohnungsnot,mitstaatlicherHil
fe mitzuwerken,wirdbegrüsstundaufeineeinheitlicheGesetzge-¬
bungaufdiesemBøbøitGebietalsdurchausnotwendigbeeichnet
WasdieVollzichungindessanlangtwirdeinezentraleRegelungalsnichtzweckmässigandfürdenErfolgkeineswegsförderlicher-¬
klärt .DerStädtetagstelltdasVerlangen,dassimSinnedes§11
Punkt6 des Verfassungsgesetzesdie VellziehungdenLändernüber--¬

tragenwerde.DieinderVerlagevorgesehenenBeiträgezumFend
ausBundesmittelnseienvölligunzulänglich,weshalbesderStädte
tag als unerlässlicherachtet ,dassfortlaugendausreichendhohe
SummeninsBudgeteingesetztwerden,zumerstenmalfürdasJahr
1921wenigstene200Mill .UeberdieVerwendungdiesesBefragessoll
dieschleunigstzuerrichende ,im§19desGesetzentwurfesvorge-¬
sheneWohnungsfürsorgekommissionentscheiden.DieZusammensetzung
dieserKommissienmüsstesoerfolgen ,dassdenGemeindenderent
scheidendeEinflussgesichertwerde .MitgrösstenNachdruckspr
sichdieResolutiengegenden§3aus ,deralsvölligunvereinbaf
mitdemfinaziellenUnteressenderGemeindeerachtetwird .DerWi-¬
derstandrichtesichgegendieimGesetzinAussichtgenommenen
Wehn-undZinsheller ,dieLohkreneunddieEntschädigungssummen
bei UmwandlungvenBürelokalitätenimWohnungen .Diesbezüglichsagt
dieResolutienwörtlichFolgendes:DieseQuellenstammenausSteu-¬
ergebieten ,die in erster LiniedenGemeindenzurVerfügungstehen
müssen.EingriffevondritterSeitewürdeneineganzunerträgliche

hädigungderSteuerautenemiederGemeindenbedeutenundderge-¬
plantenTeilungder Steuerquellenin störendsterWeisevorgreifen,
überdiesdieGemeindenderMittelzurTragungihrerAufgabenauf
demGebietederWohnungsfürworgeberauben.DieResolutienenthält
fernerdasVerlangennachSicherungenfür gerechteVetreilungender
Zuwendungenaus demFond nach Massgabeder eigenen Aufwendungender
Gemeinden,die ForderungnachAusgestltungdesEnteignungsrechtes
unddenWunsch,dassfürdieindemZeitraum1921his1930errich-¬
tetenKleinwehnungsbautenvölligeSteuer -undGebührenfreiheitvon
StaatundLandgewährtwerdeSchliesslichfordertderStädtetag
energischeMassnahmenzurBelebungderprivatenBautätigkeitund
schlägtzudiesemZweckedieSchaffungeinesZwangsbaugesetztesvor
EssollenkapitalskräftigeWohnungsinhaberbeiGefahrderEntzie-¬
hungihrerWehnungenverhaltenwerden,in bestimmterFrastWehnun-¬
gendurchNeubauzuschaffen .DesgleichensoltenBanken,Geldinsti¬
tutte ,Jndustrie -undHandelsunternehmungengezwungenwederwerden

für bestimmtePrezentsätzeihrerAngestelltenbeisonstigemEntzug
ihrerKanzleiräumeWohnhäuderzuerrichten



VIEEERRATHAUSEORRE . SPO- ND- - N- ¬
Wien ,Donnerstag ,den 17 .März 1921 . -Abendausgabe1/2 8Uhr

DerBürgermeisterimVersorgungshaus .ImBürgerversergungshaus
in der Währingerstrasse hat eine Verfügung ,die im Interesse der
Pfleglinge gelegen ist ,grosse Aufregungaervorgerufen .Essell
ten Tuberkuleseund andere Krankeim VersergungsheimLainzunter
gebracht werden ,weil dert der Aufenthalt in frischer ,freier
Luft den Pfleglingen zuträglicher und auch für die Nachtruhe

besser vorgesorgt ist ,als imFürgerversergungsbaus .
DieGewehnheitimBürgerversergungshausezubleibenundder

Umstand ,dass Verwandte der Ffleglinge in der Nähe wohnen ,daren
häufiger Besuchim Bürgerversergungshausdadurch leichter er
mözlichtwird ,hatdieAnerdnung,diegetroffenwerdenist -und
die in hygienischer Einsicht nur zu begrüssen wäre - zueiner
hartenVerfügunggemacht ,die die Pflezlingeerrezte .

AlsderBürgermeisterdavenKenntniserhielt ,erdneteeran ,
dass die Durchführungdies Vererdnungunterbleibe .Hiezuwar
auch der Umstandmassgebend ,dass das Bürgerversergungshaus ,wel
chesaufdenGründendesaltenBürgerspitalesimJahre1858er¬
baut wordenist ,der Benützungfür ihre BürgerundBürgersfrauen ,
als imHerbst1860vellendetwar ,ausdrücklichvorbehaltenwur¬
de .Es ist also ein ven den Bürøern und Bürgersfrauen erworbenes

Recht ,ihren Lebensabendim Falle der Net in demBürgerversor-¬

gungshauszu verbringen .AndiesemRechte soll nichtgerüttelt
werdenundkeinerderPfleglingesell verhaltenwerden ,ineine
andere Anstalt zuübersjedaln .

Bürgermeister Reumannmachte in Begleitung desMagistrats
direktersDr .HarildenPfleglingenimBürgerversergungshaus

einen Besuch und teilte ihnen mit ,dass von der - erwähntenVer¬

fügung ,sosehrsie auchimInteressekrankerPfleglingegelegen
wäre ,Umganggememmenwerde .Die Pflezlinge nahmendiese Mittei - ¬
lungfreudigst entgegenunddanktendemBürgermeister ,dasser
auf ihrenmeissenWunsch,ihrenLebensahendimBürgerversergungs¬
haus zu verbringen ,Rücksichtgenemmenhabe



WIENERRATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw.RedakteurFranzMicheu,

2r .fanreang,Iion,Dlenstas,denle .fAnner19e1.
BrennholzabgabedurchdieGemeindeWien.DurchdieGemeindeWienwirdster-abgesehenvondengleichzeitigeinsetzendenAktionenaufdenHolzverkaufsplätzenHolzabgegeben.EineZustellungvon
verkleinertemHolz(Bestellung:. ,Werdertorgasse6)findetnur
inganzenFuhrenstattundzwarbisaufweitereszumPreisevon
K . 85perkg,beiZustellunginHausundK . 90perkgeinsdliess
lichAbtragenindenKellerSelbstabholerkönnendasHolz,seies
inScheitern,seiesgeschnittenodergehackt,fuhrenweisedderinkleinerenMengenohnevorherigeAnmeldungbeziehenaufdenLa-¬gerplätzen:. ,Nordbahnhof4 ,und2 .Kohlenhof(Waghaus) ,Erde
bergerlände-Massengüterbahnhof,Ostbahnhof,GudrunstraseEckeSonn-¬
wendgasse,AltmannsdorfBreitenfurterstrasseOswaldgasse,HütteldorfDeutschordentstrasse,OttakringPaltaufgasse,Brigittenau
Treustrasse55-57undLagerplatznächstdemLinienamteSchwechat-¬NurinScheiternkannHolzaufnachstehendenPlätzenbezogenwerden:
XII. ,Hetzendorf-Bahnhof,XII. ,Cantacuzimastrasse(PlatzPaul-¬
steiner),AlsergrundSpittelauerländeWasserleitungsstrasse.Auf
denübrigenLagerplätzenwirdnurverkleinertesHolzinMengenbisrechtlicheWirkungzu;vielmehrqualifizierensichderartigeVezu500kgabgegebenDieFreisesindbisaufweiteresfürScheit-abredungengemäss§22derkaiserlichenVerordnungvom2dMholzabLagerplatzK. 30,fürverkleinertesBrennholzabLagere. .Bleplatz K . 50.

TswirddanerSachederGenossenschaftwein,allesvorzus
wodurchdieimArgenliegendeGeschäftsmeralgehobenundSch
derStandesehredergerechtenBestrafungzugeführtwerden
Imbesonderenwirdaufmerksamgemacht,dassderHerrBürg

Kriegswucheramtes- dasMarktamtbeauftragthat ,vorallemd
anschreibungenindenSchaufensternseinerstrengenUeberprü
unterziehenunddaraufzuachten ,dassinSchaufensternsaus
BedarfsgegenständezwecksUmgehungderPreisauszeichnungspflic
unterkeinenUmständenals„Luxuswaren"deklariertwerden.
defernerangeordnet,beivorkommendenPreiserhöhungen,dems
nanntenHinaufnummerieren,aufdasgenauestezuprüfen,obdi
erhöhunginvollemAusmassebegründetist .Inallennichtbeg
ten,sowieaufspekulativeLagerungundZurückhaltungdeutend

FällenwirddiegerichtlicheStrafanzeigeerstattetundwerden
Warenvorrätebeschlagnahmtwerden.

FernerdiedieGenossenschaftdaraufaufmerksamgmacht,das
BestimmungvonRichtpreisenfürBedarfsgegenständeeinzigund
SachederzuständigenPreisprüfungsstelleist .Derartigen,vonGenossenschaftenimmerhäufigerfestgesetztenPreisenkommtke

bereiverer



WIENERRATHAUSULSESTONDENZ .
Herateberundverantw.RedakteurFranzMichen.

27 .Jahrgang ,Wien ,Freitag ,den 18 .MarzNosl .

WIENERGEMEINAAT .
Sitzung ,vomDe .Nezuel .

Bgm .Reumanneröffnet ieoitzunge
Gespendethaben:OEigelinMiddelburg(Transvaal)zurVer-¬

teilungvenLebensmittelnannotleidendeWienerKinder142213K.
Der Stammtisch „ Zigeunerlager "in Aachen für Kinder 3 500K

Zugunsten der Armendes 4 Bezirkes :Karl Faber ,IV . ,für die
ErbennachdemverstorbenenGreeindustriellenMeritzFaber10 . 000K

JuliusKaiser ,IV . ,500K ;derWiednerJungherrnklub3000K;
AdalbertKuchwelek,IV ,1000K.

ber die Armendes 13 BezirkesRudelfProtivinsky ,XIII300K.
Für die ArmenWiensGustavHerschmann ,II . ,Karl Muck ,VII . ,

undHudelfSteinberger,VI . ,500K
KarelineGussenbauer,VI . ,300K ;RaimundJakebKlamm100K;

Jehann ,Jesef Happel ,XV . ,für die Wienerfreiwillige Rettungsge-¬
sellschaft 200K.

DasamerikanischeReteKreuzfür die Fürsergedesstädtischen
ugendamteseine grössere MengewKinderwäsche ,KleiderundLebens-¬

mitte
FürdiestädtischenSammlungenJesefundAnnaBaller ,. ,ein
Aquarell ven Erwin Bendel ,„ Wienaus der Vagelachau1904 "

DieGemeinderäteErntner ,ProhaskaundFeldmannhabeneinenAn-¬
traginAngelegenheitderWöhnungszuweisungeneingebracht.DerAn-¬tragwurdedemMagistratzurVorberstungzugewiesen.

DieGeschästücke1 ,2 ,3 ,6 ,7 ,8 ,9 werden ,dakeineWort-¬
meldungvorliegt ,vomBürgermeisteralsgenehmigterklärt .DasGe-¬schäftsstück11wirdvonderTagesordnungabgesetzt.

StReSpeiser(Soz.Dem. )berichtetüberdenAntragaufErhöhung
desHöchstausmaßesderGhaltsvorschüsse,wonachderGemeinderatse
ausschußfür Personalangelegenheitenbis aufweiteresermöchtigt
wird,denderallgemeinenDienstordnungunterstehendenAngestell-¬tenVorschüssebiszurHälftedesGehaltundOrtszuschlages,den
Quartiergeldteildesletzterenabgerechnet,zugewähren.DerAntrag
wirdohneDebatteangenommen

DerselbeReferentberichtetüberdieZuwendungenfürstädti
schPensionsparteienderKollektivvertragsbedienstetenundstellt
fest ,daßdieKostendieserZuwendungensichinsgesmtaufrund
200MillionenKronen

belaufen,diesichaufdenMagistratunddieUnternehmungenverteilen.GemäßseinemAntragwirdbe-¬
Schlossen:DenstädtischenPensionsparteien,derenRuhe-undVersor

gungsgensseaus( PenslonskassaderstädtischenStrassenbahnenliquidiertwerden,odernachKollektivvertragsbestimmungenbemessen
sind,sowieallen,dieeinerAngestelltenkstegorieangehörten,de-¬
renDienstverhältnisgegenwärtigdurchSollektivvertraggeregelt
ist ,wirdunterderVoraussetzung,dasssiedieösterreichische
Staatsbürgerschaftbesitzen,undihrenWohnortimThlandehaben,
eineZuwendungimnachstedenAusmaßebewilligt :FürAngestellte
imRuhestande500K ,fürWitwennachAngestellten300KundfürVoll
waisennacheinemAngestelltenzusammen200K.AlsStichtagfürdie
FragedessktivenoderPensionistenstandesundfürdasAusmaßderZuwendunghat der 1 .März1921zuen

STR .Speiserreferiert überMassnahmenzugunstenderAn-¬
tellten der städtischenUnternehmungen.Er führt aus ,ass

die allgemeineReguderungder BezügenachdemWunschedesVer¬
tandes und der Gewerkschaftauch die Angestel gen desMagistrates
beschränktwurde.IndenvorgelegtenAnträgenwerdendaher
die gleichenBestimmungengesondertfestge egt ,womitdiemcht-¬
licheTrennungbeiderGruppenvelzogenundderAuftaudeseinem
Besoldungssystensaufdasanderegefallenist .Gegenstandder
mitderGewerkschaftgeführtenVerhandlungenwarenbesonders
dieSonderbestimmungen,derenwesentlichstePunktedieGewährung
eines Drittelzuschlages wenden jeweiligen ständigen Beügen

an Gehalts - undOrtsruschlagundvender jeweiligenTeuerungszu-¬
lage sind .DiesesDrittel wurdeanlässlich der Erhönungder

Dienststundenundunter Einstellung der bis um4 -Noveaber1920
üblich gewesenenWeihnachtsrenuneratiengewährt .Für denFall
der Veränderungder Dienstzeit-Verhältnissewareineverhältnie-¬
mässigeVerringerungdes Zuschlagesvorbehalten .Eineselche
Veränderungist durchdie Regulierungfür dieMagistrats-Ange-¬
stellten nuneingetreten .Eise Lindungdieses Zuschlagesandie
Diensteeitverhältnisse besteht nicht mehr ;überdies soll rasch

ein neuesSchemaausgearbeitetwerden .Jedenfallskünftigauf
denjetzt zubeschliessendenBezügenfussendmitdemVerbande
der Gewerkschaftfrei verhandelt werden .DieWeihnachtsremun

tien bleibt aufgehoben .EineNachwirkungdesbestandenenDritt .
ist ,dassdie NeupenstenistenjenesDrittel vomGehaltundOrts-¬
uschlag ,dasihnennachdenbishergeltendenBestimnungen
zustand ,als festen Bezugfür die Tennienweiterbehaltensollen .
SiechaltenalsedenVorsprung ,densie vordenAngestellten
des Magistrates hatten ,in derselben Höheweiter .Diezweite
Senderbestimmungist die der Verwendungszuschäge ,wiefrüher

%,se sollenkünftig %,abervondengesamtenneuenBezügen
Gegenstandder Verteilungbilden .Beider mit . Okteer
1921inAussichtstehendenNenberechnungwirdauchderVertei-¬
lungsschlüsselfür diese Zuschlägeneufestzuset en sein .Be¬
sondereMasshahmensindnechdieVerleihungderTitelunddie
Bewilligung erhöhter Pensienspre ente für die Dienstleistung

in AussenrWerks-undBetrietadienst .InUebrigen
sinddie Massnahmendenfür die Magistratsangestelltengetroffe-¬
nenangepasst .DieKranken-undKreditfürsergewirdauchden
Unternehmungsangestellten zugute kommen .Auf dem Gebiete der

UrlaubeunddesDisziplinarrechteswurdenMassnahmenschenin
den Senderbestimmungenfür Unternehmungsangestelltegetreffen .
Dergelegentlichder SenderbestimmungenvereinbarteAbauist
bis auf einige Fälle chgeführt .Das Erferdernis wird vonden
einzelnenUnternehmungenimRahdenihres Wirtschaftsplanesaufzu-¬
bringen sein .Das Gesamterfordernis beträgt insgesamt 184Mill .
Krenenundzwar160Mill .Krenenfür die Zulagen ,6 Mill .Kronen
für die Steuerübernahme ,5 Mill .Krenenfür die Erhöhungder
Ueberstunden,3 Mill. Krenenfür dieErhöhungderLeiterzu-¬
lageneto .und10Mill .Krosenfür die Pensionisten ,diesich
nachMassgabederFersonalständeaufieeinzelnaUnternehmungen
verteilen und keine abgesenderten Preis - ederTar fuassnahmener - ¬
ferdern .VendenPersenalständenkemmenin Betracht :Strasenahn,
100, Kraftstellwagen33 ,Gaswere 600 ,Elektriztätswerke
800 ,Zillingderf54 ,Leichenbestattung160undBrauhans54,
zusamnen2700Mann.

DerVerlagewurdedieZustimmungerteilt



Speider(Soz.Dem. )berichtetweitersüberdieAbänderungschadfeftenTürschnallewandte,habeihmerwidert,dasgehenicht
derGebührenvorschriftfürdieAngestelltenderstädtischanUnter¬dennvomRathauseseiihmdiestrengsteWeisungerteiltworden.
nehmungenundBezugsregelungdernichtderallgemeinenDienstordnuohneBewilligungkeineRaparsturenanzuordnen,esmüsseZuerst
nungunterstehendenFeuerwehrbediensteten .BeideAnträgewerden ein Kostenvoranschlageingeholtwerden .EinsolchesVorgehensei
ohneDebatteangenommen. wohlder Amtsschimmelin höcter Potenz .In vielen Schulendes

SodannberichtetGR.SpeiderüberdenKollektivvertragmit 10 .BezirkesgabesimvergangenenHerbstzerschlageneFenster.
denBedienstetanderLggerhäuserderStadtWien.

GR.Rotter(chr. soz. )bemerkt,daßauchindiesemKollektivver
scheiben ,sie seintrotzwiederholterReklamationendesSchullei-¬
ters nicht erneuert wordenunderst nachMonatenhat manneus

tragevondenArbeiternwiederUeberstundenverlangtwerden ,wäh- Fensterscheibeneingeschnitten ,die dannum3000Kmehrgekostet
renddochderAchtstundentaggesetzlichfestgelegtseiundUeber¬ habenals vor dem ,Aufsolche Weisekommedie Gemeindefinanziell
stundennurimAusmadevon30bis 60StundenimJahrezulässigsei zuschaden .ManmögewenigstensentsprechendeAufträge
eneWährendvondenGewerbtreibendendieEinhaltungdergesetzlichegeben,daßdieganzeUmformungderVerwaltungnichtineinemGei-
Bestimmungenstrengüberwachtwerde,scheinendieselbenfürdieGe- steaufgefasstwerde,derhemmendundschleppendwirkt.
meindeWiennichtzubestehen. DerBürgermeisterReumannteilt mit ,daßGR.Iser(Soz. Dem. )

GR.Speidererwidert,daßderAchtstundentagauchfürdieBe¬zumEntwurfdesOrganisationsstatutszweiAbänderungsanträgege -
triebederGemeindeWiengelte ,dochgebeesBetriebemzudenen stellt hat ,die sich auf die Baustoffgewinnungundauf dieAufnah¬
besondersdasLagerhausgehöre ,wooft Ausladungendringendnot - mevonArbeiternundAngestelltenbeziehen.
wendigseien ,indenenvonUeberstundennichtAbstandgenommenwer-¬
denkönne .GesetzlicheBestimmungenwürdendadurchnichtverletzt

GR.RudelfWüller(Sezialdemskrat):HerrKellegeBiberhatin
derletztenSitzungaufdentechmischenAusschusslesgeschlagen

undüberdieswachedeJetriebsratderArbeiterselbstdarüber,
daßnurjeneUeberstundengemachtwerden,diedringendnotwendig

sind .

Ichmöchteanführen ,dassmirdasOrganisatiensstatutnoch
etwaszuengist .EinewirklicheBetriebsführungerfardert
einenvielgrösserenRaumfürdieBetriebsverständealsdas

DieVorlagewirdsodannunverändertangonommen. Statutversckreibt.HerrBiberhatimtechnischenAusschusse,
STR .Speiserberichtet über die Abänderungder mit derBeleg wiewirinmkenstituierthatten ,dieMeungausgesprochen ,

schaftderungarischenBergbauederZillingsdorferGewerkschaft
getrofenenArbeitsvereinbarung .DerRefrentbemerkt ,daßdieAr
beiter angesichtsdeseigensdesungarischenKronegegenüberder
österreichischendie Auszahlungr Löhnein ungarischerWährung

dasswirallzulangszuausführlichrefereiren .Nunsagter ,
wirreferierenzukurzundunverständlich,undzuelangles.
Ichmöchtenurdaraufverweisen,dasswirgeradeaufAnag
derChristlichsszialen/alldiesenkleinenReferatennurdie

wünschen ,damitsie nicht benachteiligtwerden .Derzeitseiensie Nummernsagensellenundwassie beinhaltennurkurz ,dasswir
um35%schlechtergesteltals zurZeitderLohnvereinbarungNach schnellfertigwerden,dennum6UhrhakandieHerrenChrist-
langwierigenVerhandlungenkameinUebereinkommenzustande, lichsezialenkeineZeitmehrimAusschussezubleiben.Wir
dasin folgendemAntragegipfelt :DerLohnverdienstwirddenArbei¬ habenbeiseielsweisedieOrganisationdesFuhrwerksbetriebes
tern in Neufeldundergleithzeitiger fer Ansätzefür denStunden- beraten,inleichtverständlicherFermundeswurdevenEr

geum15%inungarischenKronenausbezahlt.loh dasBedinund MinderseitderAntraggastellt ,dassdieseSachevertagtwer-
Diese Bestimmunggilt bereits für die am12 .MärzerfolgendeAus - densellundindernächstenSitzungverhandeltwerde.WirLa-
zahlung.VomgleichenTageangeltendieimArbeitsvertrageange

bengedacht,eswirdeinekelessaleOppesitienPlatzgreifen,
undsicheda ,derAntragstellerwargarnichtimAusschusse

führtenPreisefürrayonierteLebensmittelundLebensmittelprä- erschienenunddasOrganisatiensstatutwurdeehneDebattenach
mienin ungarischen Kronen ,Gleichzeitig erhält jederArbeiter ,
dermindestensseit 1 .Jänner1921imDienstedesNeufelder

derVerlageangenemmen.DerHerrDepplerundWawerkagehen
se furchtbarüberdie Verwaltungles .Ich möchtenur

Bergbauesgestandenist ,fürdenbishererlittenenKursverlust einmalIhreVerwaltungrechtklarlegenunddabeiaufdenAn-
eineeinmaligeEntschädigungvon800ungarischenKronen. DerRe¬ kaufdesKalkwerkeskemmen,demSiekurzbevorwirzurMajeri-
ferentbemerkthiezu,daßdasgesamteMehrerfordernisfürdiese tät gelangten ,vorgenenmenmaben .DieserKaufhätteniedurch-
Regulierung17 . 5MillionenKronenbeträgt. geführtwerdensellen ,dennzurAusgestaltungeinesBetriebes

DerAntragwirdohnoDebatteangebommen. würdenwir20Milliemenbrauchen,umeinerdentlichesWerkdar-
Hieraufwirdin derletztenGemeinderatssitzungabgebrochene

DebatteüberdieUmgestaltungtechnischerMagistrasabteilungen
zuBetriebenunddiebezüglichenOrganisationsstatutenfortge-

auszumacsen .Dasist gekauftwerdenunddasHellitzerwerk
inDeutsch-AltenburgeinesderBesteninOesterreichistven
denChrstlichsezialenabgelenntwerden,weilsietüchtigere
Verwalterwarenals wir .Fast 20 Jahre verwaltetenSiein

GR.WavelA(chr.soz.)bemerkt,daßdieimSinnederVerwal- Ober-OesterreichnenSteinbruch,adereinPrivaterkönnte
tungsreformerfolgendeUmwandlungvonMagistratsabteilungenden
Geschäftsgangvielfachhemmt ,Wennmanins Rathauskommt ,findet
mansichgarnichtmehrzurecht ,weildieeinzelnenAbteilungen
fortwährendverlegtwerden .Eskennesichauchniemandmehrinden

sicheinesolcheVerwaltungnichtleisten ,denndertist
zumärgstenSchadenderGemeindeverwaltstwerden.Nichtdie
primitivsteEinrichtungdesBetriebeswurdekergestellt.Sie
hättenumeinehalbeMillieneinenerdentlichenBetriebdar-

Kompedenzenaus .AålBeispielewolldderRednerdieTatsachenane
führen ,daßdie AusführungvonReparaturenin städtischenSchul¬

ausmachenundZweidritteldasAbfallesaufSchetterundKlein¬
steineverwertenkönnenundderGemeindeMillienenerspart.

gebäudenjetzt vonderstädtischenHeizwerkstättebewirktwerden.
DerbetreffendeReferentim10 .BezirkeOberrevidentVyborni,an
densichRednervoreinigenMonstenwegenderAusbesserungeiper

NachdemSie20Jahrenichtsgemachthaben ,habenwir
in 2JahrendenBetriebseweitalsmöglichgeregelt .Weran
kranktes ,dasswirin 2 ahrendie Verwaltungnochnichtse



Daran ,dassSiedieBeumten20Jahreerzegenhalenund
dieseunsereVerwaltungsrefermsabetierenundunsPrügelwi
die Füssewerfen ,dass die Sachenicht gemacitwerde .Jede
Refermgeht im Anfangenicht sofert glatt ,aer das unsereRe¬
ferm besser ist ,als Ihre in 25 Jahren ,ist heute schente¬

wiesen.SiesolltenandieBrustklepfenundfragen ,etSis
se gut vervs at saban ,wie wir und wennSie ehrlich sind ,
würdenSie sagen müssen ,dass wir das ernste Besure ensaben ,
aus der GemeindeWienetwas zu machen ,bei denægenwärtgen
schlechtenVerhälthissen.

GRAngeli( chrsoz .sigt ,daßdieMitgliederseinerPar
tei nicht mit in den usschuss für technische Angelegenheiten
um Mutwillige Opposition zu machen gegangen seien .Mankönne
aber auch den GR .Biber nicht vorwerfen ,daß er keineSachkennt - ¬

nis be itze Wenngesagt wird ,dass die Beratungennicht sachge - ¬
führt werden ,s gerde die Mehrheitdie Mitglieder derMin¬

de .Sit nochkennenlernen ,die sichin öffantlicherSitzungnich
anflegeln lassen -Wenngesagt wird ,daß dieristlichsoziale

Partei in den22Jahrenihrer Herrschaftnichts gemachthabe ,
so könnemanagegennur auf den NamenLuegerverweisen undauf
einenVergleich ,zwischendemAusschender Stadt vonheuteund
währenddieser 22Jahre .

Referent StR .Siegel erklärt ,daß die zum Ausdruck gekomme

nenMeinungenvon2 MitgliederndesAsschussesfürtechnische
Angelegenheitennicht die Spiegelberder Arbeit in diesemAus

schusse sindr dass im Gegenteil der Ausschußbisher immermit
größtemErnstundgroßerSachlichkeitalle Gegenständebehandelt
werden .SR .Müller habe sich lediglich mit den Ausführungendes
GemeinderatesRiberbeschäftigt .

DieVorlagewirdbei der AbstimmungmitdenAbänderungsan -¬
trägen Iserangenommen

StR .Siegelberichtet überd 'WahuratoriumdesWie-¬
ner Wohnungs -undSiedlungsfendndübe .Bevorschussungdes - ¬
selben .SeineAnträge:DerGemeinderatBeießtdiesofortige
WahldesAuratoriumsdesWienerWohnungs-undSiedlungsfondsund
der Finanz erent wird ermächtigt über Antrag desvatoriums
vor demInkrafttreten des Wohnungs-undSiedlungsfemSinne
eeinerRichtlinienetwabenötigteSummenvorzustrech ,dienach
demInkrafttreten des Fondsder Gemeindezu refundierensinl ,
werdenangenommen.DasKuratoriumsetztsichausdemBürgermeister
als Oberkuratorund9 Mitgliederndes Gemeindersteszusammen.

DieWahlenwerdenhieraufdurchZurufvorgenommen.
DasvonderTagesordnungzuBeginnderSitzungabgesetzte

Geschäftsstück11wirdin Verhandlunggezogenundda keineWort¬
meldung vorliegt ,als angenommenerklärt .

GhKaSchmid( Soz .Dem . )berichtet über die bereits be¬
kannten Ant wegenErhöhungder Preise in denstädtischen

Bädern .
GR .Angel¬ ( . - sozzeichent die Erhöhung derBäder - ¬

preise in denragten Ausmasseals äusserst empiich ,be- ¬
sonders d .Tröprerlbad ,Oes für die Mindestbemittel .Aeinge - ¬
richtet i ,sei adezu erschreckend vertauert worden .Wenn
daese 1 pisereiberei so weiter geht ,werdeein grosserTeil
der Bevölkerungüberhauptsich nicht mehrein Badleistenkönnen.
DerRednerbemäggeltauch ,die zwitweiseSchliessungmancher
BüderwegenKohlenmangels,eine solcheMassnahmendüeunter
gar keinen Umständengetroffen werden ,dieGemeindeverwaltung
könntebei entsprechder Voraussichtimmerfür genügendeMen-¬
genBrennstoffzumungestörtenBetriebeder Bäderverfügen

SchliesslichbringtderHednereineReihevonWünschenbezüm
lich der Sommerbädervor ,vorallemverlangter dieEröffnung
desBadebetriebesmit1eMsi ,wennauchin beschränktemUmgange
sowie die rechtzeitige Vorsorgefür die Eröffnung derKnaben- ¬
und MädchenbäderamGänse .Afel zu möglichst billigen Preisen
damitdieSchuljugendimgrösstenUmfangedieserwoatteil -¬
haftig werdenkönne .

GR.JosefMüller(chr. soz. )beantragteineHerabsetzungundbeantragten
Abrundungder/Bäderpreise ,sowiedie AuflassungderDifferenzie .
rungin ersteundzweiteKlassein denstädtischenBädern.

GR.Preyer( chr ,soz . )sagt ,daßbeiderFestsetzungderE
preisewederaufdievolkswirtschaftlichennöchaufdiegesund¬
he 'lichenVerhaltnissederBevölkerungRücksichtgenommennien
ist .Die Verteuerw ist besonders bei den Volksbädern ganzun¬

gerechtfertigt ,amso mehr als bei denen 2 .Klasse eine Veteuerun

um60%undbei denen1 .Klasseum50 %vorgenommenwird .Seine
Partei könnenur dannfür die Vorlagestimmen ,wenndieAnträge
desGR.Müllerangenommenwerden.

R .Wawerka( chr .soz . )wirft der Mehrheitvor dasssie
alle BeschlüsseohneRücksichtauf die WümschederOpposition

fasse undsich nachherderenVorstellungennichtkümmere.

Rednerersucht imInteresse der EntwicklungdesSchwimmsports
die Sportvereinigungen dadurch zu urterstützen ,dass dieSchwimm¬

hallen ihnen eine möglichst lange Zeit hindurch zurVerfügung

gestelltwerden .In diesemSinnebeantrageer dieSchwimmhalle
imJörgerbadbereitsam . Sprilzueröffnen .Wennd .ehrheit
den gestellten Anträgender Chrintlichsozialen dieZuspimmung
versage ,dannsei dieOppositionnichtin derLagedeeferen¬
tenantraganzunehmen.

DerReferentkommtin seinemSchlusswertausführlichaufdie
in derDebattegemachtenEinwendungenzusprechen,dieerwider-¬
legt .Er erklärt ,dass er die Anregungen des GRgeli
bezüglich der Semmerbäderzurseinenmache

Beider Abstimmungwerdeie AbänderungsanträgedesGR.
desefMüllerabgeleant,dieVorlagegonehmigt

Pest 4 wird ehneDebatteangenemmen
Damitist die Tageserdnungerledigt .
PemReumannwünschtallen GemeinderätenangenehmeOster - ¬

feiertage und schliesst hierauf die öffentliche Sitzung

KunststellefüröffentlicheÄngestellte,Heutenachmittagshat
sichimRathauseeineVereinigung„Kunststellefüröffentliche
Angestellte"mitdemSitzin Wiengegründet.ZwecderVereii¬
ungist ,denöffentlichenAngestelltenin WienundnächsterUm-¬
gebungdenBesuchvenTheateid Kenzertaufführungenzuer -¬
schwinglichenPreisenzuermöglichenDieKunststelledürfte
aussichtlichihreTätigkeitmiteinerFestaufährungderPhilk
menikereröffnen ,welcheam10 .Aprilumi LittagsimGre-¬
sen Kenzerthaussaalestattfindet ,und welchegartnerdirigie
ren wirdrten zu dieser undallen weiterenver derKunstst
le veranstaltetenAufführungensind ausschliesslichdurchdie
der Kunstetelle angeschlessenenOrganisatienen deröffentlichen
Angestelltenzubeziehen
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Osterdienstder Brotkommissionen .AmKarsamsaag ,den26 .Märzwer-¬
denalle BrotkommissionenVormittagsdiensthalten ;andiesemTage
entfällt der Nachmittagsdienst .AmOstersonntag ,Ostermontagund
amDienstag ,den 29 .Märzbleiben die Kommissionslokalegeschlos - ¬
sen .AmMittwch ,den30 .Märzamtierendie Brotkommissionenwie

gewöhnlich.

Milchkartenfür Kinderbis zumvllendeten1 .Lebensjahre .Am27 .bIs
Märztreten neueMilchkartenfür Kinder/zumvollendeten1 .Lebens¬
jahre in Kraft .Diese Karten können von denbezugsberechtigten

Haushaltenvom21 .Märzan allen Tagenwährenddergewöhnlichen
Dienststundenbei der zuständigenBrotkommissiongegenVorweisung
derbisherigenEindermilchkarteundeinesAusweisdokumentesdes
Haushaltungsvorstandes(Taufschein,Geburtsschein,Trauungsschein,
Heimatschein ,Gewerbeschein ,amtliche Legitimation undgl . )behoben
werden.DieBezugsberechtigtenwerdenimeigenenInteresseaufge-¬
fordert ,die KartennochvordemBeginneihrer Gültigkeitzube¬
heben,dasonsteineVerzögerunginderKondensmilchzuweisungein-¬
treten könnte .

KommunaleAuszeichnungDerGemeinderathat in vertraulicherSit -¬
zungderLeiterinderWienerMissionderSocietyof friends ,Frau
Dr .Hilde Clark in dankbarer Würdigungihrer Verdienste umdiezu
Gunstender notleidendenWienerKinderdurchgeführteHilfsaktion
der Societyof friends die EiserneSalvatormedailleder StadtWien

verliehen .
- —0

GoldensHochzeiter .In dervergangenenWocheüberreichteStR .Speser
in Vertretung des Bürgermeisters zur Feier der goldenenHochzeit
nachstehenden Hochzeitspaaren die Ehrengabe der GemeindeWien :

LudwigundAnnaWeigl ,WienVIII . ,LeopoldundThereseWeizmann,
WienII .undJohannundJohannaRois ,WienXIV.

Winexf .AnMitgliederdesVerbandesderAngestelltenderStadt
Wien . . . :Hartensteingasse13 ,Albertplatz 7 undSonnwendgasse36
Modestoffe für Herrenanzügeund Damenkostümein Reinwolle undbilli - ¬
gerenSorten .Brennstoffe:Kohle ,Koks ,BrikettsundHolz.

LordParmoorimRathause .ImLaufedesheutigenVormittagsstattete
LordParmoorsamtGemahlindemBürgermeisterReumannBesuchimRat-¬
hauseab .EsentwickeltesichhieheieinlebhafterMeinungsaustausch
überdie letzten LondonerBeschlüsse undwurde
schliesslichvomBürgermeistereineeingehendeDarstellungderLage
der BevölkerungWiensgegeben .NachBesichtigungeinigerKesträume
desRathausesverabschiedetensichLordundLadyParmoormitherzli¬
chenWorten .

Der Umtauschalter Straßenbahnfahrscheine .Die Direktion derstädti
schen Straßenbahnenmachtaufmerksam ,daß die Frist denUmtausch
oder für die Rückbsvergütung von Einzelfahrscheinen desalten
Tarifes ,die im Vorverkauf erworben wurden ,mit Ende dieses Mona- ¬

tes abläuft .Es kommennur solche Fahrscheinein Betracht ,diebis

EndedesdrittenMonatesgültigsind.

SitzungenimRathaus.DerStadtsenattritt amMittwochum10Uhr
vormittagszu einer Sitzungzusammen

DieStörungenimStrassenbahnverkehr,Heuteentstandum8Uhr47Min
früh eine Unterbrechungder Stromlieferungan die städtischenStras
senbahnenundeinenTeil der Privatstromabnehmer .DieUrsachedieser
Unterbrechungbestanddarin ,dass imKraftwerkSimmeringaneiner
Verbindungsleitungzwischeneiner15. 000PSDampfturbineundder
Schaltanlage ein Kurzschluss eingetreten ist .Hiedurch wurdeder
gesamteBetriebder ZentfalederSimmeringundderUmformerstation
stillgelegt .DurchHeranziehungvonReservemaschinenwurdemitder

WiederaufnahmedesBetriebessofort begonnen ;um10Uhr10Minuten
erfolgtedieStromliferungandiestädtischenStrassenbahnenund
llePrivatabnehmerbereitswderimvollenAusmasse.9
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.
Die deutschen Presseberichterstatter beim Bürgermeister .In

Wienhat sich jüngst die „Vereingungder Berichterstatterder
reichsdeutschenPresse “gebildet ,die 28 Mitgliederzählt .Dar
Vorsitzendeder VereingungDr .HansBungersundderSchriftfüh¬
rer Dr .AlfredNeumannstelltensichheutedemBürgermeister
ReumannvorundgabeninmdieKonstituierungderVereingungund
derenZweckbekannt .DerBürgermeisterversicherte ,dass erdas .
BestrebenderVereinigung,eineobjektiveundwahrheitsgetreue

Berichterstattung zu pflegen ,fördern werde .Für die Stadt Wien

sei es wichtig ,in herzlichenBeziehungenzu derBevölkerung
desdeutschenReicheszustehen .DenGefühlenderWienerent-¬
sprechendenAusdruckzu geben ,ist eine wichtigeAufgabeder
WienerBerichterstattungderreichsdeutschenPsesse.

00 .



enener früherkaumals GesamtvermögenamEnde30jährigerSpar-¬
amorLebensführungzu träumengewagthat unddabei hatder
inzelne ,der Angestellte wiedie Verwaltung ,das klareEmpfin¬
n daßHilfedamitin keinerWeisegebrachtwird .Dennochist
durchausverständlich ,dhss trotz der völligen Einsicht indie
Verhältnissedie Angestelltenihre Forderungenerheben ,weil
Verzichtdaraufgleichbeleutendwäre ,mit demUntergangEbene
elbstvers adlich ist es das die Gemeindeneuerlichdaran-¬
die Steuerschraube anzuziehen Es ist also wieder eineWin¬

sogenanntenmehrin dieser/SchraubedhneEnde ,vonder aberalle
ren ,daßdochein Endekommt ,undzwarein EndemitSchrecken
Wahrheitist ,daßeineBesserungnureintretenkann ,wennwir
er nun schon seit Monatenih Aussicht gestellten Stabilisie -¬
verValutagelangen .WenndieseStabilisierung ge¬

t ,soist keinAnlaßdazudieLagederGemeindealseine
ifelte anzusehenundmitühermäßienPessimismuszubetrach¬
ennder Punkt ,auf demder llstand erfolgt ,aucheintie
t ,so ist dies nochimmerdenözigenZustandvorzuziehen,8 deBerechnungsmöglichkeiteidesHaushaltss,sei es beider
e odereinerEinzelpersongahzausschließt ,weilsichinner

eniger Monatedie Grundlageeines
mühsamenAufbauesals völlig falsch erweist .Im

20hatderGemeinderatdenHaushaltsplanberaten.Esist
nter Zugrundelbgungder damalsgeltenden
e geschehen ,die ihrenUrsprungin derdamaligenWertung

erösterreichischenKronehatten .InjenerglücklichenZeitA2xotiertedieMark heutejotiertsietrotzderschwiigenVerhältnisseDeutschlandsüberlPKronenSchweizerFran¬
enkonntemanimvorigenSommermitP3Kronenkalkulieren,sind 128
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Pflanzenfettausgabe,Vom20 .bis26 .Märzwerdenbeidenstädti¬
schenMargarineabgabestellenpro Person12dkgPflanzenfettzum
Preise von K13 . 80gegen Abtrennungdes Abschnittes 236 derFett

karte ausgegeben .OrganisierteVerbrauchererhalten 12 dkgMarga
rinezuu PreisevonK12. 20.

FreiserhöhungfürPetroglaum.Ab20 .ds .wirdderFeisfüreinen
LiterPetroleumvon32KaufK33 . 60erhöht .- Dainfolgetech¬
nnischerSchwierigkeitendie neuenPetroleumbezugskartenerstmit
1 .Maiin Kraft tfeten können ,die altenPetroleumbezugskarten
aberschonmit16 .Aprilablaufen ,wurdendieAbgabestellenange¬
wiesen für die Zeit vom17 .bis 30 .Spril die festgesetzten Petru¬
leumquotengegenEinziehungdesStammesder derzeit giltigenPetro¬
leumbezugskartensamtKerzenabschnittenabzugeben.

DieStörungimStraßenbahnverkehrHeuteum8 Uhr48Minefrüh
trat mit Ausnahmedes StromgebietesFloridsdorf in allenStromgebi -¬
ten eineStörungein .DieStromstörung ,welchemitteilweiserUn¬
terbrechung bis 10 Uhr18 Min ,also 1 Stunde30 Minuten ,dau- ¬
erte ,ist aufeineallgemeineStörungimElektrizitätswerk
Simmeringzurückzuführen .



insgesamtüber400M

KronenstellenBisherwardieseAusgabe1 ,200MillionenKronen,
imletztenFriedensjahrehatdieGemeinde64MillionenKro-¬
nendiese Gesamtauslagenwuhestreitenvermeght

DerStaat trågt 70 %jener Mehraufwendungen,die sichfür
dieaktivenAngestelitenergeben,leistetaberfürdieWErhöhung
derBezügederPensionistenHeineZuschüsse,sodasssichfür
die Gemeindedie Notwendigkeit ergibt ,für ei Bedeckungvon

oner
Esist keinbloßerZufall undnicht nur eine FolgederGe-

pflögenheit,dasderLandtag
meinderateshält ,dasszunäch
lungkommen,sondernesist

KronenVorsorgezutreffen .

seine Sitzungen vor denendesGe¬
t die SteuervorlagenzurVerhand¬
ei der Gesamtfinanzlage derGemeinde

einfachganzunerläßlich ,ehenocheineAusgabebeschlossenwird,
sich auchnvöllige Klarheit dhrüber zu verschaffen daß auchdie

den
Bedeckungerfolgt .Alles anderewürdenur bedeuten ,daßdie/An-¬
gestellten gemachtenZusagenschonnachallerkürzesterZeitsich
als unwahr erweisen ,daß es einfach unmöglich ist ,die Auszahlung

der Bezüge zu leisten Vondiesem Standpunkte aus müssenjene
vierGesetzebeurteiltwerden ,dieheutezurVerhandlunggelangen.
Ehein die Einzelheiten eingegangenwird ,seien nocheinpaar
Worte gesprochen über die lage der Gemeinde an sich .

In immerkürzerenZeiträumenwiederholtsich nundas alte Spiel
bei Staat ,Land und Gemeinden ,das die Angestelltenschaft mit
Forderungenherveritt ,daßdurchneueSteuernundAbgabenaller
Art ,durch Erhöhungender Tarife die Einnahmengesteigert werden .

ohne dassdamit den Angestellten und den öffentlichen Kör¬

perschaftenwirklichgehfolfenwird .DieBudgetsschwellenzu
an .ungeheurerGrösse WanhantiertmitMilliarden,wiefrüher
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Grundsteinlegungder KriegerheimstätteAspernGesternhatdie
feierliche Grunsteinlegung für die Kriegerheimstätten in Aspern
stattgefunden .Der Wiener Kriegerheimstättenfond hattevor kurzem

besuossen,dieAusübungseinesBaurechtesderBaugenossenschaft
der Kriegsverletztenzu übertragenunddie OrtsgruppeHirsch-¬

stettendieserVereinigungist jetzt amWerke,eineReihevonEinfamilienhäusernzuerriehtenDieFestgäste ,anihrerSpitze
OberkuratorBürgermeisterReumenn,Oberkuratorstellvertreter
SektionschefderPauer ,BezirkvorsteherBretschneider,. a .trafen
die Invalidenauf der ausgedehntenFlächein vollerTätigkeit
undnuraufganzkurzeZeitwurdewährendderGrundsteinlegung
die ArbeitunterbrochenArchitektLosserläuterte an derHand
vonPlänendieEinzeilheitendergeplantenBauten ,Vondenneun
zunächst zu errichtenden Familienhäusernsind zwei bereits zur
KellergleichegediehenwährendfüreineReiheweitererdieGrund-¬
aushebungimZugeist Allediese ,zumTeilsehrbeschwerlichen
Arbeiten ,werdenvondenInvalidenundauchvonihrenFrauenge-¬
leistetundimbesonderenMassetunsichhiebeiLeutehervor ,die
mit75 %invalidsind .Auchfür alle sontsigenArbeitenwollendie
InvalidennachKräftenselbstaufkommen.DerFondunterstützt
sie wirksamdurchUeberlassungdes BaugeländesgegeneinenAner-¬
kennungszins ,vonZiegelngegenmässigenPreis unddurchfinan-¬
zielle MithilfeDerOlinnderBaugenossenschaftHauptmann
WatzekbegrüsstedenBürgermeisterundbetontedieNotwendigkeit
einwirklichenundausreichendesSiedlungsgesetzzustandezu
bringen .NachdemFondsreferentDr .SagmeisterimSinnederBe¬
schlüssedesKuratoriumsGrundundBodendenInvalidenübergeben
hatte GabBürgermeisterReumannseiner BefriedigungAusdruck,
dasshier in hervorragendemMassedurchdieKeiegsbeschödigten
dieArbeitdesWiederaufbauesgeleistetwerde,NachHinterlegung
einerGedenkurkundeundVollziehungdersymbolischenHammerschlä
gedurchBürgermeisterReumannwurdevonOberkuratorstellvertreter
Dr .PauerBezirksvorsteherBretschneiderundanderenRednern
nochdie BedeutungdesTagesgewigt Inbseonserswurdebetont ,
dasssichhieringleicherWeisewiebeidenschonbegonnenen
SiedlungeninLainzundamRosenhügeldereinzigeAuswegzuwirk¬
samerBekämpfungderWohnungsnotundWerbesserungderWohungsver-¬
hältnisse bietet DieInvalidenhoffen ,die jetzt begonnenenOb¬
jektein wenigenWochenimRohbaufertigzustellenundin demMas-¬

alsihnenvonBundundGemeindedieHilfedergeplantenSied-¬
lungssonde zu teil wird ,auch die weitere Fläche mitEinfami
lienhäusern zubebauenDieWohnungsnotinWien.Donnerstagum5Uhrnachmittags,findet
imSaalederBäckergenossenschaft ,VIII ,Florianigasse13 ,eine
VersammlungderGenossenschaftderBauundSteinmetzmeisterstatt

in der Stadtbaumeister und ehemaliger Stadtrat Melcher überdie
Wohnungsnotin Wienunddie Mittel zur Behebungderselbenspre¬
chenwirdFernerwerdensprechenRechnungsratRudolfSchieszl
über Vermögensabgabeund Personaleinkommensteuer “und Ing .Bergm
überLehmbau .

Inbestandgabe.DieGemeindeWiengibtdiestädtischeRealitätimHirschwangforst,GemeindeReicheinau ,samtder ihr gehörigenKon-¬
zession zumBetriebe des Gast -und Schankgewerbesvom1 .Maids . J .
an in BestandAusschreibungsbedingnissekönengegendenBetrag
venKK50- in der Magistratsabteilung 34 ,Wien I ,Doblhofgasss6 ,
behobenwerden.SchriftlicheAnbotesindbisspatestens31 .Merz
dort einzubringen .



Referentan.FreitnerLeastinbeinamSchlussworte:Auch.
diese Abgabehat keineenadein denAugender Minoritätgefunde
ie wohlsie docheineSteurist ,vondermansganeannn ,d
sie geradejeneKreisetrifft ,derenunerwünschtenAufenthalt
geradedieMinoritätin aldenTönenbetont .Eswurdeversucht,
denEindruckhervorzurufen,( alsebichmirdieHotelbesitzer
komnenlassen,ummitihnenzupackeln.DasGremiumhatder
EinladungFolgegeleistet ,dakonnteabernichtuntersucht
werden ,ob die grossen oder kleinen Besitzer gekommensind .
stundenlangenAuseinandersetungist derSatzvon30%fest -¬
gelegtworden,ohnedassvonderStaffelungirgendwiegespro¬
chenwordenwäre .DieserGedankeist erst spätelaufgetaucht
unddahabeicherklärt ,dasichnureinerStaffelungnach
aufwärtszustimmenkönne .Unbedingtmussich michgegeneine
Staffelungerklären ,derdieFahlderAngesteiteneGrunde
gelegtwerdensoll ,inUeberenstimmungmitderGehilfenschaft
diesichdagegen,dasseineKinzession,diesie machenmusste,
zurGrundlageeinesGesetzesgenommenwird .WennwirhierSteu
fabrizieren ,soreichtderMenrertrahin ,umdasPlusderPer
sonalauslagenkalendermäseigudeuien.BeiderAbstimmungwerdendieAnträgeHenglundRummelhardt
abgelehntunddasGesetzinz

NachderAbstimmungertönenaufdenBänkender

bemerkt:„ Wervielesbringt ,girdmanchemetwasbringen!"

eiterLesungbeschlossen

ChristlichsozialendietronishenRufe:„JetztkommtwiedereineneueSteuer!"DieSozialemukratenlachenundGR.Permann
GegehrufebeidenChristlichszlen :Fürdensinddieneuen
SteuerneineLustbarkeit"!GSpeiser :„ WerfürStenernist ,is
für die Gehalte “ !OR .Angelichr . - soz . ) :„ Aberder Staatgibt
dazu70 %! "GR .Speiser :Dieindehauchvonuns"!

TR: BreitnerBerichtetdodannüberdie AbänderungderBe¬
stimmungender Lustbarkeitsafgabe ,derenErhöhunger mitden
vorhergeltendgemachtenArdnentenbegründet-DerReferent
zähltdieeingernenAbrindenaufundbemerkt,beiderEr¬
höhungderAbgabevonspvotlichenVorführungenundWettbewerte
dassder Antraghier auf besiderenVerhältnissrSpord
betriebe Rücksichtgenommenhabe .VieleVeranstaltungen ,die
vonprofessionalesreingeschäftlichorganisiertwerden,mit
grossenZuschauermengen,nahenmitderkörperlichenkühnti¬
gung ,denderreineSportitezweckt,wenigzutun .Auenkei
Ringkämpfen,Boxer,Matons,spieltdasGeschäftkeineunter¬
geordneteRolle . Wennals hier dmGesetzentwurf

mögen,müseemanbeachten,gewisseHartenvorkommen
dassauchhierausgleichendgewirktwerdenkönneDerErtragde

rhöhungdieserAbgabewirdauf40MillionenKronenveran
scblagt.
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DieneuenGas -undStrompreise.DergemeinderätlicheAusschuss

für die städt .Unternehmungen beschloss heute neue Preise für den
Bezugvon Gseund elektrischen Strom .Der Preis für denKubikme- ¬
ter Gaswurdeum90Hellererhöht ,sodasser für die laufendeAb- ¬
leseperiode10 . 50Kbeträgt .DiePreisefür denBezugvonelek-¬
trischem Strom für Lichtzweckewurdenum14 Heller und FürKraft .
zwecke um12 Heller erhöht .Es ist also für die laufende Ablese - ¬

periodefür denLichtstrompro Hektowattstundeein Preisvon
. 25K ,undfürdenKraftstromeinsolchervon . 80Kzuentrich-¬

ten .DieseneuenPreise sind streng dentatsächlichenGestehungs-¬
kaestenangepasst ,wurdenaufGrunddervomGemeinderatgenehmig-¬
ten „ Kohlenklausel " errechnet und erlangen ,wenn der Stadtsenat
seineZustimmunggteohneBeschlussfassungdurchdenGemeinde-¬
rat Wirksamkeit .

JnderSitzungwurdeaucheingehenddieStaffelungderGas-¬
undStrompreiseerörtert undder Beschlussgefasst ,einKomite
mit der AusarbeitungvonVorschlägenzu beauftragen .Jn dasKe- ¬
mitewurdendie G .R .Prof .Dr .Fränkel ,Bombek( Socialdem .)
und Rotter ( chrischtl ,social ) gewählt .

DieneuenPreisewerdenbereitsamMittwochdenStadtsenat
beschäftigen - . - -
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Belebungder Bautätigkeit .Die GemeindeWienhat vondembekann- ¬
ten Dresdner Siedlungstechniker Architekt Tessenov den Planei - ¬

ner Kleinwohnungsanlagefür Bedienstetedes BrauhausesinHan-¬
nersdorf ausarbeiten lassen .Am14 .MärzwurdennunmehrdieVor- ¬
arbeiten abgeschlossenundin den nächstenTagenwird mitdem
Baudieser Anlagebegennenwerden .Zur Verbauunggelangenvorläu - ¬
fig 4500QuadratmeterBodenflächein Rannersdorf .Es werdenfünf
Hweifamilienhäuserundein Vierfamilienhauserrichtet .DieGebäu-¬
desindalle einstöckig .JedeFamiliewårdeinenWehnraum,ein
Schlafzimmer,eineKammerundeineKücheerhalten .ZujederWeh-¬
nunggehört ein Garten ,in demfür Kleintierzucht eineigener
Stallerbautwård .DieKestendiesersechsHäuschenbelaufensich
auf64MillienenKronen,diedasBrauhausderStadtWienzutra-¬
sen hat .DerGemeinderathat bereits am19 .Nevember1920diesen
Beschluss gefasst .Die Anlage ,die mustergültig nach jeder Richtun

genanntwerdenkann ,dürftelängstenimJuli . J .derBenützung
übergebenwerdenkönnen.

- .
DasHisterische Museumder Stadt Wien( . ,Rathaus, )daswährend
des Winters geschlessen bleiben musste ,wird amOstersonntagwie- ¬
der eröffnet .Die Besuchszeitensind :DienstagundDennerstagven
9 - 2 Uhr ,an Senn -undFeiertagenvon9 - 1 Uhr ;an denzweiOste
feiertagen von9 - 12 Uhr .- Neuzur Aufstellunggelangt ist eine
Reihederfürdasalte Wiense bezeichnenden,vonKünstlerhandge-¬
maltenLadenschllder ,darunter auch( alsLeihgabedes HerrnAnten
Pietschmann )das Schild „ Zu den drei Laufern“ .

.
Erhelungsfürsergefür FrauenundMädchendesMittelstandes .Der

Verein Rekenvaleszenten -und Erhelungsfürserge für Frauen undMäd- ¬
chendes Mittelstandes bringt zur Kenntnis ,dass er für dieMena- ¬
te April und MainochPlätze für erhelungsbedürftige Frauenund
Mädhhendes christlichen Mittelstandeszu vergebenhat .Ausführli-¬
chePrespektekönnenvonderVereinskanzleiVII . ,Kaiserstrasse92
bezegenwerden .( FrankiertesReburkuvertbeilegen ) .

. . . .„ ¬
DienstderBretkemmissienen.UeberVerfügungdesMagstrateswerden
die Brotkemmissienenven der mit den 27 .MärzbeginnendenWechean
bis auf weiteres amMentag ,Mittwech ,DennerstagundFreitagwäh- ¬
rend der bisherigen StundenDienst halten .Anden Dienstagenund

Samstagenund an allen Sonn -und Feiertagen entfällt derKommie
siensdienst .

BehnenfürMindestbemittelte.Inder164 .Aktienswocheerhal-¬
ten die BesåtzervonResafarbigenEinkaufscheinenfürWehlfahrts-¬
fleisch pre Person 1/8 kg BohnenzumPreise vonä . 80gegenAbtrenn
nungdesAbschnittes„ 4 “in denGeschäftender Greßschlächtereian
felgenden Tagen :Mittwech ,den 30 .März für A - F ,Freitag ,den
1 .Aprilfür G- K,Måttwoch ,den6 .für L- RundFreitag ,den
8 .April für S - Z .Andie Wohnfahrtsinstitute undöffentlichen
Speisestellen wird für jede Persen1/8 kg Bohnenundzwarandie

ersterenzumPreisevonK . 80 ,andieletzterenunentgeltlich
abgegeben .



WIENERRAIHAUSKUKVESFUNDENZ
wien ,Dienstag ,den 22 .März1921 .4Abendausgabe.
eeeeso . .o

DerSchülerunfallin derniederösterreichischenMolkereieInder
heutigenSitzungdesWienerBezirksschulrateswurdeüberdenvon
denTagesblätternberichtetenUnfall ,der sich anlässlicheiner

der niederösterreichischen Melkerei
lehrplanmässigenBesichtigung/durchdie Schülerinnendeseinjähri¬
genLehrkursesder Mädchenbürgerschule18 ,Schulgasse57
gesternfrühzugetragenhat ,aufGrundschulamtlicherErhebungen
eineingehenderBerichterstattet .DemBerichtist zuentnehmen,
dass vonden vomUnfalle betroffenen Schülerinnenbis auffünf
alleübrigendieSchuleheutewiederbesuchthabenAuchbeidie¬
senfünfMädchenhandeltes4achnuruminfolgedesSchreckens
hervergerufenAufregungszuständeundgeringfügigereVerletzungen,
wieHautabschürfungen,Verstauchungen,Quetschungen.Nachdennech

auch
heutenachmittagseingezogenenErkundigungenbefindensich/diese
Kinder wehlauf .Die vomUnfall schwerer betreffene Schülerin Anne
Reif ,die wegen eines Schankeabruches auf die Khnik Eiselsberg ge - ¬

brachtwurde ,ist fieberfrei ,so dassdie begründeteAussichtbe¬
steht ,dass der Heilungsprezessseinen nermalenVerlaufnimmt.



IEN RATHAUSKORRESPONDENZ
Hérausgeberundverantw.RedakteurFranzMicheu,
27 Jahrgang ,Wien ,Mittwoch ,den23 .März1921 .

LebensmittelfälschgengDasMarktamtderStadtWienhatimFebruar
wegenLebensmittelfälschungundWarenwucher2385Anzeigenerstat

tet .HievonentfielenaufPreistreiberei117 ,aufUeberschreitung
behördlichfestgesetzterHöchstbezw.Richtpreise226,aufSchleich
undKettenhandelundHinaufnummerieren39 ,Nichtanschreibungder
Preise328,UebertretungdesLebensmittelgesetzes234,derEichver-¬

schriften233undGewerbevorschriften162 .DenstastlichenUn
tersuchungsanstaltenwurden539Probenübermittelt.

DiemeistenAnständeergabensichbeiderMilchkontrolle.Vonden
bishervorliegendenUntersuchungsresulatendesMonatesFebruarlau-¬
ten :80 %auf„Wässerungß.BesondersargwarderWasserzusazbeider
Milchder GW. . AnnaStuhlpfarrerX ,Steudelgesse2 mit38 %,bei
AntonieDourek,VI . ,Marchettigasse1b ,mir35%Wasserzudatz,Eliseder . d.Jahr1921weistztrotzdemderUmfanginfelgederhohen
KaranitschVI . ,Mollardgasse25mit37 %WasserbeimengungEbenseverkaufteJohannThaler ,XII . ,Bendlgasse6 Milchmit33 %,Magdalen.Neuerungenauf ,dieeineschätzenewerteBersicherungdesnützli-¬
Lipold ,VI . ,Mittelgasse7 mit32 %,AnnaWenzel ,IX ,Rögergasse9
selche mit Wasserzusatz ,Rosalia Bittner ,XVI . ,Deinhardt .

steingasse24Milchmit36 %Wasserzusatz .Dievonder MeiereiStrobä
inNiederkreuzstettenwingelieferteMilchhattebereitsbeiderAn-¬
lieferungeinenWasserzusatzvon24 %,bezw,ineinerzweitenPrebe

342 .
EbensoweisendieWürsteindenmeistenFällennochimmereinen

übermässigennichtdeklariertenMehlzusatzundauchFärbungder
WursthülleimTeerfarbsteffzurVertäuschungderRäucherungauf .

nung„Henig"verkaufte :AntenRaible ,XII ,Schönbrunnerstrasse254,
NutaPöchter ,XIII . ,Penzingerstrasse51undJuliusLöwy ,XIX. ,
Hauptstrasse77a

Als„Edelrum“wurdenvielfachPredukteangeboten,dienichtein-¬
maldenfürKunstrumgeferdertenAlkcholgehaltaufweisen.Solcher
falschbezeichneterRumwurdein Verkehrgebrachtvon :MarieDitt¬

25 ,FritzNeuer&Cie .III . ,RechteBahngasse16undRegineHecht,
VI .Gumpenderferstrasse109 .LeeMehlausBialaverkaufteeinnicht
einmaldenvorgeschriebenenAlkohelgehaltdesKunstrumeserreichen¬
desPreduktunter demTitel „Leonidenrum“.MinderwertigerKognak
wurde zur Vertäuschung einer guden Qualität mit dem Beisatze „Medi- ¬

zinal "bezeichnet,EinediesbezüglicheBeanstangungerfoltebeidem
als „MedizinalKognak "in VerkehrgebrachtenProduktderFirma:
GrofKeglevichPal ,Budapest(Zweigniederlassung,Wien,III . ,Aren-¬
bergring12) .

InmehrerenFällenwurdenfeilgehalteneWeinealsessigstichig
beanständet.FranziskaSimeis ,IV .NaschmarktégewässerterWein),
die GastwirteLeiskandl ,IV . ,Karlsgasse9 undJesef Weinwurm,IV .
GrosseNgasse36 ,AnnaFritsch ,XIII . ,Penzingertrasse59.

EinigekrassePre .greibereienwurdenaufgedekkt:GustavGreiner,
. . . ,III . ,Hauptstrasse87verlangtefür „Spatries “(Hutformen)

zuerstK65 ,zweiTagespäterfürdieselben75Kundweiterezwei
Tagespeter95Kper1Stück,derenEinkaufspreissichauf45K

stellteImKaffeLovrana,III .Löwengasse36wurdefür1Stück
Brot5 dkgschwer5 Kverlangt ,wedurchfür einenLaibBret( in
derGrössedesrayenierten)120Kerzieltwurden.Wasderderzeit
stark krassierende Kenzessiensschachereinträgt ,zeigte einFall
im18 .Bezirke,weeineum350. 000KerwerbeneKaffeesiederkenzessie
nachdeeiMenatenum650000Kweiterverkauftwurde

Beschlagnahmt,bezw -kenfisziertwurden:118kgGetreide ,503
kgMehl ,163kgZucker ,1363StückWeissgebäck,359LaibBret
775kgFleisch ,106kgFett ,3864kgKarteffel ,7450kgGemüse,
2453kgObst ,9360kgKaffee ,10 . 000kgHolzund1200kgKohle,

DerWienerKemmunalKalenderHersoebenerschieommunal-Kalen-¬
Herstellungskestenaufdasknappestebemessenwurde,eineReiheve

chenNachschlagebuchesbedeutenDasdemKalendariumangeschlessene
VerzeichnisdergeschichtlichenErinnerungstageWienswurdeumgear
beitet undbis in die jüngsteZeit ergänzt .DasGassen -undStrassen
verzeichnis,dasindenlatztenJahremdesKommunal-Kalendersfehlte
wurdewiederaufgenommen,webeiallebishervorgenommenenVeränderun
genderStrassennemenBerücksichtigungfanden .BeijederStrassen-¬
bezeichnungsindnebstdemBezirkauchdieStrassenbahnlinienange-¬

geben .Eine kurze Darstellung .Wienals Land “weist auf dieneuen
Aufgabenhin ,welchederBundgshauptstadtdurchdieVerfassung„u¬

GemengevonStärkemitZuckersyrupunterderfalschenBezeichgewiesenwurden.DieaufGrundderVerwaltupgsreformausgesrbeitete
GeschäftseinteilungfürdenMagistratwurdezurGänzeindasBuch
aufgenemmen;sie gibteinBildvondenmannigfaltigenAufgabeder
GemeindeundvonderorganissterischenGliederungderverschiion
Kempetanzen.DieTageschrenikwurdedurcheinenRückblickaufdie
VerwaltungstütigkeitimabgelaufenenJahreersetztAuchdasVer
zeichnisderöffentlichenVelks -undBürgerachulensowiederLehr

rich ,IX .Sechsschimmelgasse3 ,SigmundAltbachViaseengasseDersonenwurdevollständigungaarbeitetundist dadurchsehrüber-¬
sichtlichgeworden.DasBuchenthältfernerausserdenNamenund
AdressensämtlicherGewählten( Gemeinde- ,Bezirks -ArmenundOrts-¬
schulräte)undAngestelltennochdieZusammensetzungdesStadtsena
tes undder Gemeinde-Ratsausschüsse,DatenüberdenUmfangdesGe-¬
meindegebietes ,BewohnerundHäuserzahlin denBæirkenaufGrundder
Velkszählung1920 ,die städtischen UnternehmunganundBetriebe ,ein
VerzeichnisdersämtlichenGewerbegenossenschaftenus . w.DerKom¬-¬
munalkalender,dervonderSchriftleitungdesAmtsblatteszusammen-¬
gestelltundredigiertwurde,ist imKommissions-VerlagderGemeinde
WienGerlach&Wiedlingerhältlich.
9neuenGas-undStrempreisevomStadtsenatgenehmigt.DerStadt-¬

senathat heutedenvomGemeinderstssusschussvorgesdlagenenneuen
Preisen für Gasundelektrischen Stromfür die Zeitvom
13 .Februarbis 31 .Märzgenehmigt .Sie betragenfür einenKubik-¬
meterGat10K50 ,füreineHektowattstundeLichtstrom2K25und
füreineHektewattstundeKraftstrom1K80h.



WIENERRATKAUSKORRESPONDENZ
Wien ,Mittwoch ,den 23 .März 1921 - Abendausgabe

DieGemeindeWienfürdieWiedergtaführungderSemmerzeit.Die
grosseBedeutung ,die der Wiedereinführungder Semmerzeitfür
dieBevölkerungWienszukemmt,hatdenStadtsenatveranlasst,in
seiner heutigen Sitzung den Beschluss zu fassen ,an dieBundes¬
regierung nachstehendesErsuchenzu richten :In Anbetrachtder
ungewissenKehlenversergungsverhältnisseim kemmendenWinterund
im Interesse einer ökonemischgünstigeren und gesundheitlichbese
seren Wirtschaftsführungin deneinzelnenHaushaltenwird dieRe¬
gierung aufgefordert ,sofert VorkehrungenwegenEinführungder
SommerzeitimJahre1921undzwarfür dieZeitvem4 .Aprilbis
10 .Septemberzutreffen ,ederdochwenigstens,falls derWieder-¬
einführung der Semmerzeit in ganz Oesterreich unüberwindliche

Schwierigkeitenentgegenstehensellten ,die Landesbehördenzu
ermächtigen ,in ihremBereichdie Einführungder Sommerzeitanzu¬
erdnenundgleichzeitig die in BetrachtkommendenstastlichenVer
kehrsinstitute anzuweisen ,im Falle der EinführungderSemmer- ¬

zeit denLandesbehördendie weitestgehendeUnterstützungangedele
hen zulassen .

VeranstaltungvenSchaustellungenin WiengAnlässlicheinesver-¬
gekemmenenFalles ,in demeine Partei erst nachderErrichtung
der Budeumdie Bewilligung zumBetriebe eines Zirkusansuchte ,
machtder WienerMagistratdaraufaufmasksam,dassderartigeAn
suchen stets vor Errichtung der für den Betrieb erferderlichen

Baulichkeiten einzubringen sind .Hiedurchvermeidet diePartei
überflüssigeAusgaben ,falls ihremAnsuchennichtstattgegeben
wird. Ubrigenshat der Bürgermeisterals Landeshauptmanndie
Weisungerteilt ,derartige Anewchenin Hinkunftsehr rigoreszu
behandeln ,weil nach den verliegenden Berichten der Bezirksver
tretungen diese Schaustellungen von lichtscheuen Elementenals
Sammelpunktmissbrauchtwerden.



Herausgeberundverantw.RedskteurFranzMicheu.
27 .Jahrgang .Wien ,Dennerstag ,den 24 .März1921

Abbauder PetreleumbezugsbeschränkungengInfolge dergünstigeren
Petreleumanlieferungenist in denSemmermenstennichtnurkeine
Einschränkungder Petreleumaubgabenetwendig ,sondernvielmehr
einAbbauderPetreleumbezusgbeschränkungenmöglichgewerden.Die
neuenPetreleumbezugsbestimmungen ,die den Uebergangzurfreie
Bewirtschaftunganbahnen ,wurdennachMöglichkeitdentatsädi -¬
chen Bedürfnissen der Bevölkerung angepasst .Eine gänzl iche Frei - ¬

gabedesPetreleumsist derzeitnichtdurchführbar ,daeinedau
ernde reichlichere Petreleumanlieferungnicht gewährleisteter - ¬

scheint .

DiewesentlicheAenderungderneuenPetreleumbezugsbdin¬
gungenbesteht darin ,dass beimPetreleumbezugnicht nurjene
Wehnungsinhaberberücksichtigtwerden,dieausschliesslichauf

Petreleumbeleuchtung angewiesen sind ,sondern unter gewissen Ver - ¬
aussetzungennunauchWehnungsinhaberPetroleumbeziehenkönnen,
die in ihrer WehnungGasbeleuchtungeder elektrisches Lichthaben .
DienäherenBestimmungender neuenBezugsregelungsind ausden
Magistratskundmachungenzuentnehmen,welcheandenAmtstsfeln
der magistratischenBezirkämter ,der Bezirksverstehungen ,Polizei-¬
kemmissariateundWachstubenundder Bretkommissienenangesdlagen
sind .DieneuenPetreleumbezugskartenwerdendurchdiezuständi-¬
genBretkommissienenam. AprilfürdieFamiliennamenAbisE,
am2 .April für F bis H ,am5 .April für I bis L ,am6 .April
für MbisQu ,am7 .April Rbis S undSchundam8 .April fürSt ,
T bis Z gegenVerweisungdes pelizeilichen Meldezettelsundeimes
Persenaldekumentese entuell einer BescheinigungüberHeimarbeit,
MeldezetteldesUntermieters,Tauf -oderGeburtscheindesKindes
untereinemJahroderInskriptiensbegendesHechschülersausge-¬
felgt .Obwehldie neuenPetreleumbezugskartenerst am1 .Maids .
in Krafttreten ,werdenalle jeneVerbraucher ,welcheaufPorre-¬
leumbezusgkartenAnsprucherheben ,angewiesen,die Kartenanden
vergeschriebenenTagenbeiihrenBretkemmissienenzubehebenund
sich bis spätestens11 .April in der Kundenlisteder venihnenge- ¬
wähltenAbgabestelleeintragen zu lassen .Die Einhaltungdieses
Terminesist unbedingtnotwendig,damitaufGrunddesRayenierungs
ergebnisses der Bedarf der Abgabstellen ermittelt und die Beliefe - ¬

rungdieser mit demerferderlichenPetreleumrechtzeitigdurchge-¬
führtwerdenkann.SäumigeVerbraucherhabenessichselbstzuzu-¬
schreiben,wennsieinfelgeverspäteterRayenierungbeimBeginng
der Petreleumausgabe am 1 .Mai nicht sefert berücksichtigt werden

können .

ObstbäumefürKleingärtner.MergenFreitaggibtdiestädt .Klein-¬
gartenstelleimReservegarten12 ,EibesbrunngassebilligeObst
bäume,Aepfel,Birnen,Nüsseebc .undBerrensträucherab ,Abgabe
nur für KleingsätnergegenVerweiseinerChrebergärtner-Legiti-¬

mation .

NewregelungderMand-undSchlachthausgebühren.Diewesentlichsten
AenderungendervemGemeinderatvorgenemmenenNeuregelungder
Marktund Schlachthausgebührensind felgende :Die Gebührenfür
denVerkehrmitViehundFleischaller ArtaufdenViehmärktenund
inderGressmarkthallesewiedieSchlachthausgebührensindnicht
mehr feste Gebühren sendern werden auf Grund der vomGemeinderate

festgesetztenallgemeinenVerschriftenvomMagistrateam1 .Jänner
1 .April ,1 .Juliund1 .OktebereinesjedenJahresnachdem
Ducshschitsspreise ,zudemdieRinderimverausgegangenenViertel-¬
jahraufdemZentralviehmarktgehandeltwurdenfestgesetztSie
steigenundfallensemitin HinkunftautematischmitderPrbisbe-¬
wegungfür die Schlachtrinder .DieGebührenfür die Markständeauf
denoffenenMärktenwerdenin der Weisegestaffelt ,dass dieMarkt-¬
gebühr für 1 Quadratmeter benützten Marktgrundes mit demgrösseren
Gesamtausmassderin AnspruchgenemmenenFlächesteigt .
GleichzeitigmitdieserAenderungderGebührenverschriftenwurden,
auchdieGebührenansätzeerhöht.DieneuenGebührentmetenam1
April ,jenefür die Schlachthäumeram2 .Aprilin Kraft .Dieneuen
Gebührensätzesind auf den anf allen Märkten ,in denMarkthallen
undSchlachthäusernangeschlagenenKundmachungenzuentnehmen.

DieSperrstundefürBranntweinschänken.Dasheüteausgegebene
Landesgesetzblatt für Wienenthält eine KundmachungdesMagistra - ¬
tes betreffenddie Sperrstundefür BranntweinschänkenundBrannt¬
weinkleinverschlasgeschäfteinWien

Anbetsverhandlung.WegenVergebungdergesamtenBauarbeitenbei
der Herstellung zweier Transfermaterenstatienen am Taphau in Zil - ¬
lingdorf bezw .Zillingtal findet am5 .April 1921 bei deDirek - ¬
tien der städtischenEMektrizitätswerke ,9 ,Mariannegasse4 ,um
10Uhrvermittagseine öffentliche schriftlicheAnbetsverhandlung

statt .



WIENERRATHAUSKORRESPONDENZ.
Herausgeberundverantw .RedakteurFranzMicheu.

27 .Jahrgang ,Wien ,Freitag ,den25 .März1920.
KehlenausgabeimAprilundMai.FüreinenganzenKüchenbrandwer-¬

wöchentlichdenab27 .Märzbis aufweiteres/7kgSteinkehle( Keks)oder12kg
Braunkehle,füreinenganzenZimmerbrandwerdenvom27 .Märzbis
9 .Aprilwöchentlich3kgSteinkehle( Koks)oder5kgBraunkekle
füreinenganzenGewerbebetriebsbrandmenatlich100kgSteinkehle
oder150kgBraunkehle,füreinenganzenGewerbeheizbrandimApril
50kgSteinkehle( Koks)odef75kgBraunkehleundaufGrundder
Bezugsscheinefür Betrieb ,die unter BfestgesetzteMonatsmenge
ausgeben

. - .
SpendefürdiestädtischenSungen.DieAntiquitätenfirmaJ .
Glückselig&SohnhatfürdiestädtischenSammlungeneininteres-¬
santesStückgespendet.Eshandeltsichumdieausdem18 .Jahr
hundertstammenden„ArtikelundOrdnungenderKleinfleischselcher
Wiens“,dieindereisernenOriginalkasettemitanhängendemEats-¬
siegelverwahrtsind.
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WIENERRATHAUSKORRESPONDENZ

Wien ,Mittwoch ,den 23 .März1931 Abendausgabe

DieGemeindeWienfür die Wiederkagführungder Semmerzeit.Die
grosse Bedeutung ,die der Wiedereifführungder Sommerzeitfür
dieBevölkerungWienszukemmt,hatdenStadtsenatveranlasst,in
seiner eutigen Sitzung den Beschluss zu fassen ,an die Bundes¬

regierungnachstehendesErsuchenzurichten :InAnbetrachtder
ungewissen Kehlenversergungsverhältnisse im kemmendenWinterund

imInteresseeinerökonemischgenstigerenundgesundheitlichbes¬
serenWirtschaftsführungindeeinzelnenHaushaltenwirddieRe-¬
gierungaufgeferdert ,sofert VorkehrungenwegenEinführungder
Sommerzeit im Jahre 1921 und war für die Zeit vem 4 .April bis

10 .Septemberzutreffen,ederdochwenigstens,fallsderWieder-¬
einführung der Sommerzeitin ganz Oesterreich unüberwindliche
Schwierigkeiten entgegenstenen sellten ,die Landesbehördenzu
ermächtigen ,in ihrem Bereien die Einführung der Semmerzeit anzu - ¬
erdnen und gleichzeitig die in Betracht kemmendenstastlichen Ver- ¬
kehrsinstitute anzuweisen ,im Falle der Einführung derSemmer- ¬

zeit denLandesbehördendie weitestgehendeUnterstützungangedei-¬
hen zulassen .

VeranstaltungvenSchaustellungenin WiengAnlässlicheinesver
gekommenenFalles ,in den eine Partei erst nachderErrichtung
der Budeumdie BewilligingzumBetriebeeines Zirkusansuchte ,
machtder WienerMagistråt darauf aufmasksam ,dass derartigeAn- ¬

suchenstetsvorErrichtungderfürdenBetrieberferderlichen
Baulichkeiteneinzubringensind .HiedurchverneidetdiePartei
überflüssige Ausgaben ,falls ihremAnsuchennichtstattgegeben
wird. LebrigenshatderHürgermeisteralsLandeshauptmanndie
Weisungerteilt ,derartige Answchenin Hinkunft sehr rigeres zu
behandeln ,weil nach den verliegenden Berichten derBezirksver - ¬
tretungendiese SchaustellungenvenlichtscheuenElementenals
Sammelpunktmissbrauchtwerden.



WIENERRATHAUSKORRESPONDENZ .
Herausgeberundverantw .RedakteurFranzMicheu.

27 .Jahrgang ,Wien ,Samstag ,den 26 .März1921 .

2 .Ausgabe .

SitzungenimRathausgDerStadtsenathält amMittwoch ,10Uhr
vormittags eine Sitzung ab . -Der Gemeinderatals Landtagtritt

amFreitag um4 Uhrnachmittagszu einer Sitzungzusammen ,Daran
schliesstsicheineSitzungdesGemeinderates
DieVertreterdesschwedischenFussballverbandesimRathausIn
Vertretung des Bürgermeistersempfingheute VB .EmmerlingdieVer- ¬
treter des schwedischen Fussballverbandes ,die in Wienanlässlich
der Veranstaltung eines Fussballwettsp ieles eingetroffen sind ,
im Rathause .Aufeine BegrüssungsansprachedesPräsidenten
des österreichischen Fussballverbandes Smetanaerwiderte VB.

Emmerling ,dass es die Stadt Wien ,die eine dankbareBevölkerung
in ihren Mauernbeherberge ,besonders freue ,wenn ausdem
Auslandein diese Stadtkommen denSpertzuhuldigen,

und wiees die Gästetun ,ein Liebeswerkdamitzuver-¬
binden .DieJugendhat imKriegeammeistenglitten undderSport ,
der die GesundheitunddasGedeihendesMenschenfördert ,ist da¬
zu berufen ,an der gest Gheitlichen Wiederaufrichtung unserer Ju - ¬

gendtzuarbeiten .In diesemSinnebegrüsstdie Stadt Wiedie
Gästeauf das herzlichste undwünschtder VeranstaltungdenBesten
Verlauf .Wennsich in der Kriegszeitdie Menschenzusammengesunden
haben ,umzu zerstören ,so solle jetzt der HoffnungAusdruckge-¬
gebenwerden ,dass sich die Menschenzusammenfinden,umaufzubauen.
EimNachdemder Vertreter des schwedischenFussballverandesAnton
JohannsondemVizebürgermeisterfür seine fseundlichenWortege- ¬
dankthatte ,besichtigtendieGästedasRathaus.

LehrerhausvereingVerteilungvonLiebesgabenanAltpensionisten,
dassindbiszum31 .Jänner1920indenRuhestandgetretenenstädti
sche Volks -und Bürgerschullehrpersonen ,undan Lehrerswitwen .Es

erhalten Altpensionisten und Witwen ,wohnhaft im . ,6 .und11 .
Bezirkam31 .März ,im2 Bezirkam1 .April ,im3 .Bezirkam5 .
April ,Am4und5 .Bezirkau6 .April ,in . ,8 .und15Bezirk
am 7 April ,im 9 .und 19 .Bezirk am 8 .April ,im 10 .Bezirk am
11 .April ,im12 .und17 .Bezirkam12 .April ,im13 .Bezirkam
13 .April ,im 14 .und 18 .Bezirk am14 .April ,im 16 .Bezifkam

15 .April ,im20 .Bezirkam18 ,Aprilund ,im21 .Bezirkam19 .Ap-¬rilf an imjedemder genauntenTagevon10- 12Uhrin derLehrer-¬
hauskanzleigegenVorweisungdes PensionsdekretesundgegenSpesen
ersatz von 5 K ,Liebesgabenaus den von den niederländischenKel- ¬
legengegebenenSpenden .. Neupensionistenwerdenspäterbedacht

soll ,der sich bekauntlichausschliesslich aus Persomn ,dienicht
demGemeinderateangehören ,zusammenwetzenwi DieserBeirat
soll ausdenVertreternder Interessentenverbände,vorallemder
Schrebergärtner ,Siedler Invaliden und Baufachleutengebildet
werden .Die erste Rate von 50 . 000Millionen Kronenfür denFond
ist bereitsflüssiggemacht ,so dasssofortmitderArbeitbegen
nen werdenkann .

Förderungdeshörpersportsdurchdie GemeindeWien .EmZugeder
Refermder Gemeindeverwaltung,die imVorjahredurchgeführtwur-¬
de ,hatderGemeinderstsausschußfür allgemeineAngelegenheiten
aucheinenUnterausschusefür Körpersporteingesetzt .Diesenge
hört auchder Sportbairat an ,der aus MitgliederndesGemeindera -¬
tes und Vertretern der beiden grössen Spertverbände ,dem
„ Verbandder Arbeiter -und Soldatensportvereinigungen "unddem
„OesterreichischenHauptverbandfür Körpersport' angehören,Ueber
Vorschlag diesen Sportbeirates wurden in der letzten Sitzung des
AusschussesnacheinemReferatdesamtsführendenStadtratesRich¬
ter die für die Zeit vom1 .Juli bis 31 .Dezember1920fälligen
Beträgeaufgeteilt .Esgelangten767 . 882Kan 28Sportvereinigen
gen .zur Auszahlung .Nach dem Regulativ für den Sportbeirat sind .

mindesten75 %der zur VerfügungstehendenSummenzumAusbauvon
SporteundSpielplätzenundAnlagenzuverwenden.DieseBestimmung
wurde bei der Verteilung auch eingehalten ,und es kannnunmehr
an die Anlageneuerundan die Ausgestaltungbereitsbestehender

Sportplätze geschritten werden ,dies umsomehr ,als ja fürdiesen
ZweckständigneueMittel aus der Lustbarkeitsabgabezufliessen ,
überderenVerwendungderGemeinderatsausschußüberAntragdes
Sportbeiratesjemeilszuentscheidenhat .

werden

EineWedsilleanlässlichderErhebungWienszurBundeshauptstadtg
Nach einem Referat des StR .Richter hat derGemeinderatsausschuss

für allgemeineAngelegenhei1beschlesseneineMedaillezurEr-¬
innerungan die ErhebungWienszur Bundeshauptstadtzustiften .
Undie besten Entwürfezu erlangen ,wirdeine allgemeineIndeen-¬
konkurrenzausgeschrieben ,andersichallo KünstlerdurchEin-¬
sendungvon Zeichnungenoder Entwürfenbeteiligen könnm .Einp
Preisrichterkollegium ;dem 7 Künstler und 4Gemeindefunktienäre

angehörenwerden ,hat 8 bis 10Entwürfefür eineengereKonkurrenz
zubestimmen ,vonwelchendiedreibestenModellemitgleichen
Preisen ven je 5000Kbedacht werden .Der beste der dreiausgewähl
ten EntwürfewirddanndempreisgekröntenKünstlergegeneinHeno-¬
rar von10. 000Kin Auftraggegeben.

Winex.AnMitgliederdesVerbandesderAngestelltenderStadtWien
Bartensteingasse 12 ,Albertplatz 7 ,Nussdorferstrasse 5 undSonn- ¬
wendgasse36 :Knabenanzüge ,Modestoffe ,Strümpfe ,Plau - ,Rot -und
Graudruck ,Chiffon ,Oxford und Zephyre für HemdenundBettwäsche ,

Bettzeug - GradlundLeintuchwebe .
DerWienerWohnungsundSiedlungsfondeIr der letztenGemeindere
ratssitzung wurdeein Kuratoriumfür denWienerWohnungs -undSied-¬
lungsfondgewählt ,dassich außdemBürgermeisteralsOberkurator,
neunMitgliedern des Gemeinderates ,den VorständendesWohnungs-¬
und Seedlungsamtes ,die beratende Stimme haben ,zusammensetzt ,

Die Konstituierung dieses Kuratofiums findet bereits Dienstag
statt .NochimLaufederselbenWochewirdeineGeschäftssitzung
desKuratoriumsabgchalten ,in derauchderBeirstgewähltwerden

KinderfreifahrscheineaufderStrassenbahnzuLehrfahrten .Ueber
Antragdes Bezirksschulrates für Wienhat derGemeinderatsausschuß
für allgemeineAngelegenheitenbeschlessen ,denSchulkindernvom
3 .bis zum8 .Schuljahr jeder Klasse vier Lehrfahrten im Jahreauf
der Staassenbahnzu bewilligen .Ein Komiteevon Lehrern in denein - ¬
zelnenBezirkenwirdimEinvernehmenmiteinemZentralkomiteeden
Zeitput für diese Lehrfahrtenfestsetzen ,umzu venmeiden ,dass
alzuviele Lehrfahrten auf einzelne Tagezusammenfallen .DieStras - ¬
senbahn wird die Fehrscheine zu diesen Lehrfahrten unentgeltlich

zurVerfügungstellen .Es handelt sich insgesamtumeineMillion
Fahrscheine.



WIENERRATHAUSKORRESPONDENZ .
Herausgeberundverantw.RedakteurFranzMicheu.

27 .Jahrgang ,Wien ,Samstag ,den26 .März1921.

Ausgabe .
—.

dargarinsausgabeVom27 ,Märzbis2 .Aprilwerdenbeidenstädti-¬
schen Margarineabgabestellen 12 dkg Margarine zum Preise vonk
K12 . 20gegenAbtrennungdesAbschnittes237derFettkarteausge-¬
geben .- OrganisierteVerbrauchererhalten12dkgPflanzenfettzum
Preise vonK13. 80. -

ssenbahntarifamOstermentagundzu MarisVerkündigung.Am
Ostermontaggilt auf denStrassenbahnender Senntagstarifundha- ¬
ben Früh - ,Hin -undRückfahrscheinean diesemTagekeineGiltig - ¬

Hingegen haben diese Fahrscheingattungen am Montag ,den4 .

(Feiertag,- MariaVerkümdigung)Gildigkeit.



WIENERRATHAUSKORRESPONDENZ
HersusgeberundverantwRedakteurFranzMicheu

27 .Jahrgang ,Wien ,29 .März1921Dienstag .
- -

Obstbüumefür KleingärtenDiestädtischeKleingartenstellegibt
Dennerstsg,denS1. . van8- 11Uhrund2 - 4UhrimReservegartenXII . ,Eibesbrunngasse,AepfelundBirnen: Kerdon,Hechstammund
Busch,NußhechstammundBusch,Riebis,HimbeerundStachelbeer-¬sträucherzubilligenPreisenab.

BauherstellungenindenstädtischenLagerhäuserngWegenWergebung
venNeubauten ,UmbautenundBauherstellungenin denstädtischen
Lagerhäusern,dieeinenBetragvonmehrals 2MillienenKrenenaus-¬
machen,findenin dertechnischenAbteilungderLagerhäuserII . ,
Ausstellungsstraße,Anbetsverhandlungenstatt .Am7 .Aprilfürdie
VergebungderBaumeister-,Zimmernann-,Tischler-undDachdecker-¬arbeitenfürdieAdaptierungderKehlenbunker,amt Aprilfür
düeVergebungder Baumeister -undZimmermannsarbeitenfür denEin- ¬
bauvonArbeiterunterstandsräumenundKleiderabladen,am9 .April
für dieVergebungderBaumeister- ,Tischler -undInstallatiensar-¬
beitenundTenwarenlieferungfür dasWrausebadin derKaianlage,
am11 ,AprilfürdieVergebungderBaumeister-undInstallatiens-¬arbeiten ,sowieTonwarenlieferungfüreinenKanzleiaufbau,am12.
April für die Vergebungder Baumeister - ,Steinmetz - ,Zimmermanns-¬
Ziegeldecker - ,Bauspengjer - undBautischlerarbeiten für denUmbau
desTorwarthausesin derPrateranlageundam13 .Aprilfürdie
VergebungderDachpappearbeitenfürdieHelzmagazineinderPrater
enlage .DieVerhandlungenfindenjedesmalum10Uhrvermittags

statt .



WIENER RATHAUSKORRESPONDENZ .
Herausgeberundveranty .RedakteurFranzMicheu.
27 .Jahrgang ,Wien ,Mittwoch ,den 30 .März1921 .

Salatpflanzen für Kleingärtner ImReservegartenKagran ,XXI,
werdenanWerktagenvon8 12Uhrundvon2 - 4 Uhrgegen
EntgeltSalatpflänzchengegenVorweiseiner Pachtbestätigungbezw
einer Mitgliedskarte eines Schrebergartenvereines abgegebenVerei - ¬
ne wollenimGroßenbeziehen

Artverbeten .UebertretungenwerdenmitGeldstrafenbiszu2000K
oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagengsanndet .

DasKrematoriumauf demZentralfriedhofDieGemeindeWienveran¬
staltet für in Deutschösterren ständigwohnhafteBaukünstler,
die die deutschösterreichischeoder reichsdeutscheStaatsbürger

DieVertgeterder DänenhilfeimRathause ,Vit bürgernisterEm¬
merlingempfingheute in Vertretungdes Bürgermeistersdieunter
FührungdesObermedizinalratesDr .LoewensteinerschienenVertre-¬
ter der dänischenHilfsaktionen für WienOberstaatsanwaltDr .Ja
cobsen ,Leiter der Kindershilfsaktien in Kopenhagen undKon¬
sul Ginge ,sowieArchitskt AxelWahlbauder Chefderdänischen
Hilfsaktionin WienVizebürgermeisterEmmerlingdanktedenEr-¬
schienenfür ihrenBesuch ,dereinZeichenmehrdafürsei ,dass
die Differenzen ,die früherzwischendenVölkernbestandenhaben
nicht mehrbestehen .Die Dänenwarendurch IhreFürseigetätigkeit

schaftbesitzen ,einenWettbewerbzur ErlangungvonPlänenfür einebestrebtdasElendzu lindern ,in dasdie Wienerunverdientgekem¬
Feuerbestattungsanlageauf demZentralfriedhofe ,Für den Baudie - ¬
ser Anlage ,weelche neben der eigentlichen Verbrennungsanlageauch
TürnenhallenundeinenUrnenheimumfsssensoll ,kommtdieöstli -¬
cheErweiterungdesZentralfriedhofesin Betracht .AnRäumlichkei¬
ten sind ua .vorzusehen :Ein Versammlungsraummit einer kleinen
EmporefürHarmoniumund10Sänger ,einWarteraumfürdieAngshöri-¬
gen ,einRaumfür denGesstlichen ,eineLeichenkammerundGelegen¬
heit zur Aufbahrugvonungefähr10Leichen ,EinSezierraum ,ein

mensind .DieHilfstätigkeit des dänischenVokkesoll mitdazu
beitragen ,dass sich unserVolksaus eigenerKraft wiederaufrichte
VizebürgermeisterEmmerlingbat die Herren ,den DankderStadt
Wienundihrer Bewohnerentgegenzunehmenundihn demdänischenVol- ¬
kezuüberbringen.

VermögensabgabeundWohnungsnotIn einer unter Vorsitz desStadt -¬
baumeistersIngHugeSchusterabgehaltenen ,sehrzahlreichbesuch¬

RaumfürdreiVerbrennungsöfen.FürdieganzezurVerfügungstehentenVersammlungderMitgliederderGenessenschaftderBau -undStein
deFriedhofsflächeist eineAusgestaltungzuentwerten ,dieeinenmetzmeister,( uralteHaupthüttein Wien) ,hielt Fechnungsrat. R.
UrnenhainodersonstigeentsprechendeAnlagenundUrnenhallenver -ZudelfSchießleinenausführlichenVortragüberVermögensabgabeund
sicht .Die Wettbewerbsarbeiten sind bis längstes 28 Mai in der Einkemmensteuer .Anschließend daran erörterte Stadtbaumeister ,Aschi¬

DisektiendesStadtbauamteseinzubringen .Dertkönnena ah die Un -tekt EdmundMelcherin interesmanterWeisedie UisachenderWehnungs
terlagen gegenVergütungder Selbstkostenven 100Keingehelt
werden .Esist die Verleihungvon6 Preisenin Aussichtgenommen:
Ein 1 .Preis von24 . 000K ,zwei2 Preise venje 18 . 000K ,drei3 .
Preissvonje 12. 000K .FürdieEntschädigungjenerBewerber,de-¬
nen kein Preis oder Ankaufzugesprochenwird ,ist ein Betragvon
60 . 000Kausgesetzt .DieEntschädigungmit3000Kfürjeden
vomPreisgerichtals EntschädigungswürdigénbefundenenEntwurf

entschädigungswürdi¬festgesetzt .Uebersteigt die Zahlder
genArbeiten20 ,dannverringertsichdie Entschädigungssummeim
entsprechendenVerhältnis .DieGemeindeWienbeabsichtigt ,einem
derVerfasserderpreisgekröntenProjektedieAusarbeitungderDe-

netin Wienunderklärteals einzigesMittelzurBehebungderWeh¬
nungsnet ,da Staat LandundGemeindewerderflüssige nochausrei¬
chendeMittelhiezubesitzen ,einesefertigeundausgiebigeEinset
zungderprivatenBautätigkeitetwain derArt ,daßdurcheinege¬
setzlicheVerfügungjeder,der fünf ,zehn ,fünfzehn ,. sw .Millio-¬
nenbesitzt ,verhaltenwerdensolle ,eine ,zwei ,drei . . w.Wohnun-¬
genbestehendaus2WehnräumenundKüchezuerbauenDieKosten
einer solchenWohnungdürftansich auf zirke 300 . 000Kstellen ,kän¬

nenjedochdurchZusammenschlußmehrerBaupflichtigerzurErbauung
von mehrere Wohnungenumfassenden Objekten ,sowie durchGewährung
vonBauerleichterungenSexutendverbilligt werden .DieseVerfügung

Stadtbauamtzuübertragen
tailpläne unddie künstlerische Bauleitungim Einvernehmenmit demwürdekeinen Rauban Vmögen ,keine Art einer Vermögensabgabedar

stellen ;derBaupflichtigebleibtEigentümerderWohnungoderdes
Gebäudes ,kanndieseauchbelehnen ,bezw .verkaufen .ZurVermeidung
unnötigerHärtenundMöglichkeiteiner ,wennauchgeringen ,Verzin¬Strassensperre.AufGrunddesVerfassungsgesetzesfürdieBundes-¬
sungdesAngagekapitales,wärefür dieseNeubautenweitgehendste

uptstadt Wien ,wird die Durchfahrt durch die Schalleutzer und SteuerfreiheitBefreiungvonde Mietaufwandseuer undAufhebung
Reischachstrasseim1 .Bezirkfür SchwervundLastfuhrwerkjeder
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Herausgeberundverantw.RedakteurFranzMicheu.
27 .Jahrgangm Wien ,Dennerstag den 31 März1921 .

DieneueVerordnungüberdie Wohnungsanforderungen.In dennäch-¬
sten Tagenwirdeine Verordnungdes BürgermeistersalsLandeshaupt-¬

mannbetreffenddenWohnungsnachweisunddieAnforderungvonWoh-WehnräumedenAnspruchaufdieEinräumungdesMitbenutzungssechtes
nungenundsonstigen Räumendurchdie GemeindeWienerscheinen .
DurchdieseVerordnungwirdmitWirksamkeitvom15April1921das
AnforderungsrechtundVerfahrenneugeregelt ,undes tritt mitdem
gleichenTagedie Kundmachungder . ö .Landesregierungvom30 .Juni
1919fürWienaußerKraft.DieGemeindehatmitHilfederbisherinGeltunggewesenenVer
ordnungüber11 . 000Wohnungenangefordert ,die Anforderungist in
mehrals7000FälleninRechtskrafterwachsenunddieWohnungszuwei -¬
sungerfolgt .Manmußsich diesezahlenmässigenErgebnissevergegen-¬
wärtigen ,wennmanzu einemgerechtenUrteile überdie Wirkungender
Wohnungsanforderungkommenwill .Eswirddennersichtlich ,daßes
nurmitHilfederRationierungdesWohnraumesundderZwangszuwei¬
sungmöglichwarundist ,kinderreicheFamilienundHaushaltedie
tenObdachlosigkeitbedrohtsind ,unterdengegenwärtigenVerhältnis.
senvoranderenzuberücksichtigen.

DieneueAnforderungsverordnungträgt diesemGedankenRechnungin
demsiodurchdieEinführungderGeneralaaforderungsamtlicherWoh¬
nungen ,durchVerschärfungundprägnantereFassungderBestimmungen
überdie besonderenAnforderungsgründe,sowieCdurch ,daßvonder
GemeindedasausschließlicheZuweisungsrechtin Anspruchgenommen
wird ,einSystemschafft ,dasunterdengegebenenVerhältnissenals
dasrelativ gerechtest !erscheint ,ein System ,mitdemsich auchdie
Hausbesitzerabfindenkönnen ,da bei der Zuweisungder Wohnungenauf
EhreWünsche,seweitsie nachdenUmständendesFallesberechtigt
erscheinen ,RücksichtgenommenwirdImeinzelnenist vondenBe-¬
stimmungenderVerordnungen ,diein 5 Abschnittezerfällt ,(Anzegge
pflicht ,Anforderung .Wohnungsvormerkung,undWehnungszuweisung
EndigungderAnforderung,RechtsmittelundStrafen )folgendesher¬
vorzuhebenä Der allgemeinen Anzeigepflicht unterliegen unterliegen

möblierteundnichtmöblierteWohnungen,binnen3TagennachRechts¬
kraft der KündigungedersnnatigenEndigungdesbisharigenMietver-¬
hältnisses .DieAnzeigensind bei der Wohnungsnachweisstellejenes
Bezirkes,inwelchemdieanzeigepflichtigeWohnunggelegenist ,vom
Hauseigentümerzu erstatten Die Wohnungengelten auf Grunddieser
AnzeigenmitdemEndedesbestehendenMiet -odersonstigenBenützungs
rechtesals angefordert .Hausbesorgerwohnungengeltenjedochnurdanz
als angefordert ,wennsie nicht wiederals Hausbesorgerwehnungver¬
wendetwerden.FürDoppelwehnungenist nichtmehrdasWehngebietmaß-¬
gebend,sendernderbloßeBesitzvon2odermehrerenWohnungen ,von
denenwenigstenseineinWiengelegenist .

BiebesonderenAnferderungsgründehabeneineVerschärfungrück¬
sichtlichderunbenütztenWohnungenundderüberzähligenWohnräume .
erfahren,indemeineWohnungschendannalsunbenütztgilt ,wennsie
wedervomWohnungsinhabernechvenFersonenfür derenUnterhalter
zusergengesetzlichverpflichtetist ,bewohntwerdenundindembei

denüberzähligenWohnräumenbeiderErmittlungderZahlderdenHaus
standbildendenBewohner,2Kinderunter10Jahren ,alseinePersen
gerechnetwerdenunddieGemeindebeiderAnforderungüberzähliger

andemgemeinsamenVorraum,derAbort .unddemWasserbezug,sowie
auchaufdieKücheausdehnenkenn.EineErweiterungderbesonderenAnforderungsgründeistauchda¬
durcheingetreten ,daßWohnungenundWohnräumeangefordertwerden
können,derenAnhaberwegenUebertretungderVorychriftenüberdie
WohnungsanforderungodersonstigerdasWohnungswesenunddasBestand
verhältnisregelndenBestimmungenrechtskräftigbestraftwordensind ;
ferner ,daßKlubKasino-undVereinsräumeangefordertwerdenkönnen
insoweitmehrals 6beiErbauungdesHausesfürWohnzweckebestimmte
Räumehiefür in Verwendungstehen .Dochist bei der Anforderungder
letztgenanntenRäumlichkeitenstetsaufdieZieleundZweckederVer-¬
einigungbilligeRucksichtzunehmen.

ZurBeschaffungvenErsatzräumenfürdieUnterbringungvonGe¬
schäftenundKanzleien,welchefürihreZweckebisherWohnungenver¬
wendethaben ,könnenleerstehendeundunbenützte ,sowiezuunerlaub¬
tenZweckenverwendeteGeschäftsräumeherangezogenwerden;ebenso
Geschäftsräume,welcheanderenPersonenüberlassenunduntervermie-¬
tetwerden,sofernehiedurcheineVeränderungdesbisherigenVerwen-¬

dungszweckeeingetresenist oderkünftighineintretenwird.
BerIII .Abschnittder Verordnungenthält das Verfahrenüber

dieWohnungsvormerkungunddieRichtlinienfürdieBegutachtungdes
WohnbedarfesunddieZuweisungvonWohnungenunterBezeichnung
Fälle ,inwelchendenHaunctümeundjenenWohnungeinhabern,
vondenenüberzähligeWohnräumeangefordertwurden ,einVorschlag
rechtzusteht.ImIV.AbschnittwerdendieFällebezeichnet,inwelchendie
GemeindeaufdieAnforderungVerzichtleistenkann ,Neufgenommen
wurdederVerzichtunterderBedingung,dassderInhaberderangefer
dertenRäumefürZweckederWohnungsfürsorgeentwedergleichwertiger
Räumeherzustellensich verpflichtet ,oderderGemeindezudiesem
DreckeeinenangemessenenBausoderAdantierungeaitragleistet .Ein
solcherVerzichtkannjedochnurdanneintreten ,wenndieAequivalent
leistungzweckmässigererscheint ,als die DurchführungderAnfor

derung,DerV.AbschnittderVerordnungenhältua ,dieBestimmungdass
Net ,Zu - ,AufundUmbauten,für welchenachdemInkrafttretender
VerordnungdieBaubewilligungerteilt wird ,vonderAnforderungaus

genommenwerdenkönnen.
JubiläumDerBezirksvorsteherdesBezirkesJosefstadtJohann
BergauerfeiertmorgenFreitagsein25jährigenJubiläumalsBezirks

fat ,



Wien ,Dennerstag ,den31 .März1921 .-Abendausgabe

Inkrafttreten der erhöhten Lustbarkeitsabgabeg In dem am1 .
April zur Ausgabe gelangenden Landesgesetzbølatte für Wienwird

dasvomWienerGemeinderatals LandtagbeschlosseneGesetz
treffend die Erhöhung der Gemeindeabgabe von Vorführungen Wett¬

bewerbenundBelustigungenin derStadtWien(Listbarkeitsaugabe)
kundgemacht .DasGesetz tritt mit demTageseiner Kundmachungin
Wirksamkeit .Es treten daher die neuen erhöhten Abgabesätze mit

1 .Aprilin Kraft .DienachProzentendesEintrittspreiseszu
bemessendeLustbarkeitsabgabe beträgt demnach:

a )10 %bei Theateraufführungen mit aussschliesslich oderdoch
vorwiegendgesprechenemWert ,Rezitationsveranstaltungen,Cerne
aufführungen ,Orchester -und Solistenkonzerten sowieKammermusik
abenden ,seweit die drei letzgenanntenVeranstaltungeninKon¬
zertsälen oderTheatergebäudemabgehaltenwerden;

b )25 %beiKongertakademien,
Verführungenundc )25 %beisportlichen

Wettbearben (MitAusnahmederimPunktf bezeichneten)wobei
vondenersten5000KdervereinbartenEintrittspreisenurdie
halbe Abgabezu entrichtenist ,

d )30 %beitheatralischenundsonstigenmusikalischenAuf¬
führungendernichtimPunkta genanntenArt (. B.Opefetten,
Tanzvorführungenin Konzertsälenu .dgl . )sowiebeiallensontsi¬
gen in diesemParagraphennicht besondersangeführtenVeranctaltun

gen ,
e )40 %bei Vorführungenin Rauchtheaternsowiein solchenThea- ¬

tern ,in denenSpeisenundalkchelischeGetränkewährendderVor-¬
stellungimZuschauerraumverabreichtwerden ,beiLichtbilderver¬
führungenundbei TanzunterhaltungeneinschliesslichderReutsund

Redouten,
f )50 %beiPforderennen,Bex-undRingkämpfen.



WeitersdagtRedner,derBegriff„Generalanforserung"
werdemissverständlichaufgefasst.DieErweiterungbezüglichder
AnforderungbetreffeeinennichtsehrnennenswertenBruchteilderfreiwerdendenWohnungen.EinewesentlicheVerschärfungtrete
nureinbezüglichderüberzähligenWohnräuneundderDoppelwoh-¬nungen.Esseiauchirrtümlich,wennmanglaube,dassessien
würdennurangefordert,insofernsienotwendigsinzurUnter-¬
bringungvonGeschäftslokalenBüros,. . .gdiebisherinWohnun-degkünstlerischeWertwesentlichvermindertwerdenkönnte,dem
genuntergebrachtwaren.WennHerrDr.Kienböckgemeinthabe,dassHausegentümerdieMöglichkeitgebotenwird,durcheineentspre-¬aufdieBedürfnissedesAmtesmehrWertgelegtwerde,alsaufdeBedürfnissedesPublikums,undeineRechtßicherheiteinge¬tretensei ,müsseRednererklären,dassdieMoralundRechts-¬
chlüssodesVeraltungsgerichtshofssungestessenwerden.Des¬

Rednergebeohneweiterszu,dassdasneueAnforderungsgesetz
mehralsbisherindasVerfügungsrechtderHausherreneingreife.
(GR.Schwar-Hiller:AberauchderMieter.).Esschützeauchden
Mieter,dabisherGesonäftslokaleundWohnungeninfolgedeslang-¬
wieirgenRechtsverfahrensMonätelangleergestandenseien.

GRRudolfMüller(17)(SozDem)sagt,dadmitHilfedes
StadterweiterungsfondesverschiedenestaatlicheBamenaufgeführt
wurden,dieseabersoaufgeführwurden,daßdieBauzeiteins
überauslangewarunddieArbeitenumständl.hundunzweckmässig
gemachtwurdensodaßsiesehrvielGeldkostetenDiesesGeld,
wiederzurückfordern.

gendesVerwaltungsgerichtshofesinallgemeinerFormabfälligeKritikübte ,blossdeswegen,weilderVerwaltungsgefichtshofin
einerZeit,womansichüberRechtsformenleichterhinwegsetzt,
derVerwaltungsgerichtshofsteheinBezugaufdieGediegenheitundlicheFortbildungsseilenforgenommen.
StetigkeitseinerJudikaturüberdenoberstenGerichtshof,Rådner
wissenWohnungsanforderungeneineAßtAbkaufzulässt,diesch
steKritikherauffordee ,weildieseBestimmunggeeignetsei,
MißdeutungenhervorzurufenundKapitalskräftigenWohnungseigentü -WitwenundWaisenmitdenPensionsnormendesBundeszuunter-¬
aufalleNeubautensehrbedenklich,dennsieunterbindedieBau-rungderfreiwilligenZuwendungenzuerstatten.-Gliehezeitig
senkann,wasdamitgeschieht.DerPlanmitGesetzenundVerord-rungherarnungen,dieErhaltungderHäuserzusichern,seiundurchführbarzudenBezügenderaktiteningestetengewährt,luchfürdie
zumalmandemHauseigentüme:nichtzubaulichenHerstellungen

zwingenkönne,wennerkeineMitteldazubesitze.DieseAdaptie-¬
rungenabausöffentlichenMittelzubestreiten,seiganzun-¬
möglichundundenkbar.GR.Drünwald(Soz.Dem.)entgegnet,dassbezüglichderAblösestelltenzuerhöhen.EswurdedemBedankenAusdruckgegeben,
oderdesAbverkaufsderWohnungsorderungdurchausnichtindedassdieGemeindenichtermangelnwerde,auchdenGemeindepen-¬

umeineGeneralanforderungderGeschäftsräumehandle.GeschäftsrmSacheseisozuverstehen,daßbeiWohnungenwoumfangreicheAdartierungsarbeitennötigwären,oderwodurchbaulicheHerstellunger

chendeAblöseinauderenHäuserngeeigneteRäumezugewinnen
DasøseinichtWillkürodergarwiegezagtwurde,eineErpressung.ichdenanzugleichen,wasdieLundesregiarurgfürihrePensionist
( Dr.Kienböck:Abereskannleichtdamitverwöchseltwerden!)

begriffe vielmar leiden ,wennberechtigte AnforderungendurchBe -Bezüglichder AnforderungvonNeubautensei zu bemerken ,dat da - hahenist der Unterschiedein nicht sehr durchgreifender,weilmitlediglichverhindertwerdensoll ,daßinsolchenBautenLuxus:GemeindevervaltungspeziellbezüglichderAltpensionisten,
halbseidasfreieErmessendesAmtesmehrbetontwordenalsfrüne)wohnungeneingerichgstwerden,diedemallgemeinenWonnungsbederrsichfürsor,chergezeigthat,alsderStaat.Indem

GemeindedieHandhabebekommen,dassinNeubautenKleinwohnungen
hergestelltwerdenunddaßdieGemeindegufdieFestsetzungdertenauchfürdiePensionistengebenmöge.
MietzinseentsprechendenEinflussnehmenkönnen.

GR-Kokrde(SozDem.)sagt,daßinderResolutionnichtge¬
sagtwerde,daßdieGemeinde/dasganzeVermögendesStadterwei-¬
terungsfondeswieesliegtundstehtverlangt,sonderndaßihrdasganzenochvorhandeneVermögenübergebenwerde.DerRefeAtSelbst,erbedürfedaherkeinerBegründung.
erwidertsodannaufdievondeneinzelnenRednernvorgebrachten
BedenkenundsagtdaswichtigsteseiånenWegzufinden ,auf

daszusounrentablenArbeitenVerwendetwurde,müssedieGemeindewelchenesmöglichseinwerde,dieInteressenderKriegsbeschädigtennichtzuschädigen.MitderRegierungwerdesichverhandeln
GR.Dr.Kienböck(chr.soz)bamerktgegenüberdenAusführungenlassenundmanwerdeendlichdochguzugelangen,derGemeindeDieseitlängeremanhaltendewarmeTemreraturhateinegrosseTrok-¬desStR.GrünwaldesseibedauerlichwennerandenEntschiduneWieneineEntschädigungfürdenseinerzeitiganBechtsraubzuKenheitimGefolge.IndenStrassenundaufdenPlätzenwirbeltder

erwirken.BeiderAbstimmungwirddieResolu' ioneinstimmigängenommenkerungsehrgefäfhrden.EsliegtdiegrosseGefahrvor,dassdie
öfterindieLagekommt,solcheEntscheidungenzukassieren.GeradunddieWahlvonSaiegiertenineinzelneSchulausschüssefürfach-MenschenlebenkostenwirdIchstelledaherdendringendenAntrag:

erklärtweiter,daßderrag:phdesEntwurfes,welcherbeige-habennachstehendenDringlichkeitsantrageingebracht:DerBe-Fallist.meinderatmögedeAusschussI beauftragen,inkürzesterFrietdemGemeinderateAnträgewegenGleichstellungderAltpensionisten,

merneinVorzugsrechteinräumtEbensoseidieGeneralanforderungbreiten.EosindVorschlägewegenentsprechenderRegulie-¬
lust.WerwirdnochHäuserbauenwollen,wennergarnichtrmes-mögeder' eratbeschliessen,esseiandieBundesregie-¬, damitjeneZuschüsse,diederBundgegenwärtig

orgungsgenüssegeleistetwerden.

GR.SchitwesstinseinerBegründungdaraufhin ,dass
dieRegierungdarangeht,diePensionenderstaatlichenAnge¬

vondemVorrednerbefürchtetenArtworgegangenwerdenwird.Dielonistendaszugeben,wasdenStaatspensionistengegehenwurde.DieserZeitpunktist nungekommenundderGemeinderatwolle
daherdemAntragedieDringlichkeitzuerkennen.

kannt .
BeiderAbstimmungwirddemAntragedieDringlicheitzuer-
ZumMeritumdesAntragesführtGR.Schmidtaus,

dassdieAbstimmunggezeigthate ,dassdieGemeindegewiltist ,

wetanhat .SoweitBerechnungenüberdieseSachestattgefunden

verlorengehenwürden.DurchdasAnforderungerechtsolleebendietakomtzumAusdruck,dassandenStaatherangetretenwerden
muss,damiterjeneQuote,dieerfürdiestädtischenAngestell¬

DerAntragwirdsodannalsdringlichdergeschäftsordnungsmäss
Behandlungzugewiesen.

GR.DopplerbChr.soz)bemerkt,seinAntragsprechefürsich
DemAntragewirddieDringlichkeitnichtzuerkannt.Rufebei

denChristlichsozialen:EineKomödiewiesienochnichtdagewesen
ist .

GR.Körber(chr.soz.)stelltfolgendenHringlichkeitsantrag:

WindkollossaleStaubwolkenauf ,welchedieGedundheitderBevöl-¬

EswerdenhieraufdieWahlenindieGemeindevermittlungsämterTuberkulosesicherschrechendvermehrenwirdAundvieleOpferan
DerHerrBürgermeisteOgeunverzüglichveranlassen ,dassdiebespritzt

DieGemeinderäteKarlSchmidt,Jorde,HellnannundGenossenStrassenundFlätzeweitbesserwerdenalsesbisherder
DemAntragewirddieDringlichkeitzuerkannt.Nachdemnunauch

derAntragtellermeinenAntragausführlichbegründethat ,wirdder-¬selbeindringlichemWegedergeschäftsordnungsmäsigenBehandlung
zugeführt.DieöffentlicheSitzungwirdhieraufgeschlossen.

Se



GRSchmidt ( chr . - soz . ) :Seit eisigen Jahrenwer
derholtVerträgevorgelegt ,die sichaufdie BewilligungvonKre-¬
diten für das Ybbskraftwerkbeziehen ,dass seinerzeit nach Wienelek - ¬

trischeEnergieliefernsoll .Esist auchvonSeitederOpposition
zu begrüssen ,dassder Gemeinderatdie ernste Absichtzuhaben
scheint ,dieser Frage näher zu treten ,die eine derwichtigsten
Fragen für Oesterreich ist ,da die Wasserkräfte zu denwenigen
Schätzengehören ,die Oesterreichgebliebensind .Es ist fraglos ,
dass der Gameinderatin dieser Angelegenheit die Initiative er¬
greifen muss .AndereLänderhabenschonweitgreifendeVorarbeiten
gedeistet ,nur in Oesterreichist bishernichtsgeschenen.
Die Meinung ,dass das Donauwerkzuerst gebautwerdenmuss ,halteio
ntfür richtig ,undich glaube ,dass das Ybbswerkvorläufig
für uns wichtiger ist .Die Vorteile des Yhbswerkesliegen vorallem
darin ,dassnureinekurzeBauzeiterforderlichist ,weitersin
denverhältnismässiggeringerenBaukostenundfernerdarin ,dassma¬
die Fernleitungfür dasYbbswerkgleichzeitigfür die inAussicht
genommenenEnnswerkeverwendenkann ,weiters in derKontinuität

derWasserkraftderYbbsundschliesslichdarin ,dassmandieVer¬
bindungmitdervonderHochquellenwasserleitungerzeugtenKraft
herstellenkann .DemgegenüberwirdderNachteildesDonankraft-¬
werkesimmerdarinbestehen ,dassbeiderDonauinfolgegeringerer

WasserführungimWintereine bedeutendeVerringerungvielleicht
soagr vollständige Einstellung des Werkesstattfinden könnte .Die
Rentabilität des Ybbswerkesist gesichert .TechnischeSchwierig¬
keitenwirdesnichtbieten ,undauchdieKonsenserteilungdürfte
keineSenwierigkeitenhaben .Eshandeltsich eigentlichnurmehr
darum ,wiedie finanziellenMittelbeschafftwerdensollenund

darüberhabenwir leider bei all denverschiedenenVerhanlungen
imGemeinderatenie eineMitteilungbekommen .Manmussmindestens
miteinemBeldbedarfvon . 8bis 2 Milliardenrechnen .Dawärees
erwünscht,wennwirseitensdesHerrnReferentenüberdieArt
der Finanzierungeine InfrmartionerhaltenwürdenWirwollenauch
indieserSachemitberaten,deshalterlaubeichmirnamensmeiner
Partei das Verlangenzu stellen ,dass die Klubszur rechtenZeit
verständigtwerden .Imuetrigenwerdenwirfür diesenAntragstim¬

men . DerReferenterklärtinseinemSchlußworte,daßdieGe¬une

meindeverwaltungwegender FinanzierungausgesetztVerhand
lungen pflege die sich sehr schwierig gestalten ,weil ganzbe
deutendeSummenin Betracht kommen ,Sebald ein greifbares Resulsat
verliegt ,werdederFinanzausschusseinberufenundauchdieMitglie
der desGemeinderatesrechtzeitigüberdenStandderfinanziellen
BerstungeninKenntnisgesetztwerden.

VB.EmmerlingberichtetweiterüberdenVertragderElektri
zitätswerke mit der Naphta - Impertgesellschaft ,wonachfür einenge - ¬
mietetenKesselwagendie Haftungin der Höhevon500 . 000Kübernom¬
menwird und beantragt ,den desamtkredit von 15,500 . 000K für die
Haftungder gemistetenKesselwagenzugenehmigen.

DemAntragewirdehneDebattezugestimmt.
GR .Richter( Soz . - Dem)berichtet übergemeinesmeStrassen-¬

bahnfreikartender Schulkinderzur FörderungundDurchführungdes
nachdemneuenLehrplanaufAnschauunggerichtetenUnterrichtes
an den VolkseundBürgerschulen .Es sollen jeder Klasse vom3 .bis

zum8 ,Schuljahrjährlich4 FreikartenaufderStrassenbahngewährt
werden .Zur Begung und Einteilung der Schülerkærten sollen in
jedemSchulbezirkeAusschüsseeingesetztwerden.

GR .WalterGabriele(chr. - soz- )findet ,dassdaswasdurch
denBerichtemachtwerdensoll ,zu wenigist ,da 4 Fahrtennicht
genügenumdimSinnedesUnterrichtesundseiner Wichtigkeitauch
andere Fahrten gemacht werden müssen .Es kann aber von denKindern

nichtverlangtwerden,dasssie dieFahrten ,diefürdenUnterrich
gemachtverden,gezahltwerdenmüssen.ImInteressedesSchulbetrie
bes wärees auchgelegen ,Saderwägenzur Verlügungzustellen .
Rednerinbeantragt ,dass demSchulkindernbei allenLehrfahrten
freieFahrtaufdenStrassenbahnenzugewährensei

GR.Wawerka(chr. -soz. )sagt ,dassdieVorlagenichtsneu
schaffe ,daauchschenfrühersolcheFahrtenemachtwerdensind.
Eshandstsichum3660Klassenmitdurchschnittlichje 30Kindern,
sodasssichrundexX900000Freifahrtenergeben .Eswäreau
zu wünschen ,dass jene Einri tungenaufrecht erhaltenbleiben ,
die bis jetzt bezüglich der Strassenbahnfahrten für dieKinde

bestandenhabenRecherbeantragt,dieStrassenbahndirektionzu
beauftragen,dieAusgabederausserordentlichermässigtenFahr
scheinefür die SchulkindermittunlichsterBeschleunigungzuve
anlassen und demGemeinderatbinnen 3 WochenBericht zuerstatten .
DemReferatestimmeRednerzu

Referentsagt in seinemSchlussworte ,dass dieVerkehrungen
vomVerjahreaufrechterhaltenbleiben .DerheutigeAntragseinur
derAusbauvendem ,wasbereitsgeschehenist ,underwerd
leichtdazuführen ,wasderAntragderGrin .Walterb .

Bei der Abstimmungwerdendie AnträgeWalterund
geschäftserdnungsmässigenBehandlungzugewiesen,der
tragangenommen

eR .Richter( Soz .Dem )begründeteinenAntragwes
sationderöffentlichenSonderschulenWiens ,derbezweckt,

alle Schulenfür schwachbefähigte,taubstummeundsprac
Kinderzu einemselbständigenSchulkörperzusammengefasst
die Sonderschulenfür sprachkrankeKinderzu einerseltstandige

SchuleausgestaltetmitselbständigenSchulleiternversehenund
einemselbständigen Schulinspektoratunterstellt werdenDurch
dieseZusammenfassunghofftmanbessereErziehungsund
richtsresultate der schwachbefähigten und mit einemGebrechen

haftetenKinderzuerzie
GRinWalter(chr. soz. )begrüsstdiesezeitgemässeAusge

staltung ,sprichtaberdenZweifelaus ,obtatsächlichalle
schwachbenähigtenKinderdieseSchulenbesuchenwerden ,Besonders
dieElternschwachbefähigterKinderscheuensolcheSonderschulen
die sie micht anders als Trottelschulen "mennen Daher kommees ,

daßschwachbefähigteKinderweiterhindieöffentlichenVolksschu¬
lenbesuchen,e imLernennaturgemässzurückbleibenundschliess-¬
lich nach demAustritt aus der Schule ihren Verwandten ,wenn

garderGemeindezurLastfallenDiesemUebelstandekönnennur
durch die Einführung des Unterrichtszwanges auch für diese Schu
en abgeholfen werden .Rednerin stellt daher den Antrag ,derGe¬

meinderaterkenntdieNotwendigkeitderSchaffungeinesGesetzes
an ,welchesdieElternverpflichtet,aufGrundderErgebnisseär
licher Untersuchungdie betreffendenKinderin einer ihremkörper-¬
lichenundgeistigenGebrechenRechnungtragendeHilfsschulezu
schicken ,falls sie es nichtvorziehenfürdenDrivatenUnterricht
ihrerKinderSorgezutragen.

DerReferentbemerktin seinemSchlusswort ,dieGemeinde
werdegewissdaraufhinwirken,daßeinsolchesGesetzgeschaffen
werde ,aber es könnteschonvorher durchden AusbauderInstitu
tionderSchulärzteviel nützlichesgeleistetwerdenEinWegzur

Besserungwärevielleichtdaringelegen,wenndieobligatorische
Untersuchungder Kindereingeführtunddie ElternvomArzteüber
denkörperlichenundgeistigenZusandihrerKinderaufgeklärtwer

DerAntragwirdhieraufangenommen.DieResolutionWalter
r geschäftsordnunsmässigenBehandlungzugeführt



NadheinemReferatedesGR.Dr.TandlerwirddasUeberein¬
kommenmitderAand-undforstwirtschaftlichenBetrietsgesellschaft
meb. H.betreffend dieUeberlassungvonViehbeständendesjugend-¬
heimesOberhallabrunn ,die nachUebersiedlungder Insassennach
St .Andräzurückgehliebensind ,ohneDebattegenehmigt .

DervonGR.KokrdavertreteneAntragderStadtpflastermeisterf
MagdalenaBurescheineAnzanlvonPflastersteinenkäuflichzu
überlassen,wirddebattelosangenommen.

GR.Kokrda( Soz. -Dem. )berichtetsodannübereineandie
Regierungin AngeiggenheitdesStadterweiterungfondszurichtende
Resolutionundführtaus :DasVerhaldenderBundesregierungver-¬
anlasstunsdøenGemeinderatbitten ,dieGemeindeverwaltung
in ihremBestrebandieInteressenderWienerBevöäkerungalsauch

ManhörtinletztererZeit ,dassdieRegierungbereitsei ,den
TiergarteninLainzganzoderzumTeilsdemKriegsheschadigten¬
fondabzutretenunddieKriwdsbeschädigtensindbereitsdaran,im
TiergarteneineSiedelungzuerichten,undzudiesemZwecke32Hel
tar jungenEichenwaldkahlzu schlägern .Estut einemdas
Herweh,wiedasLuftreservoirderStadtWienaufunverantwortli
ArtundWeiseweggefegtwird .Manweissgarnieht ,welcheGefahren
dasfürdieGesundheitderBevölkerungmitsichbringt .Esmuss
andieRegierungdiedringendeBittegerichtetwerden ,dassdie
ZuweisungandieKriegsbeschtigtennichtstattfinde ,umsomehr,da
sichPlätzefindenliessen ,die sichvielmehrfür eineSiegelung
eignenwürden.WasichvomTiegartensage,giltauchbeüglich

derStaatselberzuunterstützen.WiewirindenletztenWochen
erfahnenhaben,befindetsichdieBundesregierunginernstenUnter-EsistdasErsuchenandieBundesregierungzustellen,dass
tumsind,zuübergeben.DadieGemeindeverwaltungseitDezemberlolgsotwendig,fdassixedieGemeindedieMöglichkeithabe,beid
wiederholtherangetretenist ,die InteressenderStadtzube¬

ür

notwendig,auchdemGemeinderate/dieseSachezuinteressieren.
DieFragehängtmitdemStadterweiterungsfondzusammen.DerKampf
zwischelderRegierungundderGemeindeist soalt ,wicderFond
selber .DerselbewurdeimHahre1857durcheinkaiserliches

FestungsgürtelsumdieinnereStadtheruminsEigentumüberwiesen
DieVerwaltungdesFondswurdedemMinisteriumfürInneres

übergeben.AufGrunddeskaiserlichenHandschreibensuteaufAnlagenzuerhalten,undauchinsofernes
dieErrichtungeinesRathausesundeinerentsprechendeninzanlSebgudenhandelt
vonMarkthallenausdenMittelndesFondsRücksichtgenommen
werdensollen .Diesist nichtzugetroffen.WiedieStadtdenGrund
fürdasRathausgebrauchthat ,musstedieGemeindeverwaltungdie-¬
senGrunddemStadterweiterungsfondfür 257 . 000Guldenabkaufen.
DieGemeindehatauchsonstkeineUnterstützungausdemStadt-¬

erweiterungsfondfür alle übrigenAnstaltenerhalten .
SiemussteaberdieStrassenanlagen,Kanalisation,Beleuchtung

. . W.aus -igenenMittelnbestreiten .DieKosten ,diedamals
hiefüraufgelaufensind ,betrugen56 ,688. 000Kronen
unddiesemusstedieGemeinde,obwohlesunstrittigist ,dassdieeederGemeindegelingt ,dieverschiwdenenWiderständein denBüres
GründeseinerzeitderStadtgehörthaben,ausihrenögfentlichen
Mittelnbestreiten.AufandererSeitehatderStadterweiterungs-¬
sonddurchVerkaufvonGründenanPrivate128MillionenKronen
eingenommen.DieAusgabendesFondsfürEinlösungenvonaltenüber
Häusernbetrugen45MillionenKronen,sodassernocheine

desAugartens,desPratersundderLobau.
handlungen,umdenKriegsbeschädigteneinigeAnlagenundGebandenchestensdieGemeindeWienfürdenEntgangentschadige,derihrdurch
inderStadt,diezumTeileStaats-,zumTeileHofärareigen-dieEngnahmederFertifikationsgründeentstandenist .Beistferner

VerhandlungenmitdenKriegsbeschädigtenvertretenzusein
rücksichigen,dochEneErfolg,istesnachunseremDafürhaltenNichtgleichgültig,wasmitdenGebaudengeschicht,obz.B.dieRadthdaskyaserneaufderSchmelzeinemZweckezugeführtwird,

ndeunddieUmgebeungleidenwürden,oderobasiedieGenein
vernünftigemZweckezuführt .EineReihevonGebauden,welche

eGemeindeverlangt,sindöffentlichenZweckenzugedacht.Ichbitt
Handschreibenbegründet,undihmdieseinerzeitigendrundedesdaherdenGemeinderat,dasBestrebenderGemeindeverwaltungindieserAngelegenheitzuunterstützen,umdasfürdieGesundheit

dieBevölkerungmotwendigeLuftreservoirindenammvührtenWald¬
umZuweisung

GR.Dr.Kienböck(chr.sez.)bezeichnetdenAntragalsven
hervorragenderWichtigkeitfürdieStadtWien.DieGemeindeWien
habezuwiederheltenMalenihreAnsprüchegegenüberdemStastegel
tendgemacht,dahingehend,daßderStadterweiterungsfendderGe
meindegehört.EinErfolghievenseibisjetztnichterzeyerden.
DieKundgebungsei zubegrüssenunddertadt Wienmüssedaszurück
gegebenwerden,wasinzwischenausdemFendeabgegangenist :Die
FormderResolutienseikeinebeemndersgrluckliche,daeinerseits
dieinihrgenanntenZuschftennichtbekanntseien,undderReferen
andererseitsdavonauchnichts erwähnthabe .Eswärezuhoffen ,daß

undAemternzuüberwindenWasdenKriegsbeschädigtenfondanlangt,
seseidiesereinGebil,dasnichtglücklichgenanntwerdenkönne
DerFondseibishernechnichtindenBesitzderVermögenschaftenge
langt ,dieihmdurchdasGesetzzugesprochenwurden,wasaufdie

Einnahmevon83MillionenverfügteDerFondwarjederenVerzögerungenbückratischerNaturzurückzufuhrenseiEswäreleichtzweckdienlichdenKriegsbeschädigtenfondwiederaufzuhen
Kontrolleentzogenundwasmitden83MillionenKronenge-¬ unddenKriegsbeschädtigtendaszuzuweisen,wasfürdiezweckmässig
schehenist ,weissniemand.DieGemeindewurdewiederholtundzumletztenmaleimJahre1897umUnterstützungenausdemFondebittwåre.DerFondwerdenieaktivseinunddaherde.Invalidennichtsbietenkönnen.WasdenLainzerTiergartenanlange,sehabenlich ;diesmalum14MillionenKronen,dochwurdedieBittemit
demHinweisedarauf ,dassderFondübergeringeBeträgeverfüge,
diekaumzurErrichtungderheuenBurghinreichen,abgewiesen.
EswurdevonderBundesregierungdieRückgabederHofstallungen ,
derLeitgardekaserne,desHofmobiliendepots,desPraters,des
Augartens,desFouragemagazinsanderDonau,denLainzertier¬
gartens ,vonTeilenderLobau,dieRadetzkykaserne,desMilitär-¬
geograpbéachenInstitutesundeinigerandererverlangt ,aber
alleVorstellungenderGemeindeverwaltungbliebenbisherohne
Erfolg .UndhiceistehtdieGemeindenichtaufeinemfiskalischen
Standpunkte,deneinigeObjektewürdeneinzerrendesGutbilden.

sichdieInvalidenerganisstionenaufeinSiedlungspregektgeeinigt
undeinenTeil desTiergartensverlangt .EinesolcheBeswebungmüs¬
segeßördertwedenundesseiaucheinähnlicherBeschlussgefasst
werden.ObdieSiedlungeinenErfelghabenwerde ,könnenichtgesagt
werdenSichersei aber ,daßdieGemeindeanall diesenDiengenein
großesInteressehabe .Eswäredanergut ,daßnochverschiedeneFra
geneinerBeratungundPrüfungunterzegenwerden ,wie . BedieFrage
derVertretungdesLandtagesvonWienimKursteriumdesKriegsbe¬
schädigtenfends.Rednerbeschäftigtsichdannausführlichmitder
neuenVererdnungbezüglichderWehnungsanferderung,derenEntwurf
imStadtsenatedenGegenstandeinerlangenDebattegebildethabe,



undzähltdieBedenkengegeneinzelneBastimmungenauf .Diesller-¬
wichtigsteWirkungderaltenAnferderungsverordnungwarin demDruck

tt
gelegen ,der auf Parteienzu grossenWehnungenausgeübtwurde.
Dieser Druckhabe sich als sehr heilsam erwiosen .Wennnun derGe- ¬
meindedasausschliesslicheRechtüberfreiwerdendeWehnungeneinge-¬
räumt wird ,sei zu befürchten ,daß der schwerbelastete Hausbesitz

demnundasletzteRechtgenemmenwerdensoll ,dasInteressean
dembaulichen Zustand der Häuser noch mehr verliert als bisher ,
Es werdendie zur SommerzeitgeplantenBauherstellungsarbeiten
neuerlich hinausgescheben oder ganz verabsäumt werden ,Darin liege

eine große Gefahr .Die Gemeindeverwaltungmüsste endlicheinsehen ,
daß wirtschaftliche Antriebe zu schaffen wären ,damit wiederLe- ¬
benin diese tote Materiekommt ,Bedenklichseien auchdieBestim-¬
mungenüber die AnforderungvomGeschäftsräumen ,weil dadurchviel - ¬
fach die reelle Geschäftswelt geschäftigt werden wird .DieGemeinde

verwaltung müsste unbedingt für die Schaffung eines Senatessorgen ,
welcherfachmässigaus denKreisender Geschäftsweltzusammenge-¬

setzt Kst und sowehl über die Anferderung selcher Wehnungenals

auch deren Zuweisungzu entscheiden hätten .( Zwischenrufebeiden
Sezialdemekraten :Das wird ehnehin geschen ! )Sie denkenausschließ¬
lich an die Bedürfnisse des Amtesund nicht an den Rechtsschutzder
Bevölkerung.WennmansichausschliesslichaufdasWohnwellenund
die Einsichtder Aemterverlasst ,führt daszu einerVerluderung
der Rechtsverhältnisse .Zweifelloswerdeauf demGebietedes
Wohnungswesensgreber Unfug betrieben und viele Miesbfäuchege - ¬

schehen ,denen aber nur auf legitime Weise abzuhelfen ist ,nicht
aber nachdemErmessenoder der Gnadedes Amtes .Die Mehrheitmöge
ausdendargelegtenGründendenEntwurfderVerordnungnochmals
genauerwägenundüberprüfenunddie angeregtenVerbesserungen
ernstlichberücksichtigen .

GR .Eldersch( Soz. - Dem. ) :Wenngesagtwirdenist ,dass
das Gesetz ,mit welchemdas hofärarischeundhabsburgischeVermö¬
gen für die Kriegsbeschädigtenin Anspruchgepmmenwerdensoll ,
aufzuhebensei ,so müssedemschon aus demGrundewidersprochen
werden ,eil diese Massregelgewissermasseneine Sühnefürdie
Kriegsverbrechenan der Envalidendarstelle .Es seiallerdings
nicht in Abrede zu stellen ,dass sich Unzweckmässigkeiten ergeben
haben ,vor allem deshalb ,weil die Bürogratenso langegebraucht
haben ,umdie AusscheidungvonVermögensteilenvorzunehmen,die
ja denInvalidenkeinenNutzenbringenkönnten .Darauskönneaber
derSchlussnichtgezogenwerden ,dasøGesetzaufzuheben.Es

müssenvielmehr Verhandlungenmit den Kriegsbeschädigtengepplogen
werden ,wie das Vemögendienstbar gemacht werdenkann .

DieResolutionverlangt,dassdasnochrestlicheVermögender
Gemeindeeingeantwortet werden soll .Dies könne nurgeschehen - ¬

wenndie Rechtswohltatder Inventurangesprochenwird .ImFonde
sind nohh ungefähr 20 Millionen Wertpapiere ,wenn manKriegs - ¬
anleihe als solche bezeichnenwill .Zu demFondvermögengehört
auch der Bauder neuenBurg ,der ,wenner vollendet werdensoll ,
ein vielfachesdesBetragesdervorhandenenWertpapierebean-¬
spruchenwird .Eswärealsozweckdienlicher,wenndieGemeinde

verlangenwürde,wennderStaatsiedafürentschädige,dassihr
Verwertung der

seinerzeit die/Vermögensobjkteunmöglichgemachtwurde .Das
VermögenwerdekeinengrossenNutzenbringen ,manmüssesich
daherdaraufverlegen,vomStaatezuverlangen,dasser ihrdener-¬
littenenSchadenvergüte .DieVerhandlungensollendaherindieser
Richtunggeführtwerden ,dassvonderRegierungdie Anerkennungdes
Standpunktesdurchgesetztwerde ,dassderStaateineEntschädigung
zugewährenhat ,ManmüsseaberaufjedenFallwissen,wasdie
Gemeindebhkommt,dennsonstkönntengewisseVerlegenheitenent-¬

stehen .
GR.Rotter( chrsoz-)sagt ,dassererwartethätte,dass

derReferentdieAnsprüchederGemeindebegründenwerde,unddass
er Argumentevermisse ,aus denenhervorgehe ,dass derStadterwsi-¬
terungsfondderGemeindegehört.Rednerführtgeschichtliche
Datenan ,diebeweisen ,dassderStadterweiterungsfondderGemeinde
Wiengehört .AmSchlusseseinerAusführungenwünschtRedner,dass
beisowichtigenAngelegenheitenkünftighineinMotivenberictzur
Informationvorgelegtwerde.

GR .Grünwald( Sez .Dem . )bemerkt ,es wei richtig ,daßes
gegenwärtiginWienKeinegeringereSorgegäbe ,alsdieBeschaf.
fungvonnotwendigenWohnungen.DieGemeindeverwaltunghabedes
halballeMittelherangezogen,derWohnungsnotnachMöglichkeit
abzuhelfen .WennGR .Dr .Kienböckdie praktischenErgebnisseder
Anforderunggeringfindet ,so sei daraufzu verweisen ,daßim
Jahre1919immerhin11 . 000Wohnungenangefordertwurden ,dass
von diesen Anforderungen 7000 rechtskräftig geworden sind und
mehrals 4000 an Wohnungsbedürftigezugewiesenwerdenkonnten ,

DadurchkonntewenigstensdemgrösstenWohnungselendabgeholfen
werden .Die Wohnungsnotin anderen Städten des In -undAuslandes
ist grösser als bei uns ,wir haben nicht unter so krassen Miß - ¬

ständenzu leidenwieanderswo .Weitersei gege - überdenAusfüh-¬
rungen des OR .De .Kienbockwegender RückwirkungderWohnungs- ¬
anforderungenauf den baulichen Zustand der Häuserzube- ¬
merken,daßdieverschärfseAnforderungmitdemtatsächlichfort-¬
schreitenden Verfall vieler Baulichkeiten nur in einemsehrlosen
Zusammenhange stehte Hier kommenganz andere materielle Fragen in

Betracht ,die es unmöglichmachen ,die Reparaturenwirklichaus - ¬
reichend durchzuführen .Unzweifelhaftsei der Zustandvieler

Häuser in Wienäussers besorgniserregend .Im Laufe dernächsten
Jahre sei eine Verschlechterung zu befürchten ,so daß es zuden
dringendsten Aufgaben der Gemeindeaber auch des Staates gehört ,
durch Gesetze dieser bedrehlichen Erscheinungentgegenzuwirken.
Diemateriellen Interessen der HausbesitzerwerdendurchdieAn- ¬
forderung der Wohnungendurchaus nicht tangiert .
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